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1. Einleitung 

„Erziehung kann niemals neutral sein. Entweder ist sie ein Instrument zur 

Befreiung des Menschen, oder sie ist ein Instrument seiner Domestizierung, 

seiner Abrichtung für die Unterdrückung.“ (Freire 1973) 

Schule ist nicht ausschließlich ein Ort der Wissensvermittlung, sondern zugleich 

ein gesellschaftlicher und politischer Raum. Pädagogische Institutionen sind in 

gesellschaftliche Macht- und Herrschaftsverhältnisse eingebunden und 

vermitteln zugleich normative Vorstellungen darüber, welches Wissen als 

legitim gilt, welche Perspektiven Anerkennung erfahren und welche Formen 

gesellschaftlicher Teilhabe erwünscht sind. In diesem Zusammenhang 

beschreiben Mecheril und Shure Schule nicht nur als Bildungsinstitution, 

sondern zugleich als „Ort der Vermittlung ideologischer Weltsichten“ 

(Mecheril/Shure 2018, S. 63). Darüber hinaus könne Schule als „institutionell 

und integrativ hervorgebrachter Raum“ verstanden werden, in den 

gesellschaftlichen Ordnungen nicht nur vermittelt, sondern auch fortlaufend 

reproduziert und ausgehandelt werden (Mecheril/Shure 2018, S. 64). Schule 

erscheint damit nicht als neutraler Raum, sondern als ein Ort, an dem 

gesellschaftliche, staatliche und systematische Vorstellungen, Narrative und 

Machtverhältnisse wirksam werden. Gerade im Kontext politischer Bildung 

zeigt sich diese Spannung besonders deutlich. Politische Bildung beansprucht 

politische Mündigkeit, Urteilsfähigkeit und gesellschaftliche Teilhabe zu 

fördern. Gleichzeitig stellt sich jedoch die Frage, welche politischen 

Vorstellungen und staatlichen Narrative innerhalb schulischer Kontexte 

vermittelt werden und inwiefern bestimmte Formen gesellschaftlicher 

Orientierung als legitim hervorgebracht werden. Die Schule wird dadurch zu 

einem zentralen Ort staatlicher Erziehung, an dem gesellschaftliche und 

staatliche Ordnungsvorstellungen vermittelt und bestimmte Formen politischer 

Orientierung hervorgebracht werden können.  

Diese Widersprüchlichkeit zwischen dem Anspruch politischer Mündigkeit und 

der Reproduktion staatlicher Narrative wurde im Rahmen der vorliegenden 

Feldforschung sichtbar. Während eines Bundeswehrbesuchs im Politik- und 

Wirtschaftsunterricht formuliert ein Jugendoffizier gegenüber den 
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Schüler*innen unter anderem „Wir brauchen euch“. Solche Aussagen erscheinen 

nicht isoliert, sondern stehen im Zusammenhang mit gesellschaftlichen und 

staatlichen Vorstellungen darüber, welche Formen politischer Haltung, 

Verantwortung und Partizipation im schulischen Kontext vermittelt werden 

sollen. Gerade im Politikunterricht stellt sich daher die Frage, wie politische 

Mündigkeit verstanden wird, welche Narrative dabei transportiert werden und 

inwiefern Schule an der Hervorbringung bestimmter gesellschaftlicher 

Vorstellungen beteiligt ist. 

Die gesellschaftliche und politikdidaktische Relevanz dieser Fragestellung zeigt 

sich auch in aktuellen empirischen Studien zur politischen Bildung junger 

Menschen. Die ICCS-Studie aus 2022 verweist darauf, dass politischer 

Fachunterricht zwar grundsätzlich zur Förderung politischer Kompetenzen 

beitragen kann, zugleich jedoch nicht davon ausgegangen werden kann, dass 

politische Bildung „in der Breite gesichert umgesetzt“ wird (Abs et al. 2024, S. 

19). Besonders hervorgehoben werden dabei Unterschiede zwischen 

Schulformen sowie die Frage, „wie die Förderung mündiger politischer Teilhabe 

für alle Schüler*innen erreicht werden kann“ (Abs et al. 2024, S. 19). 

Gleichzeitig unterstreichen die Ergebnisse die Dringlichkeit einer 

Auseinandersetzung darüber, wie Schulen „alle Schüler*innen – und nicht nur 

privilegierte Teilgruppen – gleichermaßen auf die Rolle als Bürger*innen“ 

vorbereiten können (Abs et al. 2024, S. 11). Diese Ergebnisse unterstreichen 

damit die aktuelle gesellschaftliche Bedeutung politischer Bildung sowie die 

Frage, wie sogenannte Mündigkeitsförderung im schulischen Kontext konkret 

ausgestaltet wird. 

Vor diesem Hintergrund setzt sich die vorliegende Arbeit mit der Frage 

auseinander, wie politische Mündigkeit im schulischen Kontext verstanden und 

im Rahmen eines Bundeswehrbesuchs im Politik- und Wirtschaftsunterricht 

konkret adressiert wird. Im Zentrum steht dabei insbesondere die Untersuchung 

staatlich geprägter Narrative sowie die Frage, inwiefern politische Mündigkeit 

im Unterricht tatsächlich gefördert oder möglicherweise auch begrenzt wird. Die 

zentrale Forschungsfrage lautet daher: 
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Inwiefern wird im Rahmen eines Bundeswehrbesuchs im Unterricht politische 

Mündigkeit gefördert und welche staatlich geprägten Narrative lassen sich 

dabei rekonstruieren? 

Zur Beantwortung dieser Fragestellung wird die Arbeit zunächst theoretisch 

gerahmt. Hierzu wird die Schule als staatliche Institution sowie Althussers 

Verständnis der Schule als ideologischer Staatsapparat theoretisch erläutert. 

Anschließend werden politische Mündigkeit und die Kritik klassischer 

Mündigkeitsvorstellungen dargestellt und daraufhin mit Benedict Andersons 

Konzept der „imagined communities“ nationale Gemeinschaftsvorstellungen 

theoretisch gerahmt. Dann werden aktuelle politische Entwicklungen, 

Jugendpartizipation sowie der Forschungszustand zur Bundeswehr im 

schulischen Kontext dargestellt. Im empirischen Teil der Arbeit wird 

anschließend das methodische Vorgehen der qualitativen Feldforschung 

erläutert. Die Analyse orientiert sich an einem kategoriengeleiteten Verfahren 

und untersucht die im Rahmen des Unterrichtsbesuchs hervorgebrachten 

Narrative, Deutungsmuster und Vorstellungen politischer Mündigkeit. 

Abschließend werden die zentralen Ergebnisse zusammengeführt und diskutiert. 

Dabei wird insbesondere der Frage nachgegangen, inwiefern politische 

Mündigkeit im schulischen Kontext tatsächlich gefördert werden kann und 

welche Widersprüche und Machtverhältnisse dabei sichtbar werden.   

2. Theoretischer Rahmen 

Im Rahmen dieser Arbeit werden zentrale theoretische Perspektiven und 

Konzepte erläutert, die für die Analyse der empirischen Untersuchung 

grundlegend sind. Dazu zählen insbesondere Schule als staatliche Institution, 

Schule als ideologischer Staatsapparat, politische Mündigkeit, die Kritik des 

klassische Mündigkeitsbegriffs sowie das Konzept der Nation als „imagined 

communities“. Diese theoretischen Zugänge bilden das Fundament der Arbeit 

und dienen dazu, schulische Bildungsräume im Spannungsfeld von Staat, 

Gesellschaft und politischer Bildung analytisch einzuordnen. Da die einzelnen 

Perspektiven eng miteinander verknüpft sind, werden sie nicht isoliert, sondern 

in ihrem Zusammenhang betrachtet. 
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2.1 Schule als staatliche Institution  

Für die vorliegende Arbeit ist es erforderlich, Schule als staatliche Institution 

theoretisch einzuordnen, da schulische Bildungs- und Erziehungsprozesse nicht 

losgelöst von systematischen, politischen und institutionellen 

Rahmenbedingungen betrachtet werden können. Somit ist Schule nicht isoliert 

von gesellschaftlichen und politischen Strukturen zu verstehen, sondern steht 

historisch eng mit der Entstehung und Durchsetzung des Nationalstaates in 

Verbindung. Mecheril und Shure betonen, dass Schule „ohne Bezug auf die 

(national-) staatliche Entwicklung nicht verstehbar“ sei, da moderne 

Schulsysteme im Zusammenhang mit nationalstaatlichen 

Ordnungsvorstellungen entstanden sind (Mecheril/Shure 2018, S. 66). Schule 

übernimmt dabei nicht ausschließlich die Funktion der Wissensvermittlung, 

sondern ist zugleich an der Herstellung gesellschaftlicher Ordnung und ihrer 

Normsetzung beteiligt. Entsprechend beschreiben Mecheril und Shure Schule 

auch als einen „Ort der Vermittlung ideologischer Weltsichten“ (Mecheril/Shure 

2018, S. 63). Diese Verbindung von Schule und Staat zeigt sich insbesondere 

darin, dass schulische Bildung institutionell organisiert und durch staatliche 

Vorgaben geregelt wird. Schule ist staatlich strukturiert und über institutionelle 

Regelungen wie Schulpflicht, Curricula oder Leistungsbewertung eng an 

staatliche Ordnungssysteme gebunden (vgl. Mecheril/Shure 2018, S. 69). 

Dadurch entsteht ein umfassender staatlicher Zugriff auf Bildungs- und 

Erziehungsprozesse. Gleichzeitig gelten schulische Strukturen als stark 

verfestigt und nur begrenzt veränderbar (vgl. Mecheril/Shure 2018, S. 70). 

Darüber hinaus wird aus migrationspädagogischer Perspektive kritisiert, dass 

Staat, Nation und Gesellschaft häufig als selbstverständlich zusammengehörig 

konstruiert werden. Mit dem Begriff „Methodological Nationalism“ kritisieren 

Wimmer und Glick-Schiller eine Perspektive, die Gesellschaft 

selbstverständlich als Nationalstaat denkt (vgl. Wimmer/Glick-Schiller 2003, S. 

576). Steinbach, Shure und Mecheril beschreiben dies als einen „epistemischen 

Automatismus“, der dazu führe, Gesellschaft als „Nation(-alstaat)“ zu verstehen 

(Steinbach/Shure/Mecheril 2020, S. 27). Problematisch daran ist insbesondere, 

dass nationale Zugehörigkeit dadurch als natürliche Ordnung erscheint, obwohl 

sie gesellschaftlich hergestellt wird (vgl. Steinbach/Shure/Mecheril 2020, S. 25). 

Dies steht jedoch der empirischen Realität einer globalen Migrationsgesellschaft 
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entgegen. In diesem Zusammenhang verweisen Steinbach, Shure und Mecheril 

darauf, dass europäische Identität historisch mithilfe „diskursiver 

Repräsentationstechniken“ hergestellt wurde, „die das Andere und die Anderen 

Europas erzeugen“ (Steinbach/Shure/Mecheril 2020, S. 25). Zugleich wird 

hervorgehoben, dass mit der Infragestellung eines national codierten „Wir“ 

verstärkt auf rassifizierende Kategorien zurückgegriffen werde, um den „Wir-

Vorrang“ abzusichern (vgl. Steinbach/Shure/Mecheril 2020, S. 27). Schule ist 

damit nicht ausschließlich ein Lernort, sondern auch an gesellschaftlichen 

Prozessen der Zugehörigkeitsproduktion beteiligt. Auch im Kontext von 

Erziehung und Sozialisation wird die gesellschaftliche Eingebundenheit von 

Schule deutlich. So heißt es bei Dabisch in der Auseinandersetzung mit der 

Pädagogik Paulo Freires: „Der Mensch wird in seinem Heranwachsen von der 

Gesellschaft und ihren kulturellen Einrichtungen geprägt. Er muß sich den 

kulturellen Überlieferungen und ökonomischen Gegebenheiten anpassen und hat 

wenig Chance, dagegen zu opponieren“ (Dabisch 2000, S. 24). Schule erscheint 

damit nicht als neutraler Raum, sondern als Institution, die gesellschaftliche 

Normen, Werte und Machtverhältnisse vermittelt und reproduziert. Gleichzeitig 

verweist diese Perspektive darauf, dass Bildungsprozesse stets in 

gesellschaftlichen Strukturen eingebettet sind und daher auch im 

Zusammenhang staatlicher Ordnungsvorstellungen betrachtet werden müssen.  

2.2 Schule als ideologischer Staatsapparat nach Althusser 

Die bisherige theoretische Einordnung verdeutlicht bereits, dass Schule nicht 

ausschließlich als neutraler Bildungsraum verstanden werden kann, sondern eng 

mit gesellschaftlichen Ordnungsvorstellungen verbunden ist. Diese Perspektive 

wird durch Louis Althusser weiter zugespitzt, der Schule als Teil der 

sogenannten „Ideologischen Staatsapparate“ beschreibt (Althusser 2010, S. 54). 

Dabei unterscheidet Althusser zunächst zwischen repressiven und ideologischen 

Staatsapparaten. Zu den repressiven Staatsapparaten zählt er unter anderem 

Regierung, Polizei, Gerichte oder Gefängnisse und erklärt, dass diese „auf der 

Grundlage von Gewalt“ funktionieren (Althusser 2010, S. 54). Demgegenüber 

beschreibt er ideologische Staatsapparate als „eine bestimmte Anzahl von 

Realitäten, die sich dem unmittelbaren Beobachter in Form von 

unterschiedlichen und spezialisierten Institutionen darbieten“ (Althusser 2010, 
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S.  54). Zu diesen zählt Althusser unter anderem Schule, Familie, Kirche, Medien 

oder kulturelle Institutionen (vgl. Althusser 2010, S. 54 f.). Zentral ist dabei die 

Annahme, dass gesellschaftliche Verhältnisse dauerhaft reproduziert werden 

müssen. Althusser schreibt: „Daraus folgt, dass jede Gesellschaftsformation, um 

überhaupt zu existieren, zur gleichen Zeit, wie sie produziert, und um 

produzieren zu können, ihre Produktionsbedingungen reproduzieren muss“ 

(Althusser 2010, S. 38). Diese Reproduktion betrifft nach Althusser sowohl „die 

[in ihr existierenden] Produktivkräfte“ als auch „die existierenden 

Produktionsverhältnisse“ (Althusser 2010, S. 38). Damit geht es nicht nur um 

ökonomische Prozesse, sondern auch um die Frage, wie gesellschaftliche 

Ordnung, Herrschaftsverhältnisse und bestimmte Formen von Anpassung 

dauerhaft aufrechterhalten werden. In Bezug auf Schule wird dies besonders 

deutlich, wenn Althusser beschreibt, dass die Reproduktion der Arbeitskraft 

nicht nur fachliche Qualifikation betrifft. So hält er fest, dass die Reproduktion 

der Arbeitskraft „nicht nur die Reproduktion ihrer Qualifikation erfordert, 

sondern zugleich auch eine Reproduktion ihrer Unterwerfung unter die […] 

herrschende Ideologie“ (Althusser 2010, S. 43). Schule übernimmt hierbei eine 

zentrale gesellschaftliche Funktion, da sie nicht ausschließlich Wissen 

vermittelt, sondern zugleich gesellschaftliche Ordnungsmuster reproduziert. 

Besonders relevant für die vorliegende Arbeit ist Althussers Einordnung der 

Schule als ideologischer Staatsapparat. Althusser zählt den „schulische[n] ISA“1 

ausdrücklich zu den ideologischen Staatsapparaten und versteht darunter „das 

System der unterschiedlichen öffentlichen und privaten Schulen“ (Althusser 

2010, S. 54). Damit wird Schule nicht nur als Bildungsinstitution, sondern als 

Teil jener gesellschaftlichen Einrichtung sichtbar, durch die Ideologie vermittelt 

und gesellschaftliche Ordnung stabilisiert wird. Darüber hinaus macht Althusser 

deutlich, dass Schule keineswegs ausschließlich der vermeintlich neutralen 

Wissensvermittlung dient. Vielmehr schreibt er: „Die Schule […] lehren ein[e] 

bestimmte[s] Arten von >Know-How<, aber in solchen Formen, dass dadurch 

die Unterwerfung unter die herrschende Ideologie […] gesichert werden“ 

(Althusser 2010, S. 43). Für die vorliegende Arbeit ist diese Perspektive 

 
1 „Wir bezeichnen als Ideologische Staatsapparate (ISA) eine bestimmte Anzahl von Realitäten, die sich 
dem unmittelbaren Beobachter in Form von unterschiedlichen und spezialisierten Institutionen darbieten. 
[…] „Unter anderem die schulische ISA (das System der unterschiedlichen öffentlichen und privaten 
Schulen (Althusser 2010, S. 54). 
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insbesondere relevant, da sie schulische Bildungsräume nicht als wertfreie Orte 

der Wissensvermittlung versteht, sondern als Institutionen, die immer auch 

gesellschaftliche Normen, Ordnungsvorstellungen und Machtverhältnisse 

vermitteln und reproduzieren und dies auch maßgeblich zur Aufgabe haben. 

Gerade im Kontext politscher Bildung stellt sich damit die Frage, inwiefern 

schulische Räume neben der Förderung politischer Mündigkeit zugleich auch an 

der Vermittlung staatlich geprägter Narrative und gesellschaftlicher 

Erwartungshaltungen beteiligt sind.   

2.3 Politische Mündigkeit als Ziel politischer Bildung  

Die Auseinandersetzung mit politischer Mündigkeit bildet einen zentralen 

theoretischen Ausgangspunkt der vorliegenden Arbeit. Da politische Mündigkeit 

zugleich das zentrale Ziel politischer Bildung darstellt, ist eine präzise 

Begriffsbestimmung für die empirische Untersuchung von besonderer 

Bedeutung. Die begriffliche Klärung dient dabei nicht nur der theoretischen 

Einordnung, sondern zugleich der Offenlegung des der Arbeit zugrunde 

liegenden Verständnisses politischer Mündigkeit sowie der analytischen 

Perspektive, aus der heraus die empirischen Befunde interpretiert werden. Dies 

erscheint insbesondere deshalb relevant, da politische Mündigkeit innerhalb 

verschiedener politikdidaktischer Theorietraditionen unterschiedlich definiert 

und gewichtet wird. Die explizite Darlegung dieser Perspektive ermöglicht es, 

die anschließende Analyse nachvollziehbar einzuordnen. Gerade vor dem 

Hintergrund der bisherigen theoretischen Einordnung von Schule als staatlich 

eingebetteter und ideologisch wirksamer Institution stellt sich die Frage, wie 

politische Mündigkeit innerhalb schulischer Bildungsräume überhaupt 

verstanden und vermittelt wird.  

Zunächst ist hervorzuheben, dass politische Mündigkeit als allgemeines Ziel des 

Politikunterrichts in unterschiedlichsten Kompetenzmodellen verstanden wird, 

etwa im Kontext der GPJE oder bei Detjen et al. So wird in der 

politikdidaktischen Diskussion betont, dass sich politische Bildung aus einem 

Zusammendenken inhaltlicher und pädagogischer Perspektiven ergibt, wobei 

sich Unterrichtsthemen am „abstrakten Ziel des mündigen Bürgers“ orientieren 

und sowohl politische Gegenstände als auch lebensweltliche Bezüge der 

Lernenden einbeziehen (vgl. Detjen et al. 2012, S. 8). In dieser Verbindung von 
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fachlichen Inhalten und pädagogischer Zielsetzung verdichtet sich die zentrale 

Zielvorstellung politischer Bildung vom mündigen Bürger (vgl. Detjen et al. 

2012, S. 8). Daran anschließend wird politische Mündigkeit explizit als Ziel von 

Kompetenzentwicklung gefasst, da diese auf die „Befähigung zum 

selbstständigen Handeln“ ausgerichtet ist (Detjen et al. 2012, S. 8). Auch die 

GPJE unterstreicht die grundlegende Bedeutung dieser Zielformel und hebt 

hervor, dass der mündige Bürger als oberstes Bildungsziel beibehalten werden 

soll (vgl. GPJE 2004, S. 12). Dabei wird insbesondere betont, dass politische 

Bildung auf Urteils-, Mitsprache- und Partizipationsfähigkeit des Individuums 

abzielt und nicht auf die bloße Stabilisierung politischer Systeme oder die 

Vermittlung festgelegter politischer Positionen (vgl. GPJE 2004, S. 12). 

In dieser Arbeit wird politische Mündigkeit jedoch als interdisziplinäres Ziel 

gesellschaftswissenschaftlicher Unterrichtsfächer verstanden. Zwar steht in der 

empirischen Untersuchung ein Politik- und Wirtschaftsleistungskurs im Fokus, 

sodass eine explizite theoretische Einordnung politischer Mündigkeit 

erforderlich ist; zugleich verweist der Begriff der Mündigkeit grundsätzlich auf 

eine gesellschaftswissenschaftliche Perspektive die verschiedene 

wissenschaftliche Bezugsdisziplinen umfasst. In diesem Zusammenhang weist 

die Politikdidaktik darauf hin, dass neben der Politikwissenschaft weitere 

Bezugsdisziplinen relevant sind und zugleich eine fachwissenschaftliche 

Diskussion darüber besteht, welches Verständnis von Politik zugrunde gelegt 

werden soll. So betont Sander, dass unterschiedliche institutionelle Kotexte 

politischer Bildung zwar berücksichtigt werden müssen, diese jedoch keine 

eigenständigen wissenschaftlichen Disziplinen begründen, sondern vielmehr 

unterschiedliche Forschungsschwerpunkte innerhalb bestehender Disziplinen 

markieren (vgl. Sander 2013, S. 31 ff.). Ergänzend dazu verdeutlicht Hedtke die 

bestehenden Kontroversen innerhalb der fachwissenschaftlichen Grundlagen 

politischer Bildung, die sich insbesondere auf die Auswahl relevanten Wissens 

beziehen. So wird hervorgehoben, dass sich die Auseinandersetzungen darum 

drehen, „welches Wissenschaftswissen über das Politische […] für die politische 

Bildung auszuwählen ist.“ (Hedtke 2014, S. 43). Dabei wird deutlich, dass 

insbesondere sozialwissenschaftliche Disziplinen als zentral gelten, da für die 

politische Bildung „brauchbares wissenschaftliches Wissen“ vor allem aus 

diesen sowie ergänzend aus der Rechtswissenschaft erwartet wird (Hedtke 2014, 
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S. 43). Zugleich zeigt sich, dass einzelne Disziplinen selbst integrativ angelegt 

sind und Ansätze aus anderen Sozialwissenschaften zusammenführen (vgl. 

Hedtke 2014, S. 44). Diese interdisziplinäre Ausrichtung wird auch im weiteren 

wissenschaftlichen Diskurs bestätigt, in dem unterschiedliche Ansätze zwar in 

Konkurrenz zueinanderstehen, jedoch auf gemeinsamen theoretischen 

Grundlagen beruhen (Hedtke 2014, S. 44). Auch im schulischen Kontext wird 

diese Verbindung sichtbar, da Schulfächer wissenschaftliches, institutionelles 

und Erfahrungswissen miteinander verknüpfen und dabei, im Sinne einer 

„Transzendierung der Fachperspektiven“ (Tenorth 1999, 202), über einzelne 

Fachperspektiven hinausgehen (vgl. Hedtke 2014, S. 45). Darüber hinaus wirdin 

der politikdidaktischen Tradition die Einbindung mehrerer Disziplinen 

ausdrücklich hervorgehoben. So wird betont, dass politische Bildung auf eine 

„Mehrzahl sozialwissenschaftlicher Disziplinen“ bezogen werden muss (Hedtke 

2014, S. 47). Wolfgang Hilligen etwa erklärt, dass jenes 

gesellschaftswissenschaftliche Wissen für die politische Bildung relevant ist, das 

zur Lösung fundamentaler Probleme beiträgt, und bezieht sich dabei auf die 

Sozialwissenschaften und die Rechtswissenschaft (vgl. Hilligen 1985, 41, 105, 

zit. nach Hedtke 2014, S. 47). Gleichzeitig zeigt sich, dass diese Frage auch 

heute noch Gegenstand fachwissenschaftlicher Kontoversen ist, da einige 

Ansätze politischer Bildung stärker monodisziplinär, insbesondere 

politikwissenschaftlich, verorten, während andere ein interdisziplinäres 

Verständnis vertreten (vgl. Hedtke 2014, S. 47). 

Dies verdeutlicht, dass innerhalb der Politikdidaktik weiterhin eine 

grundlegende Debatte darüber besteht, wie das Politische sowie die 

fachwissenschaftlichen Grundlagen politischer Bildung zu verstehen sind. Vor 

diesem Hintergrund ist jedoch erneut auf den zentralen Begriff der politischen 

Mündigkeit zu rekurrieren. Wie bereits dargestellt, stellt diese das übergeordnete 

Ziel politikdidaktischer Theorietraditionen dar. Dabei ist hervorzuheben. Dass 

politische Mündigkeit nicht ausschließlich auf das „Politische“ im engen Sinne 

beschränkt ist, sondern darüber hinausgeht und weitere 

gesellschaftswissenschaftliche Dimensionen einbezieht. Diese Perspektive wird 

von der Autorengruppe Fachdidaktik aufgegriffen, die den Begriff des 

Politischen über die Politikwissenschaft hinaus erweitert und als Ausdruck der 

„öffentlichen Gestaltungskraft mündiger Bürgerinnen und Bürger“ beschreibt 
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(Autorengruppe Fachdidaktik 2016, S. 8). Politische Bildung wird demnach mit 

der Fähigkeit verbunden, gesellschaftliche Verhältnisse zu verstehen, zu 

beurteilen, zu kritisieren und zu verändern (vgl. Autorengruppe Fachdidaktik 

2016, S. 8). Auch Detjen et al. verweisen darauf, dass politische Bildung nicht 

ausschließlich auf politikwissenschaftlichen Grundlagen beruht, sondern 

beispielsweise auch kognitionspsychologische Perspektiven einbezieht (vgl. 

Detjen et al. 2012, S. 8). Diese interdisziplinäre Perspektive wird erneut von der 

Autorengruppe Fachdidaktik betont, die ein „interdisziplinäres beziehungsweise 

transdisziplinäres Verständnis politischer Bildung“ beschreibt, in dem 

insbesondere Politikwissenschaft, Soziologie und Wirtschaftswissenschaft, aber 

auch weitere Disziplinen wie Geschichte, Ethik und Rechtswissenschaft eine 

zentrale Rolle spielen (Autorengruppe Fachdidaktik 2016, S. 8). Zugleich wird 

deutlich, dass politische Bildung unabhängig von der konkreten 

Fachbezeichnung stets im Kontext gesellschaftswissenschaftlichen Unterrichts 

steht. So existieren unterschiedliche Beziehungen wie Politik, Politik-Wirtschaft 

oder Sozialkunde, die jedoch alle auf sozialwissenschaftlichen Unterricht 

verweisen (vgl. Autorengruppe Fachdidaktik 2016, S. 8-9). Diese Perspektive 

unterstreicht zugleich die Kontinuität politischer Bildung über verschiedene 

Schulformen und Jahrgangsstufen hinweg (vgl. Autorengruppe Fachdidaktik 

2016, S. 9). 

Da sich die vorliegende qualitative Feldforschung auf einen Politik- und 

Wirtschaft Leistungskurs bezieht und die Rolle der Beobachtung im schulischen 

Kontext angenommen wurde, ist an dieser Stelle festzuhalten, dass politische 

Mündigkeit zwar ein zentrales Ziel gesellschaftswissenschaftlicher 

Unterrichtsfächer insgesamt darstellt, während im Fokus dieser Arbeit jedoch 

insbesondere die  politische Mündigkeit steht.  

Somit ist abschließend der Begriff der politischen Mündigkeit historisch sowie 

bildungstheoretisch einzuordnen. Bereits bei Kant wird Mündigkeit als zentrale 

Leitidee der Aufklärung formuliert, etwa in der bekannten Aufforderung: „Habe 

den Mut, dich deines eigenen Verstandes zu bedienen!“ (Kant 1783/1964, S. 53, 

zit. nach Autorengruppe Fachdidaktik 2016, S. 13). Diese Formel gilt als 

Kernprogramm der Aufklärung und zugleich als grundlegende Maxime von 

Bildung und politischer Bildung. Mündigkeit basiert in diesem Verständnis auf 
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Vernunft und beschreibt die Fähigkeit des Subjekts, den eigenen Verstand 

selbstständig zu nutzen sowie eigenständig zu handeln (vgl. Autorengruppe 

Fachdidaktik 2016, S. 13).  Diese Perspektive wird in der Bildungstheorie 

weitergeführt, indem Mündigkeit als Ziel individueller Handlungsfähigkeit und 

Autonomie verstanden wird. So interpretiert Roth Mündigkeit als 

Zusammenspiel von Selbst-, Sach- und Sozialkompetenz (vgl. Sander 2014, S. 

13 f.). In handlungs- und rechtfertigungsorientierter Perspektive wird 

Mündigkeit zudem als „Kompetenz, selbstbestimmt zu handeln sowie sich und 

anderen darüber Rechenschaft ablegen zu können“ beschrieben (Grammes 1998, 

S. 92, zit. nach Autorengruppe Fachdidaktik 2016, S. 13). Der Aspekt der 

Rechenschaft verweist dabei auf die gesellschaftliche Einbindung individueller 

Mündigkeit. Für die politische Bildung der Neuzeit wird Mündigkeit darüber 

hinaus als eines der grundlegenden Strukturprinzipien verstanden. So beschreibt 

Sander politische Mündigkeit als Voraussetzung für eine eigenständige und 

ergebnisoffene Auseinandersetzung mit dem Wirklichkeitsbereich Politik, in 

dem sich Meinungen, Überzeugungen und Urteile der Lernenden unabhängig 

entwickeln können (vgl. Sander 2014a, S. 28, zit. nach Autorengruppe 

Fachdidaktik 2016, S. 14). In einem erweiterten Verständnis begreift 

gesellschaftliche Mündigkeit die Fähigkeit auf, sich mit Gesellschaft, Politik und 

Wirtschaft eigenständig, sachkompetent und interessengeleitet 

auseinanderzusetzen, selbstbestimmt und selbstwirksam zu handeln und dieses 

Handeln nachvollziehbar zu begründen (vgl. Autorengruppe Fachdidaktik 2016, 

S. 15). Dabei schließt Mündigkeit auch Kritikfähigkeit ein. In diesem 

Zusammenhang versteht Adorno Erziehung zur Mündigkeit ausdrücklich als 

„Erziehung zum Widerspruch und zum Widerstand“ (Adorno 1970, S. 145, zit. 

nach Autorengruppe Fachdidaktik 2016, S. 15), die auf die Widerstandsfähigkeit 

des Subjekts gegenüber bestehenden Autoritäten abzielt. Gleichzeitig bleibt die 

kritische Auseinandersetzung im Unterricht ergebnisoffen und kann auch in 

einer begründeten Bestätigung bestehender Verhältnisse münden (vgl. 

Autorengruppe Fachdidaktik 2016, S. 15). Ein an Mündigkeit orientierter 

Unterricht zeichnet sich somit dadurch aus, dass er unterschiedliche 

Perspektiven und Alternativen thematisiert, anstatt ausschließlich bestehende 

Strukturen zu reproduzieren (vgl. Autorengruppe Fachdidaktik 2016, S. 21). 
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Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass Mündigkeit als zentrale Leitidee 

politischer Bildung gilt, die insbesondere Autonomie, Verantwortung sowie die 

Fähigkeit zur Kritik, Urteilsbildung und gesellschaftlicher Teilhabe umfasst (vgl. 

Autorengruppe Fachdidaktik 2016, S. 21). Darüber hinaus basiert politische 

Mündigkeit auf der Fähigkeit, gesellschaftliche Verhältnisse kritisch zu 

reflektieren und bestehende Macht- und Herrschaftsstrukturen widersprechen zu 

können(vgl. Adorno 1970, S. 145, zit. nach Autorengruppe Fachdidaktik 2016, 

S. 21). 

2.4 Kritik klassischer Vorstelllungen politischen Mündigkeit 

Im Anschluss an die bisherige theoretische Einordnung ist es notwendig, den 

Begriff der politischen Mündigkeit nicht ausschließlich als normatives Leitbild 

zu betrachten, sondern ihn auch kritisch zu reflektieren. Insbesondere 

dekoloniale und postkoloniale Ansätze weisen darauf hin, dass der klassische 

Mündigkeitsbegriff keineswegs neutral ist, sondern historisch gewachsen und in 

Machtverhältnisse eingebunden bleibt.  

Den Ausgangspunkt dieser Kritik bildet die Aufklärung, in deren Kontext 

Mündigkeit als zentrales Bildungsziel formuliert wurde. So definiert Immanuel 

Kant Aufklärung als „Ausgang des Menschen aus seiner selbstverschuldeten 

Unmündigkeit“ (Kant 2002, S. 9, zit. nach Sonderegger 2023, S. 75) und 

verbindet sie mit der Aufforderung: „Habe Mut, dich deines eigenen Verstandes 

zu bedienen!“ (ebd.). Dieses Verständnis prägt bis heute maßgeblich 

erziehungswissenschaftliche und politikdidaktische Konzepte von Mündigkeit 

und Autonomie. Die dekoloniale Kritik macht jedoch deutlich, dass dieser 

scheinbar universale Anspruch von Beginn an mit strukturellen Anschlüssen 

verbunden war. Ruth Sonderegger zeigt, dass Kant selbst davon ausgeht, dass 

„der bei weitem größte Teil der Menschen […] den Schritt zur Mündigkeit […] 

für sehr gefährlich halte“ und daher in einem Zustand der Unmündigkeit 

verbleibe (Kant 2002, zit. nach Sonderegger 2023, S. 75). In diesem 

Zusammenhang wird zudem deutlich, dass Kant „das ganze schöne Geschlecht“ 

sowie große Teile der Menschheit pauschal als unfähig beschreibt, sich ohne 

Anleitung ihres eigenen Verstandes  zu bedienen (vgl. Sonderegger 2023, S. 75). 

Aufklärung erscheint damit weniger als bereits erreichter Zustand, sondern 

vielmehr als ein „groß angelegtes Bildungsprogramm“, das nur bestimmten 
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Subjekten tatsächlich zugänglich ist (Sonderegger 2023, S. 75). Mündigkeit wird 

folglich nicht als universelle Fähigkeit aller Menschen konzipiert, sondern als 

Bestandteil eines hierarchisierenden Bildungsprojekt, das zwischen aufgeklärten 

und nicht aufgeklärten Subjekten unterscheidet. Darüber hinaus arbeitet 

Sonderegger heraus, dass dieses Verständnis eng mit kolonialen Vorstellungen 

verknüpft ist. So werden außereuropäische Gesellschaften im Kontext 

aufklärerischer Theorie als auf einer „niedersten Stufe der sogenannten 

Zivilisation“ verortet (vgl. Sonderegger 2023, S. 76). Der Begriff der 

Mündigkeit ist demnach eingebettet in ein Denken, das zwischen zivilisierten 

und nicht zivilisierten Subjekten unterscheidet und damit Anschlüsse strukturell 

reproduziert. In der Konsequenz basiert die aufklärerische Bildungstheorie auf 

„Superioritätsdenken, Ausschluss und Trennung“ (Sonderegger 2023, S. 79) und 

ist eng mit der Herausbildung eines spezifischen, bürgerlich-europäischen 

Subjektmodells verbunden. Diese Perspektive wird durch Etzkorn und Mecheril 

weitergeführt, die Autonomie als zentrale Leitidee der Pädagogik kritisch 

hinterfragen. Zwar erscheint die Vorstellung eines autonomen, 

vernunftgeleiteten Subjekts zunächst als emanzipatorisch, da sie die Fähigkeit 

zur Reflexion, Kritik und gesellschaftlichen Teilhabe betont (vgl. 

Etzkorn/Mecheril 2023, S. 125). Gleichzeitig machen die Autor*innen deutlich, 

dass dieses Subjektverständnis aus einer spezifisch europäischen Denktradition 

hervorgegangen ist und eng mit kolonialen Machtverhältnissen verknüpft bleibt. 

So wird aufgezeigt, dass zentrale Begriffe wie Autonomie, Selbstbestimmung 

und Vernunft bis heute den Bildungsdiskurs prägen und auf aufklärerische 

Konzepte zurückgehen, die als „Gründungsdokument neuzeitlicher Pädagogik“ 

fungieren (vgl. Etzkorn/Mecheril 2023, S. 130). Diese Tradition ist jedoch nicht 

frei von Widersprüchen, da sie einerseits Emanzipation verspricht, andererseits 

aber Differenzen und Hierarchien erzeugt und stabilisiert. In dekolonialer 

Perspektive wird daher betont, dass die Idee des autonomen Subjekts mit der 

„Anmaßung“ verbunden ist, die die eigene Position als universell setzt und 

andere Perspektiven marginalisiert (vgl. Etzkorn/Mecheril 2023, S. 125). 

Zugleich verweist die erziehungswissenschaftliche Diskussion darauf, dass 

Subjekte nicht unabhängig von sozialen und machtförmigen Bedingungen 

gedacht werden können. Vielmehr entstehen sie in „Wissens-, Macht- und 

Selbstpraktiken“ und entwickeln ihr Selbstverständnis in sozialen Prozessen 
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sowie in Relation zu anderen (Ricken 2019, zit. nach Etzkorn/Mecheril 2023, S. 

131). Darüber hinaus wird betont, dass Vernunft selbst in 

Herrschaftsverhältnisse verstrickt sein kann und daher nicht als neutraler 

Maßstab verstanden werden kann (vgl. Etzkorn/Mecheril 203, S. 132). Damit 

wird deutlich, dass der klassische Mündigkeitsbegriff nicht nur ein wertneutrales 

Bildungsziel darstellt, sondern zugleich Teil eines normativen Rahmens ist, der 

bestimmte Formen von Subjektivität privilegiert.  

Vor diesem Hintergrund wird politische Mündigkeit in der vorliegenden Arbeit 

nicht als unproblematischer Zielbegriff verstanden, sondern als ein Konzept, das 

sowohl emanzipatorische Potenziale als auch exkludierende Dimensionen 

beinhaltet. Die theoretische Auseinandersetzung zeigt, dass Mündigkeit 

einerseits weiterhin eine zentrale Orientierung politischer Bildung darstellt, 

andererseits jedoch kritisch im Hinblick auf ihre historischen Voraussetzungen 

und impliziten Normsetzungen reflektiert werden musS.  Diese doppelte 

Perspektive ist insbesondere für die vorliegende Fragestellung von Bedeutung. 

Denn wenn im schulischen Kontext, etwa im Rahmen eines 

Bundeswehrbesuchs, politische Mündigkeit gefördert werden soll, stellt sich 

zugleich die Frage, welches Verständnis von Mündigkeit dabei zugrunde gelegt 

wird und inwiefern hierbei staatlich geprägte Narrative reproduziert werden. 

2.5 Nation und kollektive Zugehörigkeit: Benedict Andersons 

Konzept der „imagined communites“ 

Im Hinblick auf die Fragestellung und die spätere Analyse dieser Arbeit ist es 

notwendig, das Konstrukt von Nation sowie nationale 

Gemeinschaftsvorstellungen theoretisch zu rahmen. Insbesondere im Kontext 

politischer und gesellschaftlicher Narrationen stellt sich die Frage, auf welche 

Weise kollektive Zugehörigkeit hergestellt wird, wie ein gemeinsames „Wir“ 

sprachlich erzeugt wird und weshalb nationale Gemeinschaften trotz ihrer 

Abstraktheit als emotional reale Gemeinschaft erscheinen können. Einen 

zentralen theoretischen Zugang hierfür bietet Benedict Anderson mit seinem 

Konzept der „imagined communities“. Anderson versteht Nationen nicht als 

natürliche oder ursprünglich gegebene Gemeinschaften, sondern als historisch 

hervorgebrachte kulturelle Konstruktionen. Er definiert Nation als „eine 

vorgestellte politische Gemeinschaft – vorgestellt als begrenzt und souverän“ 
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(Anderson [1983] 2005, S. 15). Vorgestellt (imagined) sei die Nation deshalb, 

weil „die Mitglieder selbst der kleinsten Nation die meisten anderen niemals 

kennen, ihnen begegnen oder auch nur von ihnen hören werden, aber im Kopf 

eines jeden die Vorstellung ihrer Gemeinschaft existiert“ (ebd.). Nationale 

Gemeinschaft beruht demnach nicht auf tatsächlicher persönlicher nähe, sondern 

auf einer kollektiv geteilten Vorstellung von Zusammengehörigkeit. Zugleich 

beschreibt Anderson Nationen als Gemeinschaften, „weil sie, unabhängig von 

realer Ungleichheit und Ausbeutung, als kameradfreundlicher Verbund von 

Gleichen verstanden wird“ (Anderson [1983] 2005. S. 17). Entscheidend ist 

hierbei, dass Nationen trotz sozialer Unterschiede die Vorstellung gemeinsamer 

Zugehörigkeit erzeugen. Anderson verweist darauf, dass gerade diese Form der 

vorgestellten Gemeinschaft historisch eine enorme emotionale Wirkmacht 

entfalten konnte. So sei es „diese Brüderlichkeit, die es in den letzten zwei 

Jahrhunderten möglich gemacht hat, daß Millionen von Menschen für so 

begrenzte Vorstellungen […] bereitwillig gestorben sind“ (Anderson [1983] 

2005, S. 17). Die emotionale Dimension nationaler Gemeinschaften arbeitet 

Anderson insbesondere im Kapitel „Patriotismus und Rassismus“ heraus.  Dort 

betont er, dass nationale Zugehörigkeit nicht ausschließlich politisch oder 

rational funktioniere, sondern in besonderer Weise affektiv wirkte. 

Nationalismus könne „Liebe hervorrufen“ (Anderson [1983] 2005, S. 142), 

wobei diese Liebe häufig als besonders tief und selbstverständlich erschiene. 

Anderson beschreibt nationale Bindungen deshalb als kulturell erzeugte 

emotionale Beziehungen, die sich nicht primär über politische Programme 

erklären lassen (vgl. Anderson [2983] 2005, S. 142). 

 Von zentraler Bedeutung ist in diesem Zusammenhang insbesondere die Rolle 

der Sprache. Anderson versteht Sprache nicht ausschließlich als 

Kommunikationsmittel, sondern als Medium der Herstellung kollektiver 

Zugehörigkeit (vgl. Anderson [1983] 2005, S. 144). Über Sprache werde die 

Vorstellung gemeinsamer Geschichte, gemeinsamer Erfahrungen und 

gemeinsamer Zugehörigkeit erzeugt. Anderson schreibt hierzu, dass sich in der 

nationalen Sprache eine Form „natürlicher“ Verbundenheit ausdrücke (Anderson 

[1983] 2005, S. 144). Sprache trägt damit wesentlich dazu bei, Nation als 

zusammenhängende Gemeinschaft vorstellbar zu machen. Darüber hinaus 

verweist Anderson auf die politische Funktion von Sprache innerhalb 
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sogenannter „offizieller Nationalismen“. Diese beschreibt er als Nationalismen, 

die von oben organisiert und durch staatliche Institutionen stabilisiert werden 

(vgl. Anderson [1983] 2005, S. 92 ff.). In diesem Zusammenhang hebt Anderson 

hervor, dass im 19. Jahrhundert verstärkt Landessprachen als Staatssprachen 

eingeführt wurden (vgl. Anderson [1983] 2005, S. 93 ff.). Sprache erscheint hier 

nicht allein als kulturelles Merkmal, sondern ebenso als Instrument politischer 

Vereinheitlichung und staatlicher Ordnung.  

Gleichzeitig macht Anderson deutlich, dass Nationen immer auch durch 

Abgrenzung strukturiert sind. Nationen werden als begrenzt vorgestellt, da 

„selbst die größte von ihnen mit vielleicht einer Milliarde Menschen in genau 

bestimmten, wenn auch variablen Grenzen lebt, jenseits derer andere Nationen 

liegen.“ (Anderson [1983] 2005, S. 19). Die Vorstellung nationaler 

Gemeinschaft impliziert folglich stets auch die Vorstellung eines Außen. 

Nationale Identität entsteht damit nicht ausschließlich durch Gemeinschaft, 

sondern ebenso durch Differenzierung und Grenzziehung. Im Zusammenhang 

mit imperialen und kolonialen Kontexten verweist Anderson zudem auf die 

Verbindung von Nationalismus und rassistischen Ordnungsvorstellungen. Er 

beschreibt „spezifische Rassismen der herrschenden Klasse (Anderson [1983] 

2005, S. 106), die insbesondere innerhalb imperialer Herrschaftsordnungen 

hervorgebracht wurden. Nationalismus erscheint hierbei nicht isoliert, sondern 

eingebunden in politische Macht- und Herrschaftsverhältnisse. In Anschluss an 

Anderson lassen sich nationale Gemeinschaften nicht als objektive natürliche 

Einheiten verstehen, sondern vielmehr als kulturell hervorgebrachte 

Vorstellungen kollektiver Zugehörigkeit, die insbesondere durch sprachliche 

Bezugnahmen und emotionale Bindungen erzeugt und stabilisiert werden.  

Zusammenfassend wird deutlich, dass die theoretischen Perspektiven dieser 

Arbeit eng miteinander verknüpft sind und aufeinander aufbauen. Die 

Einordnung von Schule als staatliche Institution bildet dabei die Grundlage 

dafür, schulische Bildungsprozesse nicht ausschließlich pädagogisch, sondern 

insbesondere auch gesellschaftlich und politisch zu betrachten. Darauf 

aufbauend verweist Althussers Konzept des ideologischen Staatsapparats darauf, 

dass Schule nicht nur Wissen vermittelt, sondern gesellschaftliche 

Ordnungsvorstellungen sowie bestehende Macht- und Herrschaftsverhältnisse 
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aktiv reproduziert. Die Auseinandersetzung mit politischer Mündigkeit erweitert 

diese Perspektive um den normativen Anspruch politischer Bildung, während 

die Kritik klassischer Mündigkeitsvorstellungen bestehende Machtverhältnisse, 

Ausschlüsse und normative Setzungen sichtbar macht. Mit Andersons Konzept 

der „imagined communities“ wird diese Perspektive schließlich um Fragen 

nationaler Zugehörigkeit und kollektiver Gemeinschaft ergänzt (vgl. Anderson 

[1983] 2005, S. 6f.). 

Die theoretischen Ansätze verdeutlichen damit insgesamt, dass Schule und 

politische Bildung niemals losgelöst von gesellschaftlichen Macht- und 

Herrschaftsverhältnissen betrachtet werden können. Daran lässt sich Lenins 

Staatsverständnis anschließen, wonach der Staat dort entsteht, „wo, wann und 

inwiefern die Klassengegensätze objektiv nicht versöhnt werden können“ (Lenin 

[1917] 1971, S. 6). 

3. Gesellschaftliche Aktualität, politische Entwicklungen und 

Forschungsstand 

Die bisher vorgestellten theoretischen Perspektiven verdeutlichen, dass 

politische Bildung und schulische Bildungsprozesse nicht losgelöst von 

gesellschaftlichen und politischen Entwicklungen betrachtet werden können. 

Um die im Rahmen dieser Arbeit untersuchte Unterrichtsituation einordnen zu 

können, ist daher auch der gegenwärtige gesellschaftliche Kontext zu 

berücksichtigen. Insbesondere die aktuellen Debatten um Wehrdienst, 

militärische Aufrüstung und gesellschaftliche „Verteidigungsbereitschaft“ 

prägen zunehmend öffentliche und politische Diskurse. Gleichzeitig stellt sich 

die Frage, wie die Jugend diese Entwicklungen wahrnimmt, welche Rolle 

Krisenerfahrungen für ihre Lebensrealität spielen und inwiefern sie selbst 

politisch darauf reagieren.  

Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden aktuelle politische 

Entwicklungen, Perspektiven Jugendlicher, Schüler*innenproteste sowie der 

Forschungsstand zur Bundeswehr im schulischen Kontext dargestellt. 
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3.1 Aktuelle politische Entwicklungen und Wehrdienstdebatte 

Um die im Rahmen dieser Arbeit untersuchte Unterrichtssituation einordnen zu 

können, ist ein Blick auf die aktuellen ,sicherheitspolitischen‛2 Entwicklungen 

sowie die gegenwärtige Ausgestaltung des Wehrdienstes in Deutschland 

erforderlich. Vor dem Hintergrund einer politisch als verändert beschriebenen 

,sicherheitspolitischen‛  Lage, insbesondere seit dem russischen Angriff auf die 

Ukraine, hat die Debatte um militärische Aufrüstung und gesellschaftliche 

Verteidigungsbereitschaft in Deutschland deutlich an Intensität gewonnen (vgl. 

Bundeszentrale für politische Bildung 2025). In diesem Kontext beschloss der 

Deutsche Bundestag am 05. Dezember 2025 eine Reform des Wehrdienstes, die 

unter anderem eine verpflichtende Musterung junger Männer vorsieht (vgl. 

Bundeszentrale für politische Bildung 2025). Ziel dieser Reform ist ein 

umfassender Ausbau der personellen Stärke der Bundeswehr. So soll diese bis 

zum Jahr 2035 auf und 260.000 aktive Soldat*innen anwachsen und durch etwa 

200.000 Reservist*innen ergänzt werden, sodass im Verteidigungsfall insgesamt 

bis zu 460.000 Kräfte zur Verfügung stehen können (vgl. Bundeszentrale für 

politische Bildung 2025). Gleichzeitig basiert das Modell zunächst auf einer 

sogenannten Freiwilligkeit, wobei eine verpflichtende Ausweitung des 

Wehrdienstes politisch ausdrücklich vorgesehen ist, sollte die angestrebte 

Anzahl an Rekrutierungen durch Freiwilligkeit nicht erreicht werden (vgl. 

Bundeszentrale für politische Bildung 2025). Die rechtliche Grundlage hierfür 

bildet Artikel 12a des Grundgesetzes, in dem die Wehrpflicht weiterhin verankert 

ist. Diese wurde zwar im Jahr 2011 ausgesetzt, jedoch nie vollständig 

abgeschafft und kann somit grundsätzlich reaktiviert werden (vgl. 

Bundeszentrale für politische Bildung 2025). Für die in dieser Arbeit untersuchte 

Lerngruppe ist dieser Kontext insofern von besonderer Relevanz, als die 

Schüler*innen der Jahrgangsstufe 13 überwiegend den Geburtsjahren 2006 und 

2007 angehören und damit zeitlich unmittelbar an jene Jahrgänge anschließen, 

die von aktuellen und zukünftigen Entwicklungen im Bereich des Wehrdienstes 

 
2 Der Begriff „Sicherheitspolitik“ wird in der vorliegenden Arbeit in Anführungszeichen gesetzt, da bereits 
der Begriff selbst suggeriert, die damit verbundenen politischen und militärischen Maßnahmen würden 
zwangsläufig gesellschaftliche Sicherheit herstellen. Die Schreibweise dient daher einer bewussten 
kritischen Distanzierung vom vermeintlich neutralen Begriffsverständnis.  
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potenziell betroffen sein können. Auch wenn die konkreten Maßnahmen sie zum 

Zeitpunkt der Untersuchung noch nicht unmittelbar verpflichten, handelt es sich 

hierbei nicht um eine abstrakte Zukunftsfrage, sondern um ein Thema, das 

bereits im Raum Schule präsent ist und die Lebensrealität junger Menschen 

berührt. Vor diesem Hintergrund lassen sich die beschriebenen Entwicklungen 

nicht nur als politische Entscheidungen auf staatlicher Ebene verstehen, sondern 

auch als Teil eines breiteren gesellschaftlichen Diskurses.  Die aktuelle 

,sicherheitspolitische‛  Ausrichtung wird zudem durch politische Aussagen 

weiter unterstrichen. So formulierte der Verteidigungsminister Boris Pistorius im 

November 2023 mit Blick auf die zukünftige Rolle von Bundeswehr und 

Gesellschaft: „Für die Bundeswehr, genau wie für unsere Gesellschaft bedeutet 

das: Wir müssen kriegstüchtig werden. Ich weiß, das klingt hart.“ (Pistorius 

2023, zit. nach Bundeszentrale für politische Bildung 2025). Der Bundestag 

beschloss daher im Zusammenhang des sogenannten Wehrdienst-

Modernisierungsgesetzes eine Reihe von Maßnahmen, die weiterhin auf einem 

scheinbar freiwilligen Wehrdienst basieren, gleichzeitig jedoch eine 

umfassendere Erfassung potenzieller Wehrdienstleistender vorsehen (vgl. 

Bundeszentrale für politische Bildung 2025). So sollen ab diesem Jahr alle 18-

jährigen Männer und Frauen einen Fragebogen erhalten, der Auskunft über 

Motivation und Eignung für den Wehrdienst geben soll, wobei Männer zur 

Beantwortung verpflichtet sind, während diese für Frauen freiwillig bleibt (vgl. 

Bundeszentrale für politische Bildung 2025). Ergänzend ist vorgesehen, die 

verpflichtende Musterung junger Männer wieder einzuführen. Diese umfasst 

körperliche, medizinische und kognitive Tests sowie Beratungsgespräche zur 

Feststellung der Eignung für den Wehrdienst und soll perspektivisch für 

männliche Personen ab bestimmten Geburtsjahrgängen gelten (vgl. 

Bundeszentrale für politische Bildung 2025). Gleichzeitig wird der sogenannte 

freiwillige Wehrdienst in seiner Ausgestaltung angepasst und soll durch 

finanzielle Anreize, etwa durch eine Erhöhung des Wehrsoldes sowie zusätzliche 

Unterstützungsleistungen, attraktiver gestaltet werden (vgl. Bundeszentrale für 

politische Bildung 2025). Insgesamt verdeutlichen diese Maßnahmen, dass der 

gegenwärtige Ansatz einer sogenannten Freiwilligkeit mit strukturellen 

Elementen der verpflichtenden Erfassung verbunden ist. Die Reform des 

Wehrdienstes ist zugleich Gegenstand politischer und gesellschaftlicher 
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Kontroversen. So kritisieren Oppositionsparteien unterschiedliche Aspekte des 

Gesetzes, etwa die unzureichende Lösung des Personalproblems, fehlende 

Konzepte im Bereich des Zivilschutzes oder grundsätzlich die Möglichkeit eines 

verpflichtenden Wehrdienstes (vgl. Bundeszentrale für politische Bildung 2025). 

Auch Vertreter*innen der Bundeswehr selbst äußern Zweifel daran, ob die 

angestrebte Truppenstärke erreicht werden kann und ob das Modell auf Basis der 

Freiwilligkeit tatsächlich ausreichend Personal generieren wird (vgl. 

Bundeszentrale für politische Bildung 2025). Darüber hinaus wird die Reform 

auch von zivilgesellschaftlicher Seite kritisch begleitet. So kam es im Zuge der 

parlamentarischen Debatte zu bundesweiten Protesten von Schüler*innen, die 

sich unter anderem gegen die geplanten Maßnahmen sowie gegen eine als 

zunehmende Militarisierung wahrgenommene Entwicklung richtet (vgl. 

Bundeszentrale für politische Bildung 2025). Im weiteren Verlauf wird gezielt 

auf die Perspektiven und Forderungen von Schüler*innen eingegangen, die sich 

im Rahmen aktueller Protestbewegungen mit diesen Entwicklungen 

auseinandersetzen. In diesem Zusammenhang wurde auch die Frage 

aufgeworfen, inwiefern die junge Generation als unmittelbar betroffene Gruppe 

ausreichend in die politischen Entscheidungsprozesse einbezogen wird (vgl. 

Bundeszentrale für politische Bildung 2025).  

3.2 Jugend zwischen Krisenerfahrungen und politischer Unsicherheit 

(Shell-Studie) 

Vor dem Hintergrund dieser politischen und gesellschaftlichen Entwicklungen 

stellt sich die Frage, wie Jugendliche diese Veränderungen wahrnehmen und 

welche Bedeutung sie ihnen beimessen. Um diese Perspektive systematisch zu 

erfassen, wird im Folgenden auf die 19. Shell Jugendstudie zurückgegriffen, die 

ein differenziertes Bild der Lebensrealitäten, Einstellungen und 

Zukunftsaussichten junger Menschen in Deutschland zeichnet (vgl. Shell 

Deutschland 2024). Die Studie beschreibt Jugendliche dabei als zugleich von 

aktuellen Krisen geprägt, aber dennoch pragmatisch und in Teilen optimistisch 

in die Zukunft blickend (vgl. Shell Deutschland 2024). Inhaltlich werden unter 

anderem Fragen danach untersucht, wie junge Menschen mit globalen Krisen 

wie Kriegen umgehen, in welchem Maße sie sich für Politik interessieren und 

welche politischen Einstellungen und Werte sie vertreten sowie welche 
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Nachwirkungen insbesondere die Corona-Pandemie auf ihre Lebenswelt hat 

(vgl. Shell Deutschland 2024). Dies ist auch für die vorliegende Untersuchung 

von Bedeutung, da sich hieran anschließen lässt, inwiefern staatliche, politische 

Bildungsprozesse, etwa im Rahmen schulischer Veranstaltungen, zur 

Ausbildung politischer Mündigkeit beitragen und welche staatliche Narrative 

dabei vermittelt werden können.  

Die Ergebnisse der 19. Shell Jugendstudie zeigen, dass Jugendliche in 

Deutschland die gegenwärtigen gesellschaftlichen und politischen 

Entwicklungen in hohem Maße wahrnehmen und reflektieren. So ist das 

politische Interesse in den letzten Jahren deutlich angestiegen. Aktuell 

bezeichnen sich 55% der Jugendlichen selbst als politisch interessiert (vgl. Shell 

Deutschland 2024, S. 13). Gleichzeitig informiert sich mehr als die Hälfte aktiv 

über die politischen Geschehnisse, sowohl online als auch offline (vgl. Shell 

Deutschland 2024, S. 23). Dieses gesteigerte Interesse erscheint vor dem 

Hintergrund plausibel, dass Jugendliche in besonderer Weise von politischen und 

gesellschaftlichen Krisen betroffen sind. Sei es durch die Erfahrungen der 

Corona-Pandemie, durch die Wahrnehmung aktueller Kriege oder durch 

sogenannte ,sicherheitspolitische‛ Entwicklungen, die potenziell unmittelbare 

Auswirkungen auf ihre Lebensplanung haben könnten.  

Besonders deutlich wird die Relevanz ,sicherheitspolitischer‛ Themen im 

Hinblick auf die von Jugendlichen geäußerten Zukunftsängste. So zählen die 

Angst vor einem Krieg in Europa (81%) sowie Sorgen um die wirtschaftliche 

Lage und mögliche steigende Armut (67%) zu den am häufigsten genannten 

Belastungen (vgl. Shell Deutschland 2024, S. 13 ff.). Insgesamt wird deutlich, 

dass die mit militärischen Konflikten verbundenen Risiken, sowohl im Hinblick 

auf eine mögliche direkte Konfrontation als auch ökonomische und soziale 

Fragen, von Jugendlichen als reale und gegenwärtige Bedrohung 

wahrgenommen werden (vgl. Shell Deutschland 2024, S. 14). Parallel zeigt sich, 

dass die Bewertung ,sicherheitspolitische‛ Maßnahmen differenziert erfolgt. So 

geht die deutliche Verurteilung Russlands nicht mit einer uneingeschränkten 

Unterstützung militärischer Maßnahmen einher: Lediglich etwa die Hälfte der 

Jugendlichen spricht sich für eine militärische Unterstützung der Ukraine durch 

Deutschland aus, während ein nicht unerheblicher Anteil diese ablehnt (vgl. 
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Shell Deutschland 2024, S. 14). Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass 

Jugendliche militärische Aufrüstung und kriegsbezogene Maßnahmen 

keineswegs selbstverständlich befürworten, sondern ihnen kritisch begegnen 

und entsprechende Entwicklungen nicht als wünschenswerte Perspektive 

wahrnehmen. Darüber hinaus lassen sich auch kritische Einstellungen gegenüber 

staatlichem Handeln erkennen. So stimmen 55% der Jugendlichen der Aussage 

zu, dass staatliche Maßnahmen ihnen persönlich keine Vorteile bringen, was auf 

wahrgenommene Distanz oder fehlende Anschlussfähigkeit politischer 

Entscheidungen an die eigene Lebensrealität hindeuten kann (vgl. Shell 

Deutschland 2024, S. 17). Neben aktuellen ,sicherheitspolitischen‛ 

Entwicklungen prägt auch die Erfahrung der Corona-Pandemie die 

Lebensrealität der Jugendlichen nachhaltig. Ein Teil der Befragten berichtet von 

langfristigen sozialen und biografischen Auswirkungen, etwa durch verlorene 

soziale Kontakte (14%), Konflikte im persönlichen Umfeld (8%) oder 

beeinträchtigte Bildungs- und Berufsverläufe (15%) (vgl. Shell Deutschland 

2024, S. 26). Darüber hinaus werden Einsamkeitserfahrungen sowie 

gesundheitliche und psychische Belastungen thematisiert, die insbesondere für 

junge Frauen eine zunehmende Rolle spielen (vgl. Shell Deutschland 2024, S. 

26). Auch wenn die Pandemie von vielen Jugendlichen inzwischen als 

abgeschlossene Krise wahrgenommen wird, bleibt sie als prägende Erfahrung 

bestehen. Sie wird teilweise sogar als Beispiel dafür interpretiert, wie 

gesellschaftlichen Krisen bewältigt werden können, gleichzeitig werden jedoch 

auch die damit verbundenen Belastungen und Einschränkungen deutlich benannt 

(vgl. Shell Deutschland 2024, S. 30 ff.). Vor diesem Hintergrund wird deutlich, 

dass viele Jugendliche bereits in jungen Jahren mit einer Abfolge tiefgreifender 

gesellschaftlicher Krisen konfrontiert sind. Insbesondere jene Schüler*innen, die 

während der Corona-Pandemie in die weiterführende Schule begonnen haben, 

sehen sich gegen Ende ihrer Schulzeit nun mit weiteren gesellschaftlichen 

Umbrüchen konfrontiert. Die aktuell politisch als notwendig dargestellten 

,sicherheitspolitischen‛ Entwicklungen sind dabei nicht nur abstrakte politische 

Prozesse, sondern werden von Jugendlichen vor dem Hintergrund bereits 

erlebter Unsicherheiten als zusätzliche Belastung wahrgenommen. Sie können 

mit Zukunftsängsten, Unsicherheiten und der Wahrnehmung führen, nur 

begrenzt Einfluss auf diese Entwicklungen zu haben. Die Auseinandersetzung 
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mit aktuellen Kriegen, insbesondere in der Ukraine und in Westasien, erfolgt 

dabei häufig auf einer emotionalen und zugleich reflektierten Ebene. 

Jugendliche äußern Mitgefühl mit Betroffenen, nehmen globale Konflikte als 

destabilisierend wahr und setzten sich mit Fragen internationaler Verantwortung 

auseinander (vgl. Shell Deutschland 2024, S. 31). Insgesamt zeichnet die Shell 

Jugendstudie das Bild einer Generation, die einerseits von Unsicherheiten und 

Krisenerfahrungen geprägt ist, andererseits jedoch politisch interessiert, 

reflektiert und in Teilen auch kritisch gegenüber sicherheitspolitischen 

Entwicklungen eingestellt ist. 

3.3 Schüler*innenproteste und politische Partizipation 

Die Bundeszentrale für politische Bildung verweist im Zusammenhang mit der 

Reform des Wehrdienstes auf bundesweite Proteste von Schüler*innen, die sich 

gegen die geplanten Maßnahmen positionieren (vgl. Bundeszentrale für 

politische Bildung 2025). Im Hinblick auf die Fragestellung der vorliegenden 

Arbeit, die sich insbesondere mit politischer Mündigkeit und somit auch mit 

politischer Urteils- und Handlungsfähigkeit von Schüler*innen 

auseinandersetzt, ist es daher zentral, diese Protestbewegungen näher zu 

betrachten. Im Folgenden wird auf die Positionen und Äußerungen von 

Schüler*innen eingegangen, die sich im Rahmen aktueller Schulstreiks 

öffentlich zu den Entwicklungen im Bereich des Wehrdienstes äußern. Im Zuge 

der parlamentarischen Debatten zum Wehrdienst-Modernisierungsgesetz haben 

sich bundesweit Schüler*innenproteste formiert, an denen sich nach eigenen 

Angaben über 55.000 Schüler*innen in über 150 Städten beteiligt haben, die im 

Rahmen von Schulstreiks und Demonstrationen gegen die geplanten 

Maßnahmen auf die Straße gegangen sind (vgl. Schulstreik gegen Wehrpflicht 

2025, vgl. junglaut.de 2025). In vielen Städten kam es zu Protestaktionen, bei 

denen Schüler*innen ihre Ablehnung gegenüber einer möglichen 

Wiedereinführung der Wehrpflicht sowie gegenüber verpflichtenden 

Maßnahmen wie Musterungen und Fragebögen zum Ausdruck brachten. Die 

Protestbewegung formuliert ihre Position dabei in klarer und zugespitzter Weise. 

So heißt es beispielsweise: „Wir sagen NEIN zur Wehrpflicht! NEIN zu allen 

Zwangsdiensten“ sowie „Wir machen da nicht mit!“ (Schulstreik gegen 

Wehrpflicht 2025). Die politischen Entscheidungen werden von den 
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Schüler*innen dabei explizit als gegen ihre eigenen Interessen gerichtet 

beschrieben: „Am 5. Dezember hat die Bundesregierung […] gegen unseren 

Willen über unsere Zukunft entschieden“ (Schulstreik gegen Wehrpflicht 2025). 

Darüber hinaus wird in den Äußerungen der Schüler*innen wiederholt ein 

fehlender Einbezug der betroffenen Generation thematisiert. So wird kritisiert: 

„Niemand redet mit uns.  Niemand fragt uns, was wir wollen. Niemand will 

wissen, was wir dazu denken“ (Schulstreik gegen Wehrpflicht 2025). In diesem 

Zusammenhang wird besonders hervorgehoben, dass es sich um Entscheidungen 

handelt, die die Lebensrealitäten junger Menschen unmittelbar betreffen: „Dabei 

sind wir die Betroffenen! Es sind unsere Leben, über die sie diskutieren und 

bestimmen wollen!“ (Schulstreik gegen Wehrpflicht 2025). Neben der 

grundsätzlichen Ablehnung verpflichtender Dienste artikulieren die 

Schüler*innen auch weitergehende gesellschaftliche Forderungen, die in 

direkter Gegenüberstellung zur politischen Zielsetzung formuliert werden. So 

heißt es: „Die Bundeswehr will an unseren Schulen werben. Wir wollen 

Friedensbildung! Oder „Rheinmetall will, dass die Aktien weiter steigen. Wir 

wollen Geld für Bildung und Soziales!“ In ähnlicher Weise greifen die 

Schüler*innen auch zentrale politische Aussagen zur aktuellen 

sicherheitspolitischen Ausrichtung auf und stellen ihnen eigene 

Zukunftsvorstellungen gegenüber. So heißt es mit Bezug auf die zuvor 

dargestellte Forderung nach einer „Kriegstüchtigkeit“ der Gesellschaft: 

„Pistorius will, dass wir kriegstüchtig werden. Wir wollen eine Zukunft!“ 

(Schulstreik gegen Wehrpflicht 2025). Die Proteste werden dabei nicht als 

einmalige Reaktion beschrieben, sondern als Teil einer anhaltenden Bewegung: 

„Unser Protest ist kein einmaliger Aufschrei“ (Schulstreik gegen Wehrpflicht 

2025). Gleichzeitig wird die Ablehnung der Wehrpflicht in einen größeren 

Zusammenhang eingeordnet, indem sie als Teil einer wahrgenommenen 

„Kriegsvorbereitung“ beschrieben wird, die mit umfangreichen Investitionen in 

militärische Aufrüstung bei gleichzeitigen Kürzungen im Bildungs- und 

Sozialbereich verbunden sei (Schülerstreik gegen Wehrpflicht 2025).  

Neben den dargestellten Positionierungen formulieren die Schüler*innen auch 

konkrete Forderungen sowie weitgehende Handlungsstrategien. Diese 

verdeutlichen, dass es sich nicht lediglich um punktuelle Protestäußerungen 

handelt, sondern um eine organisierte Bewegung mit langfristiger Ausrichtung. 
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Im Folgenden werden die Forderungen und Pläne dargestellt, die im 

Zusammenhang mit dem Inhalt dieser Arbeit stehen, ohne dabei einen Anspruch 

auf Vollständigkeit zu erheben (vgl. Schulstreik gegen Wehrpflicht 2025). Ein 

zentraler Bestandteil der Bewegung besteht im weiteren Ausbau 

organisatorischer Strukturen innerhalb der Schulen. So wird angestrebt, „weitere 

Schulstreikkomitees“ zu gründen, in denen Schüler*innen gemeinsam 

Protestaktionen planen, „nächste Schritte diskutieren“ und weitere 

Mitschüler*innen zur Teilnahme an Streiks mobilisieren (Schulstreik gegen 

Wehrpflicht 2025). Dabei sollen auch bestehende Schülervertretungsstrukturen 

einbezogen sowie schulinterne Vollversammlungen organisiert werden, um die 

Bewegung breiter zu verankern und Entscheidungen kollektiv zu treffen (vgl. 

Schulstreik gegen Wehrpflicht 2025). Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der 

direkten Einflussnahme auf den schulischen Raum. So wird das Ziel formuliert, 

Schulen aktiv zu „Schulen gegen die Wehrpflicht“ zu erklären, 

Bundeswehrpräsenz an Schulen zu kritisieren und entsprechende Auftritte 

gezielt zu stören. Damit wird der schulische Kontext selbst zum zentralen 

Handlungsfeld der Bewegung (Schulstreik gegen Wehrpflicht 2025). Ergänzend 

fordern die Schüler*innen eine stärkere Verankerung von „antimilitaristischer 

und Friedensbildung“ im Schulkontext, die ausdrücklich „selbstorganisiert und 

gestaltet durch Schüler*innen“ erfolgen soll. In diesem Zusammenhang werden 

auch Informationsangebote zur Kriegsdienstverweigerung als Teil schulischer 

Bildungsprozesse eingefordert (Schulstreik gegen Wehrpflicht 2025). Darüber 

hinaus wird eine Ausweitung der Proteste über den schulischen Kontext hinaus 

angestrebt. Die Bewegung versteht sich als Teil eines breiteren 

gesellschaftlichen Bündnisses und sucht gezielt die Zusammenarbeit mit 

Auszubildenden, Studierenden sowie gewerkschaftlichen Jugendorganisationen. 

In diesem Rahmen werden gemeinsame Proteste gegen Aufrüstung sowie gegen 

wahrgenommene Kürzungen im Bildungs- und Sozialbereich angekündigt, etwa 

im Kontext von Demonstrationen zum 1. Mai (Schulstreik gegen Wehrpflicht 

2025). Die Schüler*innen ordnen sich dabei explizit in eine übergeordnete 

Friedensbewegung ein und beteiligen sich an weiteren bundesweiten 

Aktionstagen, etwa dem Antikriegstag oder groß angelegten 

Friedensdemonstrationen (Schulstreik gegen Wehrpflicht 2025). Die bisherigen 

Proteste gegen eine mögliche Widereinführung der Wehrpflicht lassen sich dabei 
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in einen größeren gesellschaftlichen Zusammenhang einordnen. Die letzte 

Protestbewegung fand am 08. Mai 2026, dem 81. Jahrestag des Endes des 

Zweiten Weltkriegs, unter dem Motto „Schulstreik gegen die Wehrpflicht“ statt. 

Laut Tagesschau protestierten an diesem Tag Tausende Jugendliche in 

zahlreichen deutschen Städten gegen Wehrpflicht und verpflichtende 

Musterungen; allein in Hamburg sprach die Polizei von 2.300 Teilnehmer*innen, 

die Veranstalter sogar von 6.000 (vgl. Tagesschau 2026). Auf Demonstrationen 

wurden dabei Slogans wie „Bildung statt Bomben“ verwendet (vgl. Tagesschau 

2026). Die Wahl des 8. Mai verweist zugleich auf die erinnerungspolitische 

Bedeutung dieses Datum.  So wird der 8. Mai in der kritischen Erinnerungskultur 

nicht ausschließlich als Gedenken verstanden, sondern ebenso als Anlass, gegen 

Krieg, Militarisierung und autoritäre Entwicklungen Stellung zu beziehen (vgl. 

Zeitgeschichte-online 2021). Vor diesem Hintergrund aktueller Debatten um 

Aufrüstung, Wehrpflicht und gesellschaftliche „Verteidigungsbereitschaft“ 

verdeutlichen die Proteste, dass insbesondere junge Menschen diese 

Entwicklungen nicht widerspruchslos akzeptieren, sondern öffentlich 

problematisieren.  

Auffällig ist jedoch, dass solche Formen politischen Widerspruchs nicht 

ausschließlich als legitime demokratische Beteiligung eingeordnet werden. So 

veröffentlichte der offizielle Instagram-Account des hessischen 

Verfassungsschutzes am 07.Mai 2026 einen Beitrag zu den 

Schüler*innenprotesten gegen die Wehrpflicht, indem zwar das 

Demonstrationsrecht betont, zugleich jedoch vor einer möglichen 

„Instrumentalisierung“ durch „Linksextremismus“ gewarnt wurde (vgl. 

verfassungsschutz.hessen 2026). Besonders auffällig erscheint dabei, dass 

bereits grundlegende Systemkritik oder die Ablehnung staatlicher Institutionen 

als potenzielle Warnsignale markiert werden. Gerade hierhin zeigt sich eine 

zentrale Spannung politischer Bildung. Während politische Urteilsfähigkeit und 

gesellschaftliche Partizipation gefördert werden sollen, geraten fundamentale 

Formen staatlicher Kritik schnell unter Extremismusverdacht. 

Die dargestellten Schulstreiks nehmen innerhalb der aktuellen Proteste eine 

besondere Rolle ein, da im Rahmen der Recherche keine vergleichbar großen 

bundesweiten Schüler*innenbewegungen gefunden werden konnten, die sich 
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explizit mit Wehrdienst, Militarisierung und Bundeswehrpräsenz im schulischen 

Kontext auseinandersetzt. Gerade deshalb erscheint die Bewegung für die 

vorliegende Untersuchung als besonders relevant, da sie unmittelbare politische 

Reaktionen junger Menschen auf aktuelle gesellschaftliche Entwicklungen 

sichtbar macht. 

3.4 Forschungsstand zur Bundeswehr im schulischen Kontext 

Diese gesellschaftlichen Entwicklungen bleiben jedoch nicht ausschließlich 

Gegenstand der Bundeswehr und der Schüler*innen, sondern spiegeln sich 

zunehmend auch in wissenschaftlichen sowie bildungspolitischen 

Auseinandersetzungen wider. Insbesondere im Zusammenhang mit der 

sogenannten „Zeitenwende“, der Diskussion um militärische Aufrüstung sowie 

der verstärkten Präsenz der Bundeswehr im schulischen Kontext hat sich die 

Debatte um politische Bildung, Jugendoffiziere und ,sicherheitspolitische‛ 

Bildungsangebote in den vergangenen Jahren deutlich intensiviert. So zeigt der 

Jahresbericht der Jugendoffiziere der Bundeswehr 2024, dass Jugendoffiziere 

weiterhin in erheblichem Umfang an Schulen tätig sind, und bundesweit 

sogenannte ,sicherheitspolitische‛ Vorträge, Seminare sowie 

Unterrichtsveranstaltungen durchführen (vgl. Bundesministerium der 

Verteidigung 2024). Gleichzeitig verweist die Studie „Friedens- und 

Sicherheitspolitische Bildung an Schulen“ darauf, dass ,sicherheitspolitische‛ 

Themen im schulischen Raum zunehmend an Bedeutung gewinnen, zugleich 

jedoch bislang „kaum systematische Informationen zum Stand der 

sicherheitspolitischen Bildung […] an Schulen“ vorliegen (Freiheit.org 2023, S. 

4). Bereits dies verweist auf eine bislang nur begrenzt erforschte schulische 

Praxis.  Darüber hinaus wird die Rolle der Bundeswehr im schulischen Kontext 

zunehmend öffentlich und politisch diskutiert. Dies zeigt sich unter anderem in 

aktuellen parlamentarischen Debatten über Kooperationen zwischen Schule und 

Bundeswehr sowie über die Rolle von Jugendoffizieren im Rahmen politischer 

Bildung (vgl. Deutscher Bundestag 2025). Auch die Bundeszentrale für 

politische Bildung verweist auf die wachsende gesellschaftliche Relevanz 

sogenannter ,sicherheitspolitischer‛ Fragestellungen sowie auf die damit 

verbundenen Kontroversen innerhalb schulischer Bildungsräume (vgl. 

Bundeszentrale für politische Bildung 2024). Dabei wird deutlich, dass Schule 
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zunehmend zu einem Ort wird, an dem gesellschaftliche, politische und 

staatliche Auseinandersetzungen sichtbar werden und verhandelt werden.  

Gleichzeitig zeigt sich jedoch, dass bislang kaum qualitative Untersuchungen 

existieren, die konkrete Unterrichtssituationen im Rahmen von 

Bundeswehrbesuchen empirisch untersuchen. Insbesondere qualitative 

Feldforschung zu schulischen Interaktionen, Unterrichtsdynamiken sowie zur 

konkreten Ausgestaltung politische Bildung im Kontext von 

Bundeswehrbesuchen konnten nur in sehr begrenztem Umfang gefunden 

werden. Vor diesem Hintergrund setzt die vorliegende Untersuchung an und 

verbindet politikdidaktische, gesellschaftstheoretische sowie ideologiekritische 

Perspektiven mit einer qualitativen Analyse konkreter 

Unterrichtsbeobachtungen.  

3.5 Relevanz der Untersuchung  

Insgesamt wird deutlich, dass die aktuellen politischen Entwicklungen stark von 

Themen wie militärischer Aufrüstung, der Forderung nach „Kriegstüchtigkeit“ 

und dem Ausbau der Bundeswehr geprägt sind. Diese Entwicklungen bleiben für 

Schüler*innen nicht abstrakt, sondern werden konkret erfahrbar, etwa durch die 

zunehmende Präsenz der Bundeswehr im schulischen Kontext. Gleichzeitig 

zeigt die Shell-Studie, dass Jugendliche bereits in einem von Krisen geprägten 

Umfeld aufwachsen und mit entsprechenden Unsicherheiten und 

Zukunftsängsten konfrontiert sind. Vor diesem Hintergrund wird erkennbar, dass 

sie politische Entwicklungen nicht nur wahrnehmen, sondern auch darauf 

reagieren. Die bundesweiten Schulstreiks, an denen sich über 55.000 

Schüler*innen beteiligt haben, verdeutlichen, dass viele junge Menschen diese 

Themen als ihre Zukunft betreffend verstehen und bereit sind, öffentlich Position 

zu beziehen. Gleichzeitig zeigt sich, dass die Rolle der Bundeswehr im 

schulischen Kontext sowie die Frage sogenannter ,sicherheitspolitischer‛ 

Bildung zunehmend Gegenstand gesellschaftlicher, politischer und 

wissenschaftlicher Debatten werden. Trotz erster Forschungsarbeiten zu 

Jugendoffizieren und Bundeswehrpräsenz an Schulen existieren bislang jedoch 

nur in sehr begrenztem Umfang qualitative Untersuchungen konkreter 

Unterrichtssituationen im Rahmen von Bundeswehrbesuchen. Vor diesem 

Hintergrund setzt die folgende empirische Untersuchung an dieser Schnittstelle 
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von politischer Bildung, Schule und staatlichen Narrativen an. Sie fragt danach, 

inwiefern im Rahmen eines Bundeswehrbesuchs im Unterricht politische 

Mündigkeit gefördert wird und die Vermittlung welcher staatlich geprägten 

Narrativen sich dabei rekonstruieren lässt.  

 4. Methodologischer Zugang und methodisches Vorgehen 

Ausgehend von der leitenden Fragestellung, inwiefern im Rahmen eines 

Bundeswehrbesuchs im Unterricht politische Mündigkeit gefördert wird und 

welche staatlich geprägten Narrative sich dabei rekonstruieren lassen, wird ein 

qualitativ-interpretativer Forschungsansatz gewählt. Vor dem Hintergrund der 

zuvor dargestellten gesellschaftlichen Entwicklungen sowie der zunehmenden 

Relevanz von Bundeswehrpräsenz im schulischen Kontext zielt die 

Untersuchung darauf ab, die innerhalb der Unterrichtssituation wirksam 

werdenden Deutungen, Narrative und normativen Setzungen in ihrer Struktur 

und Bedeutung zu rekonstruieren. Der Fokus liegt somit nicht auf einer Messung 

einzelner Variablen, sondern auf der Analyse sozialer Praxis im schulischen 

Kontext.  

Qualitative Forschung setzt dabei, wie Mayring hervorhebt, unmittelbar an 

praktischen Problemstellungen ihres Gegenstandsbereichs an und zielt darauf 

ab, ihre Ergebnisse wieder auf die Praxis beziehen (vgl. Mayring 2016, S. 34 f.). 

Vor diesem Hintergrund wird in der vorliegenden Arbeit die theoretische 

Zielsetzung politischer Bildung, die Förderung politischer Mündigkeit, mit einer 

konkreten Unterrichtssituation in Beziehung gesetzt.  

4.1 Schule als Untersuchungsfeld staatlicher Narrative 

Die Datenerhebung erfolgte im Rahmen qualitativer Feldforschung. 

Feldforschung zeichnet sich dadurch aus, dass der Untersuchungsgegenstand in 

seinem natürlichen Kontext belassen wird. Die Forschenden begeben sich 

hierfür selbst in die natürliche Umgebung, sie gehen „ins Feld“ und nehmen an 

den alltäglichen Situationen ihrer Untersuchungsobjekte teil (vgl. Mayring 2016, 

S. 54). Als zentrale Methode kommt dabei die teilnehmende Beobachtung zum 

Einsatz (vgl. Mayring 2016, S. 54). 
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Der Zugang zum Feld ergab sich im Rahmen eines achtwöchigen 

Praxissemesters im Lehramtsstudium, das am Schwalmgymnasium absolviert 

wurde. Dadurch bestand bereits eine Vertrautheit mit dem schulischen Kontext 

sowie mit den Inhalten und Routinen des Politik- und Wirtschaftsleistungskurses 

der Jahrgangsstufe 13. Durch die mehrwöchige Präsenz im schulischen Feld 

sowie die aktive Einbindung in das Unterrichtsgeschehen konnte eine besonders 

dichte Feldnähe erreicht werden, die es ermöglichte, Interaktionen und 

Dynamiken innerhalb der Unterrichtssituation unmittelbar und differenziert zu 

beobachten.  Eine zentrale Voraussetzung für Feldforschung besteht darin, dass 

im Untersuchungsfeld eine Rolle eingenommen werden kann, welche die 

bestehenden Abläufe nicht wesentlich stört (vgl. Mayring 2016, S. 57). Diese 

Voraussetzung war durch die Position im Rahmen des Praxissemesters gegeben, 

da eine bereits etablierte Funktion im schulischen Alltag bestand.   

Als Untersuchungsfeld dient das Schwalmgymnasium in Schwalmstadt, das als 

einziges Gymnasium in der Stadt eine zentrale Rolle im lokalen Bildungssystem 

einnimmt. Die Schule zeichnet sich durch ein ausgeprägtes Leitbild aus, das 

unter anderem Förderung von Selbstständigkeit, Verantwortung sowie 

politischer Mündigkeit in dem Mittelpunkt stellt (vgl. Leitbild – 

Schwalmgymnasium). Zudem ist sie Teil des Netzwerks „Schule ohne 

Rassismus – Schule mit Courage“ und positioniert sich damit explizit für 

demokratische Werte und gegen Diskriminierung. Gerade vor diesem 

Hintergrund stellt das Schwalmgymnasium ein besonders geeignetes 

Forschungsfeld dar, um zu untersuchen, inwiefern diese normativen 

Zielsetzungen im schulischen Alltag eingelöst werden und welche staatlich 

geprägten Narrative im Rahmen konkreter Unterrichtssituationen sichtbar 

werden. 

Die empirische Untersuchung fand im Rahmen einer Hospitation am 14.11.2025 

statt. Beobachtet wurde ein Politik- und Wirtschaftsleistungskurs der 

gymnasialen Oberstufe (Jahrgangsstufe 13), der insgesamt 23 Schüler*innen 

umfasste und von zwei Lehrkräften begleitet wurde. Die Unterrichtsstunde 

begann um 07.30 Uhr und wurde maßgeblich durch den externen Referenten in 

Form eines Jugendoffiziers der Bundeswehr gestaltet. Die Veranstaltung war 

überwiegend als Frontalvortrag organisiert und wurde durch eine PowerPoint 



   
 

   
 

31 

Präsentation strukturiert. Ergänzend wurden im Verlauf der Veranstaltung zwei 

Videos eingebunden, darunter ein Werbevideo der Bundeswehr sowie ein 

Videoausschnitt des Bundeskanzlers zum Thema ,Sicherheitspolitik‛.  

Zu Beginn der Veranstaltung stellte der Referent seinen beruflichen Werdegang 

innerhalb der Bundeswehr dar und ging dabei auf verschiedene Stationen seiner 

Laufbahn sowie auf sein Studium ein. Ergänzend wurden einzelne Aspekte 

seines Privatlebens thematisiert. Im weiteren Verlauf verlagerte sich der 

Schwerpunkt auf inhaltliche Aspekte der Außen- und ,Sicherheitspolitik‛. 

Thematisiert wurden unter anderem internationale Konflikte, staatliche 

Sicherheitsstrukturen sowie Fragen militärischer Organisation und Verteidigung. 

Der Vortrag folgte dabei einer klar gegliederten Präsentationsstruktur, die durch 

die PowerPoint Folien vorgegeben war. Die Beteiligung der Schüler*innen bleib 

während der Veranstaltung eher gering. Zwar bestand grundsätzlich die 

Möglichkeit, Fragen zu stellen, diese wurde jedoch überwiegend erst im Rahmen 

der abschließenden Fragerunde genutzt. Während des Vortrags selbst 

beschränkte sich die Interaktion weitgehend auf vereinzelte Antworten auf 

direkte Nachfragen des Referenten. Insgesamt war die Unterrichtssituation 

durch einen längeren, überwiegend monologischen Vortrag mit punktuellen 

interaktiven Elementen geprägt. Gerade diese Struktur erscheint für die 

vorliegende Untersuchung relevant, da die Vermittlung politischer Inhalte 

überwiegend durch einen externen Akteur innerhalb eines frontal organisierten 

Settings erfolgte. 

Die enge Einbindung in das schulische Feld bildet zugleich die Grundlage für 

das konkrete Erhebungsverfahren der Untersuchung. Die Datenerhebung 

erfolgte im Rahmen teilnehmender Beobachtung, die als zentrale Methode 

qualitativer Feldforschung gilt (vgl. Mayring 2016, S. 80). Charakteristisch für 

dieses Vorgehen ist, dass Forschende nicht außerhalb des Untersuchungsfeldes 

stehen, sondern selbst Teil der sozialen Situation werden und dadurch 

unmittelbare Einblicke in kommunikative Prozesse und 

Bedeutungszuschreibungen erhalten (vgl. Mayring 2016, S. 80). Gerade im 

vorliegenden Fall erscheint dieses Vorgehen besonders geeignet, da die 

Untersuchung eine konkrete Unterrichtssituation betrifft, deren Dynamiken und 
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Interaktionen nur innerhalb des unmittelbaren schulischen Kontextes 

nachvollzogen werden konnten. 

Zudem wäre vergleichbare Untersuchungssituation außerhalb eines bestehenden 

Feldzugangs kaum realisierbar gewesen. Der Besuch eines Jugendoffiziers im 

Unterricht stellt ein spezifisches Ereignis dar, das sich nicht künstlich herstellen 

oder im Rahmen standardisierter Erhebungsverfahren rekonstruieren lässt. Erst 

die Einbindung in das schulische Feld im Rahmen des Praxissemesters 

ermöglichte es, diese Situation aus einer teilnehmenden Perspektive heraus zu 

beobachten und damit empirisch zugänglich zu machen.  

4.2 Rekonstruktion der Unterrichtssituation 

Auf Grundlage dieser Einbindung in das schulische Feld kann im Folgenden die 

konkrete Unterrichtssituation rekonstruiert werden. Ziel ist es, zentrale Themen, 

Argumentationslinien und wiederkehrende Aussagen des Referenten 

systematisch nachzuzeichnen, um damit eine Grundlage für die bevorstehende 

Analyse zu schaffen.  

Ein zentraler Bestandteil der einleitenden Phase bestand zunächst in der 

ausführlichen Darstellung des persönlichen und beruflichen Werdegangs des 

Referenten. Neben seinem Einstieg in die Bundeswehr und seinem Studium der 

Politikwissenschaften an der Helmut-Schmidt-Universität der Bundeswehr 

wurden auch einzelne Aspekte seines privaten Lebens thematisiert. So ging er 

unter anderem auf seine Freizeitgestaltung ein und benannte das Reisen als ein 

zentrales Hobby. Zudem gab er Einblicke in seine langjährige Beziehung, die 

durch das Zeigen privater Fotografien, etwa gemeinsamer Reisen, 

veranschaulicht wurde. Diese einleitende Phase erstreckte sich über einen 

Zeitraum von etwa 20 Minuten, in dem der Referent ausführlich auf seine Person 

einging. Im Anschluss leitete er eine erste Fragerunde ein, in der persönliche 

Fragen der Schüler*innen zugelassen und beantwortet wurden.  

Im weiteren Verlauf führte der Referent grundlegende Aspekte der Außen- und 

,Sicherheitspolitik‛ ein. Dabei führte er zentrale Begriffe ein und erläuterte 

Zusammenhänge internationaler Beziehungen. Zusätzlich wurde wiederholt 

hervorgehoben, dass staatliches Handeln maßgeblich durch eigene Interessen 

geleitet sei und dass internationale Zusammenarbeit eine zentrale Rolle bei deren 
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Durchsetzung spiele. Die Darstellung erfolgte dabei in eher vereinfachter und 

teilweise verkürzter Form, indem komplexe internationale Zusammenhänge auf 

grundlegende Prinzipien reduziert und durch anschauliche Beispiele sowie 

visuelle Elemente der Präsentation unterstützt wurden. Ein wiederkehrendes 

Element des Vortrags war die Betonung der Bedeutung staatlicher 

Sicherheitsstrukturen. In diesem Zusammenhang wurde zwischen innerer und 

äußerer Sicherheit unterschieden, wobei insbesondere die Rolle der Bundeswehr 

im Kontext äußerer Sicherheit hervorgehoben wurde. Ergänzend wurden 

aktuelle politische Entwicklungen aufgegriffen, etwa die russische Invasion in 

der Ukraine sowie deren Auswirkung auf die deutsche ,Sicherheits‛- und 

Verteidigungspolitik. 

Anschließend wurden Fragen der militärischen Organisation und Ausstattung 

thematisiert. Dabei wurde unter anderem auf die personelle und materielle 

Situation der Bundeswehr eingegangen sowie auf aktuelle Herausforderungen 

im Kontext internationaler Bündnisse, insbesondere im Rahmen der NATO. Ein 

weiterer Schwerpunkt lag auf der Diskussion möglicher zukünftiger 

Entwicklungen, insbesondere im Hinblick auf eine mögliche Wiedereinführung 

der Wehrpflicht beziehungsweise neue Formen des Wehrdienstes.  In diesem 

Zusammenhang wurde die Frage nach der Bereitschaft junger Menschen 

thematisiert, einen solchen Dienst zu leisten.  

Neben den inhaltlichen Darstellungen wurden im Verlauf des Vortrags 

wiederholt Aussagen getroffen, die über eine rein beschreibende Darstellung 

hinausgingen und normative oder appellative Elemente enthielten. So wurde 

beispielsweise die Verantwortung zukünftiger Generationen im Kontext 

,sicherheitspolitischer‛ Herausforderungen thematisiert. Die Veranstaltung 

endete mit einer offenen Fragerunde, in der einzelne Schüler*innen Nachfragen 

zu verschiedenen Themenbereichen stellten, darunter Fragen zur Ausstattung der 

Bundeswehr, zur gesellschaftlichen Wahrnehmung sowie zu internationalen 

politischen Entwicklungen.  

4.3 Vom Beobachtungsmaterial zur Theoriebildung 

Die im Rahmen der teilnehmenden Beobachtung erhobenen Daten wurden in 

Form eines Gedächtnisprotokolls festgehalten. Da keine Ton- oder 
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Videoaufzeichnung erfolgte, basiert die Datengrundlage auf einer möglichst 

zeitnah angefertigten Rekonstruktion der Unterrichtssituation. Ziel war es, 

zentrale Aussagen, Interkationen und situative Dynamiken möglichst nah am 

Geschehen zu erfassen. Die Verschriftlichung umfasst sowohl wörtlich 

erinnerbare Aussagen als auch sinngemäße Wiedergaben. Zur Sicherung der 

Transparenz wird im weiteren Verlauf zwischen direkten Zitaten und 

rekonstruierten Aussagen unterschieden. Die anschließende Aufbereitung des 

Materials erfolgt im Sinne der Konstruktion deskriptiver Systeme. „Mit der 

Konstruktion deskriptiver Systeme soll hier im Wesentlichen das Erstellen von 

beschreibenden Kategoriensystemen von Klassifikationen gemeint sein. Mit 

ihrer Hilfe ordnet man das Material unterschiedlichen Überschriften zu.“ 

(Mayring 2016, S. 99). 

Ziel dieses Vorgehens ist es, das erhobene Material systematisch zu 

strukturieren, indem einzelnen Beobachtungen übergeordnete Kategorien 

zugeordnet werden. Diese Kategorien dienen der Ordnung und ersten 

Verdichtung des Materials, ohne bereits eine tiefergehende Interpretation 

vorzunehmen (vgl. Mayring 2016, S. 99). Dabei ist zu berücksichtigen, dass die 

gebildeten Kategorien stets abstrakter sind als das zugrundeliegende Material, 

da sie dieses ordnen und verallgemeinern. So stellen sie „Verallgemeinerungen 

dar, hervorgegangen aus der Ebene konkreter empirischer Tatbestände“ und 

können somit, als erste theoretische Aussagen verstanden werden (Mayring 

2016, S. 100). Gleichzeitig erfolgt die Kategoriebildung nicht beliebig, sondern 

theoriegeleitet und in enger Bezugnahme auf das empirische Material. Ziel ist 

es, „das Material durch zu Kategoriesystemen zusammengestellte Übergriffe“ zu 

ordnen, wobei die Kategorien sowohl an theoretischen Überlegungen als auch 

an den konkreten Beobachtungen ausgerichtet sind (Mayring 2016, S. 100).  

Die Auswertung des erhobenen Materials erfolgt im Rahmen der 

gegenstandsbezogenen Theoriebildung (Grounded Theory). Dieses Verfahren 

zeichnet sich dadurch aus, dass Schritte der Konzept- und Theoriebildung bereits 

während der Datenerhebung eingesetzt werden (?) und sich im weiteren 

Forschungsprozess kontinuierlich weiterentwickeln (vgl. Mayring 2016, S. 103 

f.). Im Gegensatz zu deduktiven Vorgehensweisen, bei denen vorab formulierte 

Hypothesen überprüft werden, erfolgt die Theoriebildung hier primär induktiv. 



   
 

   
 

35 

Konzepte, Kategorien und erste theoretische Annahmen entstehen unmittelbar 

aus dem Material heraus und werden im Verlauf der Analyse schrittweise 

präzisiert und miteinander verknüpft. Datenerhebung und Auswertung stehen 

dabei in einem engen Wechselverhältnis und überschneiden sich teilweise (vgl. 

Mayring 2016, S. 104f.). Der Auswertungsprozess vollzieht sich als zirkulärer 

Prozess, in dem Datenerhebung, Analyse und Theoriebildung eng miteinander 

verzahnt sind. Durch wiederholte Vergleiche, Ergänzungen und 

Differenzierungen der entwickelten Kategorien entsteht schrittweise ein 

theoretischer Bezugsrahmen, der aus dem Material selbst hervorgeht (vgl. 

Mayring 2016, S. 106).  

Die gegenstandsbezogene Theoriebildung eignet sich insbesondere für 

Untersuchungen im Rahmen von Feldforschung sowie für explorative 

Fragestellungen, bei denen der Untersuchungsgegenstand noch nicht umfassend 

theoretisch erschlossen ist (vgl. Mayring 2016, S. 107). Diese Voraussetzungen 

sind im vorliegenden Fall gegeben, da es sich um eine konkrete, situativ 

eingebettete Unterrichtssituation handelt, die im Rahmen teilnehmender 

Beobachtung untersucht wurde.  

Im Anschluss an die Aufbereitung und Strukturierung des Materials konnten auf 

Grundlage wiederkehrender Muster, Argumentationslinien und thematischer 

Schwerpunkte fünf zentrale Kategorien rekonstruiert werden. Diese bilden die 

Grundlage der nachfolgenden Analyse, in der untersucht wird, inwiefern 

politische Mündigkeit im untersuchten Kontext gefördert wird und welche 

staatlich geprägten Narrative innerhalb der Unterrichtssituation sichtbar werden.  

5. Politische Wirklichkeiten im Klassenzimmer 

Im Folgenden erfolgt die Analyse des erhobenen Materials anhand der im 

Auswertungsprozesses entwickelten Kategorien. Diese wurden nicht vorab 

festgelegt, sondern im Rahmen der gegenstandsbezogenen Theoriebildung 

schrittweise aus dem empirischen Material heraus entwickelt. Grundlage hierfür 

bildeten wiederkehrende Aussagen, thematische Schwerpunkte sowie auffällige 

Deutungsmuster innerhalb der beobachteten Unterrichtssituation.  
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Die Darstellung erfolgt dabei kategoriengeleitet und orientiert sich nicht am 

chronologischen Verlauf der Unterrichtssituation, sondern an einer thematischen 

Bündelung zentraler Inhalte und Narrative. Das vollständige 

Gedächtnisprotokoll ist dem Anhang zu entnehmen. 

Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass die entwickelten Kategorien nicht 

isoliert nebeneinander, sondern in enger Wechselwirkung zueinanderstehen. 

Einzelne Aussagen des Referenten können daher mehreren Kategorien 

zugeordnet werden, da sich innerhalb derselben Äußerung beispielsweise 

Verantwortungszuschreibungen, Bedrohungsszenarien, nationale 

Zugehörigkeitsvorstellungen oder emotionale Ansprachen überschneiden. Die 

Kategorien dienen somit nicht der strikten Trennung einzelner Aspekte, sondern 

der analytischen Strukturierung miteinander verflochtener politischer, 

gesellschaftlicher und normativer Zusammenhänge. Gleichzeitig bauen die 

einzelnen Kategorien inhaltlich aufeinander auf. So werden innerhalb 

Unterrichtssituationen zunächst kollektive Verantwortungszuschreibungen und 

Bedrohungsszenarien hergestellt, aus denen im weiteren Verlauf militärische 

Notwendigkeiten, nationale Zugehörigkeitsvorstellungen sowie emotionale 

Formen der Ansprache abgeleitet und stabilisiert werden. 

Die anschließende Auswertung erfolgt im Sinne der gegenstandsbezogenen 

Theoriebildung. Dieses Verfahren zeichnet sich dadurch aus, dass die 

Entwicklung theoretischer Konzepte bereits während der Datenerhebung 

einsetzt und im weiteren Analyseprozess fortgeführt wird. So „lässt Grounded 

Theory die Konzeptbildung während der Datenerhebung bewusst zu und will sie 

durchsichtig machen“, wodurch Datenerhebung und Auswertung eng 

miteinander verbunden sind (Mayring 2016, S. 104).  

5.1 Kollektive Ansprache und Verantwortungszuschreibung 

Im Rahmen des Vortags verwendet der Referent wiederholt kollektive 

Bezugnahmen, indem er auf ein „Wir“ zurückgreift und die Zuhörenden 

sprachlich in einen gemeinsamen Zusammenhang einbindet. So berichtet er von 

einem Besuch in Litauen und verweist auf den dortigen Aufbau militärischer 

Strukturen sowie auf die Eröffnung einer deutschsprachigen Schule. In diesem 

Zusammenhang formuliert er, dass „am Ende“ die Verantwortung „bei uns“ 
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liege, da andere Akteure bereits über umfassende Mittel verfügten. Im Anschluss 

beschreibt er konkrete Rekrutierungsziele und führt aus, dass bis zum Jahr 2027 

etwa 5.000 freiwillige Kräfte gewonnen werden müssten. Dabei betont er, dass 

es sich aktuell um ein freiwilliges Modell handele, ergänzt jedoch unmittelbar, 

dass „keiner eine gewisse Verantwortung spürt“. Zugleich stellt er eine 

persönliche Haltung dar, indem er äußert, dass er im Bedarfsfall handeln würde 

und darüber „nicht diskutieren“ würde. In diesem Zusammenhang verweist der 

Referent auf internationale Erwartungen und formuliert, dass Deutschland daran 

gemessen werde, ob es die angestrebten Ziele erreiche. Er führt aus, dass ein 

Nichterreichen dazu führen würde, dass Bündnispartner dies negativ bewerten 

würden. Dabei verwendet er Formulierungen wie, dass andere Staaten „uns 

auslachen“ würden und Deutschland seinen Beitrag „nicht einmal“ leisten 

könne. Ein mögliches Scheitern wird zudem als „internationale Blamage“ 

bezeichnet. Ergänzend hebt er hervor, dass in diesem Zusammenhang 

„immenser Druck“ bestehe. Im weiteren Verlauf greift der Referent die Frage 

nach der personellen Ausstattung der Bundeswehr auf und nennt konkrete 

Zahlen. Er erläutert, dass bis zum Jahr 2030 etwa 260.000 aktive Soldatinnen 

und Soldaten benötigt würden, während der aktuelle Stand bei etwa 185.000 bis 

190.000 liege. Daraus ergebe sich eine Differenz von rund 60.000 Kräften. 

Darüber hinaus führt er aus, dass im Ernstfall insgesamt etwa 460.000 bis 

470.000 Personen benötigt würden, wobei Reservisten eine zentrale Rolle 

spielten. In diesem Zusammenhang verweist er darauf, dass zusätzlich etwa 

200.000 Reservisten fehlen würden. Die dargestellten Zahlen werden mit einer 

Begründung verknüpft, indem der Referent ausführt, dass in der Vergangenheit 

keine entsprechende Notwendigkeit gesehen worden sei und insbesondere die 

Aussetzung der Wehrpflicht im Jahr 2011 hierzu beigetragen habe. Daran 

anschließend geht der Referent auf aktuelle politische Entwicklungen ein und 

erläutert ein Modell eines neuen Wehrdienstes.  Dieses basiere auf einem 

System, bei dem alle 18-Jährigen angeschrieben würden und Angaben zu ihrer 

Bereitschaft, ihrem Bildungsstand und ihrer gesundheitlichen Situation machen 

müssten. Während Männer verpflichtet seien, diesen Fragebogen auszufüllen, 

sei dies für Frauen freiwillig. Im weiteren Verlauf beschreibt er, dass bei 

entsprechender Bereitschaft eine Musterung erfolge und anschließend die 

Möglichkeit bestehe, einen freiwilligen Wehrdienst zu leisten. Gleichzeitig 
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verweist der Referent auf eine geplante verpflichtende Musterung für alle 

Personen ab Geburtsjahr 2008. Diese diene dazu, Daten zu erfassen und ein 

sogenanntes Eignungsregister aufzubauen, auf das im Bedarfsfall 

zurückgegriffen werden könne. Ergänzend wird ausgeführt, dass im Falle eines 

Nichterreichens der angestrebten Zahlen auch weitere Maßnahmen, etwa ein 

Losverfahren, diskutiert werden könnten. Anschließend betont der Referent 

erneut die Bedeutung der Bereitschaft junger Menschen zur Beteiligung. Er 

formuliert, dass man jungen Menschen zunächst „die Chance“ geben solle, sich 

freiwillig zu engagieren, und äußert die Erwartung, dass es möglich sei, die 

benötigten 60.000 Kräfte zu gewinnen. In diesem Zusammenhang fordert er, 

„Vertrauen in die jungen Männer“ zu haben. Unmittelbar daran anschließend 

richtet der Referent eine direkte Frage an die Schüler*innen, indem er fragt, wer 

von ihnen bereit wäre, zur Bundeswehr zu gehen. Auf die ausbleibenden 

Meldungen reagiert er mit der Aussage, dass dies „eigentlich gar nicht witzig“ 

sei, da es sich um eine „entscheidende Frage“ handele, die jede Person für sich 

beantworten müsse. Gleichzeitig verweist er darauf, dass diese Entscheidung 

nicht ausschließlich individuell getroffen werden könne, sondern in einem 

größeren politischen Zusammenhang stehe. Darüber hinaus verbindet der 

Referent individuelle Entscheidungen mit allgemeinen Wertvorstellungen. So 

äußert er, dass es sich für ihn lohne, „mit seinem Leben für die freiheitlich-

demokratische Grundordnung einzustehen“, und stellt dies in einem 

Zusammenhang mit der Möglichkeit, in Deutschland frei seine Meinung äußern 

zu können. Später greift der Referent internationale Entwicklungen auf und 

beschreibt diese als Einflussfaktoren für ,sicherheitspolitische‛ Entscheidungen. 

Dabei verweist er unter anderen auf Konflikte und geopolitische Verschiebungen 

sowie auf die Notwenigkeit, dass eine Gesellschaft entsprechende Maßnahmen 

mittragen müsse. Ergänzend berichtete er von einem Besuch in einer anderen 

Schulklasse, in der Schüler*innen mit Fluchterfahrungen aus Syrien, Ukraine 

und Russland die Notwendigkeit von Verteidigungsmaßnahmen als 

selbstverständlich dargestellt hätten. Die zuvor dargestellten Inhalte werden im 

Verlauf des Vortags mehrfach in zugespitzten Formulierungen verdichtet. So 

äußert der Referent unter anderem „Wir brauchen euch“, „Wir kommen nicht 

darum herum, wir müssen unser Land verteidigen“ sowie „Die Verantwortung 

liegt jetzt bei euch. Ihr müsst jetzt anpacken“. Diese Aussagen verbinden eine 
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kollektive Ansprache mit einer direkten Zuschreibung von Verantwortung und 

treten im Verlauf des Vortrags wiederholt auf. 

Auffällig innerhalb dieser Kategorie ist die wiederholte Verwendung kollektiver 

Bezugnahmen durch den Referenten. Formulierungen wie „Wir brauchen euch“ 

oder „Die Verantwortung liegt jetzt bei euch“ binden die Schüler*innen 

sprachlich in ein gemeinsames nationales „Wir“ ein und verknüpfen dieses mit 

gesellschaftlicher Verantwortung sowie Verteidigungsbereitschaft. Die 

Schüler*innen erscheinen dadurch nicht ausschließlich als Zuhörende, sondern 

als zukünftige Verantwortungsträger*innen innerhalb staatlicher 

Sicherheitsstrukturen. Besonders deutlich wird dies durch die wiederholte 

Nennung konkreter Zahlen und personeller Zielvorgaben. Der Referent verweist 

mehrfach darauf, dass bis 2030 zehntausende zusätzliche Soldat*innen sowie 

Reservist*innen benötigt würden. Diese Zahlen erscheinen nicht nur als 

sachliche Information, sondern erzeugen innerhalb des Vortrags einen 

Handlungsdruck und die Vorstellung eines gesellschaftlichen Mangels, der von 

der jungen Generation ausgeglichen werden müsse. Die Verantwortung bleibt 

dadurch nicht abstrakt, sondern wird direkt an die Schüler*innen adressiert. 

Gleichzeitig zeigt sich ein Spannungsverhältnis zwischen der Darstellung von 

Freiwilligkeit und implizitem Erwartungsdruck. Einerseits betont der Referent 

wiederholt, dass junge Menschen zunächst „die Chance“ erhalten sollten, sich 

freiwillig zu engagieren. Andererseits beschreibt er verpflichtende Musterungen, 

mögliche Losverfahren sowie den politischen Druck, die benötigte Zahlen zu 

erreichen. Freiwilligkeit erscheint dadurch nur eingeschränkt offen, da sie 

fortlaufend mit moralischen Erwartungen verbunden wird. Insbesondere 

Aussagen wie, man müsse „Vertrauen in die jungen Männer“ haben, erzeugen 

einen normativen Erwartungshorizont. Die Bereitschaft zu Beteiligung erscheint 

dadurch als Ausdruck gesellschaftlicher Verantwortung, während Zurückhaltung 

implizit als problematisch markiert wird. Verstärkt wird diese moralische 

Rahmung zusätzlich durch den Verweis auf Schüler*innen mit Fluchterfahrung 

aus Syrien, Russland oder der Ukraine. Der Referent beschreibt deren 

Zustimmung zu militärischer Verteidigung als selbstverständlich und 

kontrastiert diese implizit mit der zurückhaltenden Reaktion der anwesenden 

Schüler*innen. Dadurch entsteht indirekt das Gefühl, die eigene Distanz 

gegenüber militärischer Beteiligung könne als mangelnde Dankbarkeit oder 
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fehlendes Verantwortungsbewusstsein erscheinen. Im Anschluss an Anderson 

lässt sich diese Form der Ansprache als sprachliche Konstruktion kollektiver 

Zugehörigkeit verstehen. Nationen existieren nach Anderson nicht durch 

persönliche Beziehungen aller Mitglieder, sondern dadurch, dass im „Kopf eines 

jeden die Vorstellung ihrer Gemeinschaft existiert“ (Anderson [1983] 2005, S. 

15). Die wiederholte Verwendung des kollektiven „Wir“ kann vor diesem 

Hintergrund als sprachliche Herstellung nationaler Gemeinschaft interpretiert 

werden. Darüber hinaus zeigt sich innerhalb der beobachteten 

Unterrichtssituation ein Spannungsverhältnis zur Idee politischer Mündigkeit. 

Politische Bildung soll die Fähigkeit fördern, gesellschaftliche Verhältnisse 

eigenständig zu verstehen, zu beurteilen und kritisch zu reflektieren. 

Gleichzeitig betont die Autorengruppe Fachdidaktik, dass politische Mündigkeit 

eine „eigenständige und ergebnisoffene Auseinandersetzung“ voraussetzt, bei 

der sich Urteile „frei sowie unabhängig von denen der Lehrenden“ entwickeln 

können (Autorengruppe Fachdidaktik 2016, S. 15). Im vorliegenden Material 

fällt jedoch auf, dass militärische Beteiligung wiederholt als gesellschaftlich 

notwendige und verantwortungsvolle Haltung dargestellt wird. Dadurch entsteht 

eine Situation, in der politische Positionierung nicht vollständig offen 

erscheinen, sondern bereits normativ gerahmt werden.  

5.2 Konstruktion von Bedrohung und Unsicherheit 

Die zuvor hergestellte kollektive Verantwortungszuschreibung wird im weiteren 

Verlauf des Vortrags zunehmend mit Bedrohungsszenarien und 

Unsicherheitskonstruktionen verknüpft. Bereits zu Beginn fragt der Referent die 

Schüler*innen, was sie sich unter Sicherheitspolitik vorstellen. Die 

Schüler*innen nennen daraufhin Begriffe wie „Kriminalität“ und „Krieg“. Daran 

anschließend fragt der Referent: „Wie könnt ihr euch vor diesen ganzen 

schlimmen Sachen schützen?“, und ergänzt: „Damit diese Dinge nicht 

passieren?“ Auf Antworten aus der Klasse wie „Prävention“ und „Vorsorge“ 

reagiert er mit der Aussage: „Wir sind uns also einig, dass wir für uns selber den 

Eintritt dieser Szenarien nicht bewerkstelligen können.“ Er führt weiter aus: 

„Sinnbildlich gesprochen brauchen wir also was? Wir brauchen jemanden, der 

das Schutzschild über uns hält und sagt: pass mal auf, lehn dich zurück, entspann 

dich, du musst dich nicht über den Eintritt dieser Szenarien kümmern die 
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Verantwortung übernehme ich.“ Abschließend formuliert er: „Und genau das ist 

Sicherheitspolitik, bzw. darin liegt überhaupt Sicherheitspolitik und staatliches 

Handeln als solches begründet.“ Nachfolgend greift der Referent aktuelle 

politische Ereignisse auf und führt aus, dass Russland „einfach ein anderes Land 

angegriffen“ habe und „Landgebiete für sich beansprucht“. Daraus habe sich 

„über Nacht“ ein Krieg in Europa entwickelt. In diesem Zusammenhang 

verweist er auf politische Reaktionen und erläutert, dass sich Deutschland klar 

positioniert habe und neue ,sicherheitspolitische‛ Grundlagendokumente 

entstanden seien. Anschließend benennt er verschiedene Bedrohungsszenarien 

und führt aus: „Wir müssen gucken, was bedroht uns von außen?“ Dabei nennt 

er unter anderem „Krisen und Konflikte von außen“ sowie „unkontrollierte 

Migration“ und stellt fest, dass diese „unsere Sicherheit gefährden“. In Bezug 

auf Migration ergänzt er, dass sowohl für die Geflüchteten als auch für die 

aufnehmenden Staaten Herausforderungen entstünden, etwa im Hinblick auf 

Unterbringung und Arbeitsmöglichkeiten. Gleichzeitig betont er, dass 

Deutschland seit Jahren entsprechende Leistungen erbringe. Darüber hinaus 

werden weitere Bedrohungslagen benannt. Der Referent führt aus, dass der 

Klimawandel „eine unserer Hauptbedrohungen“ darstelle, ebenso wie die 

„atomare Aufrüstung“, und verweist in diesem Zusammenhang unter anderen 

auf Nordkorea. Ergänzend nennt er Pandemien als zukünftige Herausforderung 

und erklärt: „Desto globaler und vernetzter unsere Welt ist, desto mehr wir reisen 

können, desto mehr Austausch zwischen Menschen stattfindet, desto schneller 

alles wird, desto mehr nimmt das Risiko von Erkrankungen zu bzw. die 

Verbreitung von Pandemien“. Auch der Weltraum wird als 

,sicherheitspolitischer‛ Faktor thematisiert. Der Referent formuliert: „Wer 

Kontrolle über den Weltraum hat, hat Kontrolle über die Welt.“ 

Zusammenfassend stellt er fest: „All das ist eine Bedrohung, da müssen wir 

wissen, was wir machen.“ Im weiteren Verlauf verdichtete der Referent diese 

Darstellungen in der Aussage: „Unsere Welt ist gar nicht mehr so sicher, wie wir 

glauben und denken, wie sie ist.“ Er ergänzt: „Früher war es friedlich und jetzt 

ist es nicht mehr“, und verweist erneut auf den Krieg in der Ukraine. In einer 

anschließenden Diskussionsphase äußert ein Schüler: „Ich sehe es relativ 

unrealistisch, dass Russland wirklich ein NATO-Gebiet angreift, weil man sich 

nicht mit dem ganz großen Player anlegt.“ Er führt weiter aus, dass eine massive 
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Aufrüstung wirtschaftliche Kosten verursachen würde und Ressourcen an 

anderer Stelle fehlen könnten. Zudem weist er darauf hin, dass junge Menschen 

für wirtschaftliche Prozesse benötigt würden und eine Einziehung auch 

wirtschaftliche Folgen haben könnte. Auf diese Einordnung reagiert der Referent 

mit der Aussage: „Das ist halt genau die Frage der Notwendigkeit.“ Er ergänzt: 

„Ich sehe das auch so, ich weiß es nicht, aber die internationalen Zeichen stehen 

schlecht.“ Daraufhin führt er aus, dass sich geopolitische Konstellationen 

verändern würden, etwa durch eine stärkere Orientierung Russlands in Richtung 

China sowie durch eine veränderte Rolle der USA gegenüber Europa. Er 

beschreibt eine Entwicklung hin zu einer Weltordnung, in der einzelne „Big 

Player“ ihre eigenen Interessen maximieren würden, und formuliert: „Genau das 

beobachten wir gerade.“ In Bezug auf eine politische Aussage des 

Bundeskanzlers, dass die Stärkung der Bundeswehr künftig oberste Priorität 

habe und alle finanziellen Mittel bereitgestellt werden sollen, um die 

Bundeswehr zur stärksten konventionellen Armee Europas auszubauen, äußert 

der Referent: „Sehr starke Aussage vom Bundeskanzler.“ Im Anschluss daran 

ergänz er: „Es ist viel Druck und auch eine ernste Situation, und das wollte ich 

euch verdeutlichen. Der Angriff aus Russland hat was mit uns gemacht und hat 

uns dazu gezwungen, dass wir uns neu ausrichten müssen.“ Im weiteren Verlauf 

betont er, dass eine Gesellschaft auf sicherheitspolitische Herausforderungen 

vorbereitet sein müsse und entsprechende Maßnahmen gesellschaftlich 

akzeptiert und gewollt sein müssten. Gleichzeitig stellt er fest: 

„Friedensabkommen haben nicht mehr zu bedeuten“ und verweist erneut auf 

militärische Handlungen Russlands sowie auf mögliche zukünftige Konflikte, 

etwa im Zusammenhang mit China und Taiwan. Abschließend formuliert er die 

Frage: „Müssen wir uns jetzt verteidigen könne, um genau das zu schützen, die 

freiheitlich-demokratischen Werte, die wir nun mal haben?“ Ergänzend 

berichtete der Referent erneut von dem Besuch in einer Integrationsklasse, in der 

Schüler*innen mit Fluchterfahrung geäußert hätten, dass es selbstverständlich 

sei, sich verteidigen zu müssen. Diese hätten betont, dass es Menschen gebe, die 

ihnen ihre Freiheiten nehmen wollten. Der Referent stellt dabei fest, dass diese 

Perspektive von den anwesenden Schüler*innen nicht in gleicher Weise geteilt 

werde, und führt dies aus unterschiedliche Angsterfahrungen zurück.  
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Diese Kategorie ist insbesondere durch die sprachliche Konstruktion von 

Bedrohung und Unsicherheit geprägt. Bereits zu Beginn der Veranstaltung wird 

Sicherheitspolitik unmittelbar mit Krieg, Krisen und Gefahren verbunden. 

Besonders auffällig ist hierbei die vom Referenten verwendete Metapher eines 

„Schutzschildes“. Sicherheit erscheint dadurch als etwas, das nicht individuell 

hergestellt werden könne, sondern durch eine übergeordnete Schutzinstanz 

gewährleistet werden müsse. Dieses „Schutzschild“ bleibt jedoch nicht abstrakt, 

sondern wird im weiteren Verlauf konkret mit militärischer 

Verteidigungsfähigkeit, Aufrüstung und Bundeswehrstrukturen verknüpft. 

Sicherheit erscheint damit als militärisch herzustellender Schutz. Gerade hierhin 

zeigt sich eine Widersprüchlichkeit der Darstellung seitens des Jugendoffiziers: 

Die Bedrohung wird als äußerer Angriff konstruiert, gleichzeitig richtet sich die 

daraus abgeleitete Verantwortung unmittelbar an die Schüler*innen selbst. Die 

Schüler*innen werden somit nicht nur als potenziell Schutzbedürftige adressiert, 

die ein „Schutzschild“ benötigen, sondern zugleich als diejenigen, die diesen 

Schutz zukünftig gewährleisten sollen. Das Narrativ verschiebt sich damit von 

„Ihr müsst geschützt werden“ zu „Ihr müsst Teil des Schutzes werden“. 

Sicherheit wird so nicht nur als staatliche Aufgabe dargestellt, sondern als 

gesellschaftliche und generationelle Verpflichtung. Deutlich wird dies 

insbesondere in der Verwendung des Begriffs „Sicherheitspolitik“. Sicherheit 

erscheint innerhalb des Vortrags nahezu ausschließlich im Zusammenhang mit 

militärischer Verteidigungsfähigkeit, Aufrüstung und staatlichen 

Schutzstrukturen. Der Begriff wird dadurch nicht offen oder mehrdimensional 

verwendet, sondern weitgehend militärisch gefüllt. Militärische 

Handlungsfähigkeit erscheint folglich nicht als eine politische Möglichkeit unter 

mehreren, sondern als selbstverständliche Voraussetzung gesellschaftlicher 

Sicherheit. Diese Verengung wird durch Formulierungen wie „über Nacht“ und 

„Notwendigkeit“ verstärkt. Wenn der Krieg in Europa als etwas beschrieben 

wird, das „Über Nacht“ entstanden sei, entsteht der Eindruck eines abrupten 

historischen Bruchs, der unmittelbares Handeln erforderlich mache. Daran 

anschließend wird militärische Verteidigungsfähigkeit nicht als kontroverse 

politische Entscheidung dargestellt, sondern als notwendige Reaktion auf eine 

veränderte Weltlage. Der Begriff der Notwendigkeit ist dabei zentral, weil er 

politische Alternativen sprachlich zurückdrängt. Was notwendig erscheint, muss 
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nicht mehr in gleicher Weise begründet, abgewogen oder kontrovers diskutiert 

werden. Die Konstruktion eines bedrohten gesellschaftlichen „Wir“ lässt sich 

mit Andersons Verständnis der Nation als vorgestellte Gemeinschaft verbinden. 

Anderson beschreibt Nationen als begrenzte Gemeinschaften, da jenseits ihrer 

Grenzen „andere Nationen liegen“ (Anderson [1983] 2005, S. 16). Im Material 

zeigt sich diese Grenzziehung in der Unterscheidung zwischen einem 

schützenswerten Innen und bedrohlichen äußeren Entwicklungen wie Russland, 

globalen Konflikten oder „unkontrollierter Migration“. Nationale Gemeinschaft 

erscheint dadurch nicht nur als Zugehörigkeitsgemeinschaft, sondern als 

Schutzgemeinschaft, deren Erhalt militärisch abgesichert werden müsse. 

Zugleich verweist diese Deutung auf Schule als Ort der Vermittlung 

gesellschaftlicher Ordnungsvorstellungen. Wenn Sicherheit im Unterricht vor 

allem als militärisch herzustellender Zustand erscheint, wird eine bestimmte 

staatliche Perspektive auf politische Wirklichkeit nahegelegt. Mecheril und 

Shure beschreiben Schule als „Ort der Vermittlung von ideologischer 

Weltsichten“ (Mecheril/Shure 2018, S. 63). Im vorliegenden Material erscheinen 

,sicherheitspolitische‛ Maßnahmen dadurch wiederholt als notwendig, 

alternativlos und gesellschaftlich geboten. Die Darstellung von Bedrohung und 

Unsicherheit bleibt somit nicht neutral, sondern erzeugt ein spezifisches 

Verständnis gesellschaftlicher Ordnung, in dem militärische 

Verteidigungsfähigkeit als zentrale Voraussetzung von Sicherheit 

hervorgebracht wird. Innerhalb der beobachteten Unterrichtssituation werden 

,sicherheitspolitische‛ Deutungen dadurch weitgehend naturalisiert und als 

gesellschaftlich selbstverständlich dargestellt. 

5.3 Narrativ militärischer Alternativlosigkeit 

Aufbauend auf der zuvor konstruierten Bedrohungslage erscheint militärisches 

Handeln im weiteren Verlauf zunehmend als notwendige und alternativlose 

Reaktion auf die dargestellte politische Lage. Dabei betont der Referent 

zunächst, dass ,sicherheitspolitische‛ Fragen aus unterschiedlichen Perspektiven 

betrachtet werden müssten, und formuliert: „Ihr merkt schon, man muss jedes 

Ding aus unterschiedlichen Blickwinkeln betrachten.“ Gleichzeitig verweist er 

auf ein moralisches Urteil im Zusammenhang mit dem russischen Angriff und 

führt aus, dass dieses Handeln „in unserem Moralverständnis einfach falsch“ sei 
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und man Russland „die Grenze zeigen“ müsse. Daran anschließend leitet er den 

Begriff der „Resilienz“ ein und erklärt, dass diese Widerstandsfähigkeit sowohl 

die Gesellschaft als auch staatliche Strukturen betreffe. Er führt aus: „Resilient 

bedeutet widerstandsfähig sein im Innen“, und ergänzt, dass die Gesellschaft 

„näher rücken“ müsse und erkennen solle, „dass es eine Bedrohung von außen 

gibt.“ Gleichzeitig beschreibt er Resilienz auch im Hinblick auf infrastrukturelle 

Bereiche, etwa ein stabiles Gesundheits- und Rentensystem. Demnach erfolgt 

ein thematischer Übergang zur militärischen Dimension, indem der Referent 

formuliert: „Wehrhaft bedeutet aber jetzt: Ja, wir müssen wieder wehrhaft 

werden.“ Er ergänzt: „Wir brauchen wieder Militär und wir müssen wieder 

irgendwie verteidigungsfähig sein, falls es zum Angriff, z.B. durch Russland, 

kommt.“ Diese Aussagen werden mit dem Hinweis verbunden, dass 

entsprechende Maßnahmen langfristig angelegt sein müssten. Nach einer kurzen 

Pause greift der Referent diesen Gedanken erneut auf und führt aus: „Ich habe 

eben versucht zu erklären, dass die Notwendigkeit ja nicht da war in den letzten 

20 Jahren. Jetzt haben wir aber die Notwendigkeit wieder.“ Er ergänzt: 

„Mittlerweile müssen wir wieder wehrhaft sein, wir brauchen ein starkes Militär, 

da die Bedrohung besteht, dass jemand unser vereintes Europa von außen 

angreift.“ In diesem Zusammenhang formuliert er weiter: „Wir brauchen also 

doch Militär für unsere tolle Demokratie.“ Demnach zeigt der Referent ein Video 

zur ,Sicherheitspolitik‛, in der Stärkung der Bundeswehr thematisiert wird. Darin 

wird betont, dass die Verteidigungsfähigkeit weiter ausgebaut werden müsse und 

entsprechende staatliche Maßnahmen erforderlich seien. Im Rahmen des Videos 

wird der Bundeskanzler Merz mit den Worten zitiert: „Die Stärkung der 

Bundeswehr steht dabei für uns an erster Stelle in der eigenen Politik. Die 

Bundesregierung wird zukünftig alle finanziellen Mittel zur Verfügung stellen, 

die die Bundeswehr braucht, um konventionell zur stärksten Armee Europas zu 

werden. Das ist dem bevölkerungsreichsten und wirtschaftsstärksten Land 

Europas nicht mehr als angemessen.“ Daran anschließend thematisiert der 

Referent die politische Einbettung militärischer Entscheidungen und stellt fest: 

„Wir als Bundeswehr tun nicht irgendwelche selbstständigen Dinge, sondern am 

Ende des Tages ist die Ausrichtung der Bundeswehr eine politische 

Entscheidung.“ Er ergänzt, dass diese Entscheidung „in Berlin“ getroffen 

würden und durch gewählte Vertreter legitimiert seien. In diesem 
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Zusammenhang verweist er darauf, dass es in den Medien auch „radikale 

Meinungen“ gebe. Im weiteren Verlauf beschreibt der Referent Entwicklungen 

der vergangenen Jahre und führt aus: „Es heißt immer: Geld sparen, Geld 

sparen.“ Gleichzeitig seien finanzielle Mittel verstärkt in andere staatliche 

Bereiche geflossen, etwa in Sozial- und Rentensysteme. Daraus erklärt er den 

aktuellen Zustand der Bundeswehr und formuliert: „Jetzt ist die Notwenigkeit 

über Nacht wieder da.“ Anschließend beschreibt der Referent die aktuelle 

Ausrichtung der Bundeswehr und führt aus: „Unser neuer Fokus in der 

Bundeswehr ist es, dass wir lernen, uns selbst mit unseren Bündnispartnern […] 

zu verteidigen.“ In diesem Zusammenhang wird die Rolle der NATO erläutert. 

Der Referent erklärt: „Deutschland verteidigt sich nicht allein“, und führt aus, 

dass im Falle eines Angriffs auf ein NATO-Mitgliedsstaat auch deutsche 

Soldaten eingebunden wären. Darüber hinaus greift der Referent im weiteren 

Verlauf grundlegende Unterschiede zwischen politischen Systemen auf und stellt 

diese in einen direkten Zusammenhang mit ,sicherheitspolitischem‛ Handeln. 

Ausgehend von der zuvor dargestellten internationalen Lage, insbesondere mit 

Blick auf Russland, China sowie globale Machtverschiebungen, führt er aus:“ 

Es ist sauschwierig […] es ist ein Blick in die Glaskugel, es ist halt 

unberechenbar.“ Daran anschließend beschreibt er demokratische Systeme als 

grundsätzlich berechenbar und formuliert: „Die Demokratie ist berechenbar […] 

Deutschland wird nur mehr Militär haben, wenn es eine Gefahr für die 

demokratische Ordnung gibt.“ Ergänzend stellt er fest: „Demokratie verhält sich 

nicht aggressiv, Demokratie ist stabilisierend.“ Diese Aussagen werden in einen 

Gegensatz zu anderen politischen Systemen gesetzt, indem er ausführt, dass 

„Diktaturen wie Russland oder China“ anders agieren würden und „sich das 

leisten können, aggressiv zu sein.“ Zur Begründung verweist der Referent auf 

Unterschiede zwischen politischen und gesellschaftlichen Ordnungen und führt 

aus, dass es „kulturelle und politische Unterschiede“ zwischen den jeweiligen 

Staaten gebe. Dabei beschreibt er demokratische Gesellschaften als stärker 

diskursorientiert und verweist darauf, dass in Deutschland Entscheidungen „sehr 

demokratisch diskutiert“ würden. Gleichzeitig wird betont, dass andere Staaten 

nicht in gleicher Weise an solche Prozesse gebunden seien. Diese 

Gegenüberstellung wird im weiteren Verlauf erneut aufgegriffen und mit der 

zuvor dargestellten ,sicherheitspolitischen‛ Lage verknüpft. Dabei verweist der 
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Referent auf internationale Entwicklungen sowie auf das Verhalten einzelner 

Staaten im Kontext globaler Machtpolitik und stellt diese als Ausgangspunkt für 

die Notwendigkeit ,sicherheitspolitischer‛ Maßnahmen dar. Abschließend wird 

die Notwendigkeit gemeinsamer Verteidigung erneut hervorgehoben. Der 

Referent formuliert: „Denn wir denken ja Verteidigung immer mit unseren 

Bündnispartnern, weil gemeinsam sind wir stark“, und stellt damit die 

,sicherheitspolitische‛ Handlungsfähigkeit in einen kollektiven, 

bündnisorientierten Zusammenhang. 

Diese Kategorie ist insbesondere durch die Darstellung militärischen Handelns 

als notwendig und alternativlos geprägt. Militärische Verteidigungsfähigkeit 

erscheint innerhalb des Vortrags nicht als eine politische Möglichkeit unter 

mehreren, sondern als zwingende Konsequenz aktueller weltpolitischer 

Entwicklungen. Besonders deutlich wird dies in wiederkehrenden 

Formulierungen wie „Wir müssen wieder wehrhaft werden“, „Wir brauchen 

wieder Militär“ oder „Jetzt haben wir die Notwendigkeit wieder“. Der Begriff 

der „Notwendigkeit“ nimmt hierbei eine zentrale Funktion ein, da militärische 

Maßnahmen dadurch nicht mehr als politisch diskutierbare Entscheidungen 

erscheinen, sondern als logische und unausweichliche Reaktion auf äußere 

Bedrohungen hervorgebracht werden. Besonders relevant ist diese Kategorie im 

Hinblick auf die Fragestellung der Arbeit, da sich hier deutlich zeigt, inwiefern 

politische Mündigkeit innerhalb der beobachteten Unterrichtssituation 

tatsächlich ermöglicht oder vielmehr begrenzt wird. Politische Mündigkeit 

wurde im theoretischen Teil als Fähigkeit beschrieben, gesellschaftliche und 

politische Verhältnisse eigenständig zu beurteilen, unterschiedliche Perspektiven 

kritisch zu reflektieren sowie selbstbestimmte Urteile entwickeln zu können 

(vgl. Autorengruppe Fachdidaktik 2016, S. 15 ff.). Im vorliegenden Material 

zeigt sich jedoch, dass ,sicherheitspolitische‛ Fragen nur begrenzt als offene 

politische Aushandlungsprozesse erscheinen. Stattdessen wird militärische 

Aufrüstung wiederholt als notwendige Konsequenz der aktuellen Weltlage 

dargestellt. Dadurch verschiebt sich der Fokus von einer offenen politischen 

Urteilsbildung hin zur Vermittlung eines bereits vorstrukturierten staatlichen 

Deutungsmusters.  Diese Darstellung verstärkt sich insbesondere durch die 

moralische Rahmung militärischer Verteidigungsfähigkeit. Der Referent 

verbindet militärisches Handeln wiederholt mit Demokratie, Freiheit und 



   
 

   
 

48 

gesellschaftlicher Stabilität. Aussagen wie „Wir brauchen also doch Militär für 

unsere tolle Demokratie“ oder die Gegenüberstellung demokratischer Staaten 

und „Diktaturen“ erzeugen eine klare normative Ordnung. Demokratie erscheint 

hierbei grundsätzlich friedlich und legitim, während militärische 

Verteidigungsfähigkeit zugleich als notwendige Bedingung zu ihrem Schutz 

hervorgebracht wird. Dadurch entsteht ein Narrativ, innerhalb dessen 

militärische Aufrüstung nicht mehr als kontrovers diskutierbare politische 

Position erscheint, sondern als moralisch richtige und gesellschaftlich 

verantwortungsvolle Haltung. Gerade hier zeigt sich eine deutliche Spannung 

zum Anspruch politischer Mündigkeit. Anstatt unterschiedliche 

,sicherheitspolitische‛ Perspektiven sichtbar zu machen und kontroverse 

politische Diskussionen zu eröffnen, werden bestimmte staatliche Narrative 

innerhalb der Unterrichtssituation plausibilisiert und als vernünftig dargestellt. 

Die Schüler*innen erhalten dadurch nur eingeschränkt die Möglichkeit, 

eigenständige politische Positionen zu entwickeln oder militärpolitische 

Maßnahmen grundsätzlich kritisch zu hinterfragen. Vielmehr entsteht der 

Eindruck, dass eine bestimmte politische Haltung bereits vorausgesetzt wird. 

Diese Struktur lässt sich insbesondere mit Althussers Verständnis ideologischer 

Staatsapparate verbinden. Althusser beschreibt Schule nicht als neutralen Ort der 

Wissensvermittlung, sondern als Teil gesellschaftlicher Institutionen, durch die 

bestehende Herrschafts- und Ordnungsvorstellungen reproduziert werden (vgl. 

Althusser 2010, S. 55). Dabei gehe es nicht ausschließlich um 

Wissensvermittlung, sondern zugleich um die „Reproduktion der Unterwerfung 

unter die herrschende Ideologie“ (Althusser 2010, S. 43). Im vorliegenden 

Material zeigt sich dies insbesondere darin, dass militärische 

Verteidigungsfähigkeit nicht lediglich erklärt, sondern zugleich als notwendig, 

vernünftig und gesellschaftlich geboten dargestellt wird. Die 

Unterrichtssituation bleibt dadurch nicht bei einer neutralen Information über 

,sicherheitspolitische‛ Entwicklungen stehen, sondern trägt zur Reproduktion 

staatlicher Deutungsmuster bei. Darüber hinaus wird militärisches Handeln eng 

mit kollektiver Verantwortung verknüpft. Formulierungen wie „gemeinsam sind 

wir stark“ oder die wiederholte Bezugnahme auf Bündnispartner und NATO-

Strukturen erzeugen ein Gemeinschaftsgefühl, innerhalb dessen 

Verteidigungsfähigkeit als gemeinsame gesellschaftliche Aufgabe erscheint. 
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Militärische Aufrüstung wird dadurch nicht ausschließlich als politische 

Entscheidung dargestellt, sondern zugleich als Ausdruck kollektiver 

Verantwortung, gesellschaftlicher Vernunft und demokratischer Stabilität.  

5.4 Konstruktion nationaler Identität und Werte 

Militärische Verteidigungsfähigkeit wird im Verlauf des Vortrags nicht nur als 

Reaktion auf äußere Bedrohung dargestellt, sondern zugleich mit 

gesellschaftlichen Werten, nationaler Zugehörigkeit sowie bestimmten 

Vorstellungen von Verantwortung und Geschlecht verbunden. Besonders 

deutlich zeigt sich dies darin, dass sich alle Beispiele und direkte Ansprachen an 

männliche Schüler richten. Der Jugendoffizier spricht gezielt die „jungen 

Männer“ im Raum an, etwa bei der Frage nach einer möglichen Beteiligung an 

der Bundeswehr. Andere Geschlechter werden dabei nicht angesprochen. Auf 

Frauen wird lediglich in spezifischen Zusammenhängen eingegangen, 

insbesondere im Kontext persönlicher Bezüge sowie rechtlicher Regelungen. 

Ein erster Bezug zu weiblichen Rollenbildern erfolgt im Kontext persönlicher 

Darstellung des Referenten. Zu Beginn zeigt er ein Bild seiner Partnerin und 

formuliert „Ich fange immer beim Wichtigsten an, das ist meine Partnerin.“ Er 

ergänze, dass sie ihn „seit 10 Jahren“ begleite und ihn insbesondere während 

seiner Tätigkeit bei der Bundeswehr unterstützt habe. Dabei beschreibt er auch, 

dass sie in Phasen längerer Abwesenheit „gewartet“ habe, unabhängig davon, 

wie lange er im Einsatz gewesen sei. Das gezeigte Bild stellt eine Person dar, die 

normativ weiblich gelesen werden kann, mit langen schwarzen Haaren sowie 

einer schlanken, sportlichen Figur, gekleidet in einem engen Minikleid, und 

entspricht damit einem Erscheinungsbild, das gängigen aktuellen 

Schönheitsidealen entspricht. Im weiteren Verlauf greift der Referent rechtliche 

Regelungen im Zusammenhang mit dem Wehrdienst auf und verweist auf 

Artikel 12a des Grundgesetztes.  Er erklärt, dass Frauen in diesem Kontext 

„besonders geschützt“ seien und daher nicht in gleicher Weise verpflichtet 

würden wie Männer. Eine Änderung dieser Regelung sei aufgrund der 

sogenannten Ewigkeitsklausel nicht möglich. Ergänzend wird die Stellung von 

Frauen im Zusammenhang mit gesellschaftlichen und staatlichen Werten 

thematisiert. Der Referent äußert: „Ich bin stolz darauf, ein Land wie 

Deutschland repräsentieren zu können“, und führt im selben Zusammenhang 
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aus: „Unsere Frauen haben hier Freiheiten, über die können Frauen weltweit nur 

träumen.“ Neben diesen geschlechtsspezifischen Bezügen wird im weiteren 

Verlauf das Verhältnis zwischen Individuum und Staat aufgegriffen. Der 

Referent richtet sich direkt an die Schüler*innen und stellt die Fragen wie: 

„Warum sollt ihr euch an die Regeln der freiheitlich-demokratischen 

Grundordnung halten […] wenn ihr das von ihnen nicht zurückbekommt?“ 

sowie „Warum sollt ihr später auf euer Gehalt Steuern zahlen?“ oder „Warum 

sollt ihr 120 fahren […] und nicht 200?“ Diese Fragen werden anschließend 

zusammengeführt, indem der Referent formuliert: „Naja, logischerweise haltet 

ihr euch nur daran, weil ihr auch was zurückbekommt, und das ist Sicherheit.“ 

Sicherheit wird dabei als zentrale Gegenleistung des Staates dargestellt, die das 

Einhalten von Regeln begründet. Insgesamt werden in diesen Passagen 

wiederholt Bezüge zu staatlichen Strukturen, gesellschaftlichen Normen sowie 

zu demokratischen Werten hergestellt. Diese erfolgen sowohl über persönliche 

Beispiele als auch über allgemeine Aussagen und Vergleiche.  

In dieser Kategorie zeigt sich besonders deutlich, dass die im Vortrag dargestellte 

gesellschaftliche Ordnung stark geschlechtlich strukturiert ist. Obwohl der 

Jugendoffizier wiederholt von Demokratie, Freiheit und gesellschaftlichen 

Werten spricht, erfolgt die Darstellung nahezu ausschließlich innerhalb einer 

binären Geschlechterzuschreibung. Besonders auffällig ist dabei, dass sich 

zentrale Ansprachen im Zusammenhang mit Verantwortung, Wehrdienst und 

Verteidigungsbereitschaft fast ausschließlich an männliche Schüler richten. 

Andere Geschlechter werden innerhalb des Vortrags praktisch nicht sichtbar. 

Dies verweist auf Althussers Verständnis ideologischer Staatsapparate. Schule 

fungiert nach Althusser nicht ausschließlich als neutraler Bildungsraum, sondern 

als Institution gesellschaftlicher Reproduktion (vgl. Althusser 2010, S. 54). Im 

Material zeigt sich das insbesondere darin, dass traditionelle Geschlechterrollen, 

nationale Wertevorstellungen und militärische Schutzlogik miteinander 

verknüpft werden. Die angesprochene demokratische Werteordnung erscheint 

dadurch keineswegs geschlechtsneutral, sondern reproduziert klare 

Rollenverteilung zwischen männlicher Wehrhaftigkeit und weiblicher 

Unterstützungsrolle.  
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Besonders deutlich wird dies bereits zu Beginn der Veranstaltung in der 

Präsentation der Partnerin des Referenten. Diese wird nicht als eigenständige 

Person mit eigener Perspektive eingeführt, sondern über ihr Verhältnis zum 

Referenten dargestellt. Er beschreibt, dass sie ihn „seit 10 Jahren“ begleite und 

während seiner Abwesenheiten „gewartet“ habe. Dabei wird sie über private 

Fotografien präsentiert, die einem normativ weiblichen Schönheitsideal 

entsprechen. Dadurch entsteht eine Darstellung, in der Frau sein über 

Attraktivität, Unterstützung und emotionale Verfügbarkeit sichtbar wird. Die 

Frau erscheint innerhalb dieser Inszenierung nicht als eigenständiges politisches 

Subjekt, sondern vielmehr als Teil der soldatischen Selbstdarstellung des 

Jugendoffiziers.  Gerade die Kombination aus persönlicher Erzählung, visueller 

Präsentation und traditioneller Rollenbeschreibung erzeugt hierbei eine 

Objektivierung der Frau. Frau sein erscheint innerhalb des Vortrags als etwas, 

das den männlichen soldatischen Lebensweg ehrt, emotional stabilisiert, 

begleitet und bestätigt. Dies verweist auf ein deutlich sexistisches 

Rollenverständnis.   

Diese geschlechtliche Ordnung setzt sich auch im weiteren Verlauf des Vortrags 

fort. Während männliche Schüler wiederholt direkt angesprochen und mit 

Verantwortung, Wehrhaftigkeit und Verteidigungsbereitschaft verbunden 

werden, erscheinen Frauen als diejenigen, deren Freiheit geschützt werden 

müsse. Besonders deutlich wird dies in der Aussage „unsere Frauen“ hätten in 

Deutschland Freiheiten, „von denen Frauen weltweit nur träumen können“. Die 

Formulierung „unsere Frauen“ ist hierbei zentral, weil Frauen sprachlich nicht 

als eigenständige politische Subjekte erscheinen, sondern als Teil nationaler 

Besitz- und Zugehörigkeitsvorstellungen konstruiert werden. Die (Nicht-

)Freiheit der Frau wird dadurch weniger als tatsächliche gesellschaftliche 

Realität thematisiert, sondern vielmehr als moralischer Beweis für die 

Überlegenheit der eigenen Nation verwendet. Gerade hierhin zeigt sich jedoch 

eine Widersprüchlichkeit. Einerseits wird Deutschland im Vortrag als besonders 

sicherer und freiheitlicher Raum für Frauen dargestellt, andererseits bleiben 

reale geschlechtsspezifische Gewalt- und Machtverhältnisse weitgehend 

unsichtbar.  Die Berichterstattungsstelle geschlechtsspezifische Gewalt des 

Deutschen Instituts für Menschenrechte verweist darauf, dass Femizide und 

geschlechtsspezifische Gewalt in Deutschland weiterhin ein erhebliches 
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gesellschaftliches Problem darstellen und Deutschland im Rahmen der Istanbul-

Konvention verpflichtete ist, Gewalt gegen Frauen zu verhindern und wirksame 

Schutzmaßnahmen auszubauen (vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte / 

Berichterstattungsstelle geschlechtsspezifische Gewalt 2025, S. 11). Die 

Istanbul-Konvention wird dabei als „kraftvolles Werkzeug“ beschrieben, das 

einen „ganzheitlichen Ansatz“ verfolgt, um Gewalt gegen Frauen und Mädchen 

„in all ihren Formen zu verhindern und zu bekämpfen – einschließlich 

Femiziden“ (Deutsches Institut für Menschenrechte / Berichterstattungsstelle 

geschlechtsspezifische Gewalt 2025, S. 14). Die Datenlage verdeutlicht dabei 

das tatsächliche Ausmaß geschlechtsspezifischer Gewalt: 2024 wurden in 

Deutschland insgesamt 827 Frauen und Mädchen getötet oder zu töten versucht, 

was „etwas mehr als zwölf Tötungen täglich“ entspricht (Deutsches Institut für 

Menschenrechte / Berichterstattungsstelle geschlechtsspezifische Gewalt 2025, 

S. 40). Dabei ist zu berücksichtigen, dass diese Zahlen ausschließlich registrierte 

Fälle erfassen und somit nicht das gesamte Ausmaß sexistischer Gewalt 

abbilden.  Vor diesem Hintergrund erscheint die Darstellung Deutschlands als 

nahezu selbstverständlicher Schutzraum für Frauen nicht nur stark verkürzt und 

idealisiert, sondern einfach falsch. Die gesellschaftliche Realität 

geschlechtlicher Ungleichheiten sowie geschlechtsspezifischer Gewalt wird 

innerhalb des Vortrags verschwiegen. Diese Darstellung lässt sich mit Andersons 

Verständnis nationaler Gemeinschaften verbinden. Anderson beschreibt 

Nationen als vorgestellte Gemeinschaften, „weil sie unabhängig von realer 

Ungleichheit und Ausbeutung, als >kameradenfreundlicher< Verbund von 

Gleichen verstanden“ werden (Anderson [1983] 2005, S. 17). Genau diese 

Konstruktion zeigt sich auch im vorliegenden Material. Im Vortrag erscheint 

Deutschland als freiheitliche und demokratische Wertegemeinschaft, wobei 

gesellschaftliche Widersprüche und reale geschlechtliche Ungleichheiten 

unsichtbar werden. Die Freiheit der Frau fungiert dabei als symbolischer Marker 

nationaler Überlegenheit und dient zugleich der positiven Selbstbeschreibung 

der eigenen Nation. Die gesellschaftliche Realität struktureller Gewalt oder 

geschlechtlicher Benachteiligung innerhalb Deutschlands tritt demgegenüber 

komplett in den Hintergrund. Stattdessen entsteht das Bild einer homogenen, 

fortschrittlichen Gemeinschaft, die sich über Freiheit, Demokratie und Schutz 
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definiert und sich zugleich implizit von anderen Gesellschaften abgrenzt, die als 

weniger frei oder weniger gleichberechtigt erscheinen.  

Gerade im Hinblick auf politische Mündigkeit ist dies besonders relevant. 

Politische Mündigkeit würde voraussetzen, gesellschaftliche Machtverhältnisse, 

Geschlechterordnungen und staatliche Narrative kritisch hinterfragen zu können. 

Innerhalb des beobachteten Vortrags werden diese Strukturen jedoch nicht 

geöffnet. Stattdessen werden traditionelle Rollenbilder sowie nationale 

Selbstbilder reproduziert und mit militärischer Schutzlogik verknüpft. Dadurch 

entsteht eine gesellschaftliche Ordnung, in der bestimmte Rollen, Werte und 

nationale Vorstellungen weniger zur kritischen Diskussion stehen, sondern 

vielmehr als selbstverständlich und schützenswert erscheinen.  

5.5 Personalisierung und Emotionalisierung  

Die zuvor dargestellten politischen Deutungen werden innerhalb der 

Unterrichtssituation jedoch nicht ausschließlich über sachliche Argumentationen 

vermittelt, sondern zugleich emotionalisiert und personalisiert. Bereits zu 

Beginn der Veranstaltung rückt der Referent seine eigene Person in den 

Mittelpunkt und arbeitet wiederholt mit persönlichen Erzählungen sowie 

privaten Einblicken. In diesem Zusammenhang formuliert er: „Natürlich stelle 

ich mich erstmal persönlich vor.“, und erläutert im Anschluss seinen beruflichen 

Werdegang sowie seine aktuelle Tätigkeit. Dabei betont er, dass es ihm nicht nur 

um seine berufliche Rolle gehe, sondern auch darum, „wer [er] ist, wenn [er] 

zuhause ist.“ In diesem Zusammenhang verwendet er eine adressatennahe 

Sprache und stellt früh eine persönliche Nähe zu den Schüler*innen her, etwa 

mit der Aufforderung: „Sag gern du, ich bin auch einer wie du.“  In diesem 

Zusammenhang hebt er hervor, dass Soldaten häufig ausschließlich in ihrer 

Funktion wahrgenommen würden, und führt aus: „Dann wird immer davon 

ausgegangen: Ja, okay, Staatsbürger in Uniform, das ist ein Soldat […]. Ne, ich 

bin ein ganz normaler Mensch, so wie ihr es auch seid, und ich habe auch meine 

Bedürfnisse.“ Vor diesem Hintergrund kündigt er an, neben seiner dienstlichen 

Tätigkeit auch persönliche und private Einblicke zu geben. Zugleich betont der 

Referent seine Offenheit gegenüber den Schülerinnen und erklärt: „Ich bin da, 

um alle Fragen offen und ehrlich zu beantworten“, und ergänzt, dass dies sowohl 

für dienstliche als auch für private oder erfahrungsbezogene Fragen gelte. Dabei 
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fordert er die Schüler*innen auf, sich aktiv zu beteiligen und auch eigene 

Perspektiven oder abweichende Meinungen einzubringen. Im weiteren Verlauf 

stellt er seinen beruflichen Werdegang dar und berichtet, dass er nach dem Abitur 

im Jahr 2016 direkt zur Bundeswehr gegangen sei. In Bezug auf seine aktuelle 

Tätigkeit als Jugendoffizier formuliert er: „Ich sag immer: geil, ich darf jetzt 

Sicherheitspolitik machen […] mit dem positiven Nebeneffekt, ich darf das mit 

jungen Menschen wie euch machen.“ In diesem Zusammenhang hebt er die 

Bedeutung der Schüler*innen hervor und erklärt: „Ihr seid die Zukunft für 

morgen. Ich bin das nicht mehr.“ Ergänzend stellt er mögliche 

Zukunftsperspektiven der Schüler*innen dar, etwa als Bundeskanzler, 

Verteidigungsminister oder Führungskraft in der Wirtschaft. Darüber hinaus 

beschreibt er seine Tätigkeit als sinnstiftend und führt aus, dass er „Abends nach 

Hause“ gehe und „ganz viele Sachen mitnehme“ aus den Gesprächen mit jungen 

Menschen. Gleichzeitig äußert er die Hoffnung, selbst „ein bisschen was dazu 

beisteuern“ zu können. Neben seiner beruflichen Vorstellung gibt der Referent 

auch Einblicke in sein Privatleben. Er kündigt dies mit den Worten an: „Privat, 

kann ich euch nicht vorenthalten“, und präsentiert mehrere Folien, auf denen er 

zentrale Aspekte seines Alltags darstellt. Dazu gehört auch eine Folie zu seiner 

Partnerin, auf die in der letzten Kategorie bereits Bezug genommen wurde. 

Darüber hinaus beschreibt er insbesondere das Reisen als „größtes Hobby“ und 

führt aus, dass er regelmäßig unterschiedliche Länder besuche, sowohl 

touristische Orte als auch Städte, um kulturelle Eindrücke zu gewinnen. 

Ergänzend erwähnt er weitere Freizeitaktivitäten wie Skifahren sowie sportliche 

Betätigungen und berichtet, dass er einen Hund habe. Abschließend fasst er seine 

Darstellung zusammen und formuliert: „Jetzt wisst ihr eigentlich alles über 

mich, dienstlich und privat […] that´s me, sowohl privat als auch beruflich.“ Im 

Anschluss eröffnet er erneut Raum für Fragen. Im weiteren Verlauf greift der 

Referent zudem grundlegende menschliche Bedürfnisse auf und bezieht sich 

dabei explizit auf das Modell von Maslow. Er formuliert, dass „das wichtigste 

Grundbedürfnis eines Menschen“ an zweiter Stelle Sicherheit sei, und ergänzt, 

dass dies „wohl auch schon seit den 30ern“ so beschrieben werde. Hierbei führt 

er aus, dass der Staat dieses Bedürfnis gewährleisten müsse, da es sich um ein 

zentrales menschliches Grundbedürfnis handle, und betont: „Vor allem für eure 

Sicherheit.“ In Bezug auf politische Aussagen greift er ein Zitat des ehemaligen 
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Bundeskanzlers Olaf Scholz auf und formuliert: „Ich möchte Olaf Abi zitieren.“ 

Daraufhin reagieren die Schüler*innen mit Lachen, was der Referent selbst 

aufgreift, indem er anmerkt, dass „alle immer lachen“, wenn er „Olaf Abi“ sage. 

Anschließend führt er aus: „Unser Altkanzler Scholz hat sehr kurz und prägnant 

gesagt: Ohne Sicherheit ist alles nichts. “ Dieses Zitat wird mit der Aussage 

verbunden, dass Schutz und Sicherheit zentrale Anliegen seien. Abschließend 

äußert sich der Referent auch zu seiner persönlichen Motivation und erklärt:  

„Die Bundeswehr ist auch ein cooler, attraktiver Arbeitgeber mit wenig Sicherheitsrisiko. 
[…] Meine Freundin fragt mich bis heute: Ja, ist dir das Wert? Willst du das wirklich weiter 
machen und ich sag ja. Das ist wirklich meine ehrliche Meinung. Ist halt einfach so. Ich bin 
halt aus Überzeugung damals zur Bundeswehr gegangen, weil ich dankbar bin, weil ich der 
Gesellschaft etwas zurückgeben will und mein Beitrag in dem Moment ist dann nicht zum 
Beispiel im Krankenhaus Menschen zu helfen, mein Beitrag ist dafür im äußersten Zweifel 
mit meinem Leben dafür zu bezahlen.“  

Auffällig an der untersuchten Unterrichtseinheit ist nicht nur was der 

Jugendoffizier sagt, sondern wie er es sagt. Die politische Botschaft wird nicht 

nüchtern vermittelt, sondern emotional inszeniert. Immer wieder verlässt der 

Jugendoffizier die Rolle des sachlichen Referenten und präsentiert sich 

stattdessen als sympathischer, nahbarer und „ganz Normaler“ Mensch wie „Du 

und Ich“. Er zeigt private Bilder, erzählt persönliche Geschichten, spricht über 

Reisen, Einsätze oder seine Partnerin und nutzt dabei bewusst eine lockere, 

humorvolle Sprache. Dadurch erscheint der Eindruck von Authentizität und 

persönlicher Nähe. Genau hierin liegt jedoch ein zentraler Mechanismus der 

Einflussnahme. 

Denn die Schüler*innen begegnen in diesem Moment nicht mehr primär einem 

Vertreter staatlicher Institutionen, sondern scheinbar einer vertrauenswürdigen 

Privatperson. Die politische Diskussion wird emotional aufgeladen und entzieht 

sich dadurch teilweise der rationalen Distanz. Gerade diese Vermischung von 

persönlicher Sympathie und institutioneller Autorität ist problematisch. Der 

Jugendoffizier spricht nicht als beliebiger Gast, sondern als offizieller 

Repräsentant der Bundeswehr innerhalb eines schulischen Unterrichtssettings.  

Seine Aussagen erhalten dadurch ein besonderes Maß an Legitimität. 

Gleichzeitig wird diese staatliche Autorität durch Humor, Offenheit und 

emotionale Nähe weichgezeichnet. Besonders deutlich zeigt sich dies in dem 

Moment, in denen private Bilder oder persönliche Erfahrungen eingebunden 

werden. Militärische Kontexte erscheinen dadurch nicht mehr als abstrakte oder 
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politisch kontroverse Themenfelder, sondern als emotional anschlussfähige 

persönliche Lebensgeschichten. Krieg, Auslandseinsätze oder sogenannte 

Sicherheitspolitik erscheinen nicht länger als kontroverse politische Felder, 

sondern als Teil eine persönliche Erfahrung. Die Bundeswehr wird dadurch 

emotional normalisiert. Genau an diesem Punkt wird der Bezug zur politischen 

Mündigkeit zentral. Politische Mündigkeit setzt die Fähigkeit voraus, politische 

Akteure, Institutionen und Deutungen kritisch zu hinterfragen. Schüler*innen 

sollen politischen Aussagen nicht aufgrund persönlicher Sympathie 

übernehmen, sondern argumentativ prüfen und kontrovers einordnen können. 

Die starke Emotionalisierung der Kommunikation erschwert jedoch genau diese 

kritische Distanz. Sympathie ersetzt stellenweise Analyse. 

Diese Unterrichtssituation lässt sich mit Erving Goffmanns Überlegungen zur 

Selbstdarstellung verbinden. Goffman beschreibt, dass Individuen ihre Tätigkeit 

in sozialen Situationen häufig so gestalten, dass bei anderen ein bestimmter 

Eindruck entsteht (vgl. Goffman [1959] 2019, S. 31). In Bezug darauf verweist 

er, dass Darsteller*innen versuchen können, beim Publikum „einen idealisierten 

Eindruck zu erwecken“ (Goffman [1959] 2019, S. 35). Gerade dies zeigt sich in 

der vorliegenden Beobachtung. Der Jugendoffizier präsentiert sich nicht 

ausschließlich als staatlicher Repräsentant, sondern zugleich als nahbarer, 

humorvoller Mensch, der die Schüler*innen vermeintlich ernst nimmt. Durch 

private Bilder, persönliche Geschichten und eine lockere Sprache entsteht gezielt 

Nähe zu den Schüler*innen. Die politische Botschaft erscheint dadurch weniger 

als staatliche Interessensvermittlung, sondern vielmehr als persönliches und 

ehrliches Gespräch. Besonders relevant ist hierbei Goffmans Verweis auf 

Formen der „Eindrucksmanipulation“ (Goffman [1959] 2019, S. 190). Im 

untersuchten Material zeigt sich dies insofern, als die positive 

Selbstinszenierung des Jugendoffiziers die vermittelte ,sicherheitspolitische‛ 

Perspektive emotional absichert und plausibilisiert. Auch Mollenhauer 

beschreibt, dass Einrichtungen des Erziehungssystems dazu beitragen können, 

„Eindeutigkeit herzustellen“ sowie „Gemeinschaft der Symbolwelten“ durch die 

„Ausschließung des Abweichenden“ zu sichern (Mollenhauer 1977, S. 44). 

Genau dies zeigt sich auch im vorliegenden Material. Der Jugendoffizier 

vermittelt ,sicherheitspolitische‛ Positionen nicht ausschließlich über sachliche 

Argumente, sondern übe persönliche Nähe, Humor und emotionale 
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Selbstinszenierung. Seine Nahbarkeit wird dadurch selbst zum pädagogischen 

Mittel. Alternative Perspektiven treten nicht auf, während bestimmte staatliche 

Deutungen emotionalisiert, plausibilisiert und als selbstverständlich dargestellt 

werden.  

Gerade darin liegt jedoch die eigentliche Problematik. Die emotionale Nähe 

erschwert kritische Distanz gegenüber den vermittelten politischen Positionen. 

Die Schüler*innen werden nicht nur informiert, sondern emotional an eine 

bestimmte staatliche Perspektive herangeführt. Politische Bildung verschiebt 

sich dadurch von kritischer Urteilsbildung hin zu staatlicher Einflussnahme 

durch emotionale Identifikation.  

6. Diskussion: Politische Mündigkeit unter staatlichen Narrativen 

Die innerhalb der Untersuchung rekonstruierten Narrative zeigen sich dabei 

nicht nur innerhalb der konkreten Unterrichtssituation, sondern ebenso in 

aktuellen politischen Debatten. Besonders sichtbar wird dies dort, wo Angst, 

nationale Zugehörigkeit und Schutzversprechen miteinander verknüpft werden. 

Am 20.10.2025 reagierte der Bundeskanzler Friedrich Merz auf Kritik an seiner 

„Stadtbild“-Aussage mit den Worten: „Fragen Sie mal Ihre Töchter, was ich 

damit gemeint haben könnte“ (vgl. ntv 2025). In dieser Aussage verdichtet sich 

die Konstruktion eines nationalen „Wir“, das über Angst, Schutzversprechen und 

gesellschaftliche Abgrenzung hergestellt wird. Das „Wir“ erscheint hierbei als 

schützenswerte Gemeinschaft, deren Frauen und Töchter bedroht seien. 

Gleichzeitig wird implizit ein bedrohliches „Außen“ konstruiert, das mit 

Migration, Unsicherheit und gesellschaftlicher Bedrohung verbunden wird. 

Darin lässt sich auch Andersons Verständnis der Nation als „imagined comunity“ 

wiedererkennen. Anderson beschreibt Nationen als vorgestellte Gemeinschaften, 

die trotz realer Ungleichheiten als Gemeinschaft von Gleichen erscheinen (vgl. 

Anderson [1983] 2005, S. 17). Zugleich funktionieren diese Gemeinschaften 

immer auch über Grenzziehungen und die Konstruktion eines „Anderen“. 

Frauen werden innerhalb solcher nationaler Narrative plötzlich sichtbar 

gemacht, allerdings nicht als eigenständige politische Subjekte, sondern 

vielmehr als symbolische Projektionsflächen nationaler Schutz- und 

Bedrohungsvorstellungen. Die Sicherheit der Frau wird dadurch 
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instrumentalisiert, um gesellschaftliche Ängste zu erzeugen, rassistische 

Narrative zu legitimieren und gesellschaftliche Spaltungen weiter zu vertiefen. 

Auch Steinbach, Shure und Mecheril verweisen darauf, dass insbesondere dann, 

wenn ein national codiertes „Wir“ infrage gestellt wird, verstärkt auf 

rassifizierende Kategorien zurückgegriffen werde, um den „Wir-Vorgang“ 

abzusichern (vgl. Steinbach/Shue/Mecheril 2020, S. 27). Eine ähnliche 

Vorgehensweise zeigt sich auch im untersuchten Material. Auch dort werden 

Frauen thematisiert, jedoch weniger zur Reflexion realer systematischer 

Ungleichheiten oder sexistischer Gewalt, sondern vielmehr zur emotionalen 

Legitimation militärischer Schutzlogiken und nationaler Verteidigungsnarrative.  

Über den per se problematischen Charakter der Reproduktion der dargelegten 

sexistischen Darstellung, reproduziert der Vortrag zusätzlich ein vollständig 

binäres Gesellschaftsbild. Sichtbar werden ausschließlich „Männer“ und 

„Frauen“. Andere Geschlechtsidentitäten existieren innerhalb der dargestellten 

gesellschaftlichen Ordnung praktisch nicht. Auch Menschen mit Behinderung 

oder andere marginalisierte Gruppen tauchen innerhalb der gesamten 

Unterrichtseinheit kein einziges Mal auf. Daran wird sichtbar, wie normativ und 

begrenzt die dargestellte nationale Gemeinschaft tatsächlich ist. Obwohl die 

„freiheitlich-demokratische Grundordnung“ innerhalb des Vortrags permanent 

idealisiert wird, bleiben genau jene Menschen unsichtbar, die nicht dieses Bild 

von Wehrhaftigkeit, Leistungsfähigkeit, Heterosexualität und nationaler 

Zugehörigkeit passen. Der Jugendoffizier erscheint dadurch nicht nur als 

individueller Sprecher, sondern zugleich als Repräsentant staatlicher 

Ordnungsvorstellungen, innerhalb derer bestimmte gesellschaftliche Gruppen 

sichtbar gemacht und andere vollständig ausgeblendet werden. Hier zeigt sich 

erneut Althussers Verständnis ideologischer Staatsapparate. Schule fungiert nach 

Althusser nicht ausschließlich als neutraler Bildungsraum, sondern als 

Institution gesellschaftlicher Reproduktion, innerhalb derer bestehende Macht- 

und Ordnungsvorstellungen vermittelt und stabilisiert werden (vgl. Althusser 

2010, S. 54).  

Darüber hinaus drängt sich innerhalb der Untersuchung zunehmend der 

Eindruck auf, dass die dargestellte Authentizität keineswegs zufällig erscheint. 

Die persönliche Nahbarkeit wirkt vielmehr strategisch inszeniert. Der 
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Jugendoffizier zeigt private Bilder, spricht über seine Partnerin, Reisen oder 

seinen Alltag und präsentiert sich bewusst als „ganz normaler“ und 

sympathischer Mensch. Parallel folgen immer wieder konkrete Zahlen, 

Rekrutierungsziele, Bedrohungsszenarien sowie Verantwortungsappelle 

gegenüber den Schüler*innen. Die emotionale Nähe steht dadurch nicht 

unabhängig neben der politischen Botschaft, sondern dient offensichtlich dazu, 

diese anschlussfähiger zu machen. Zur theoretischen Einordnung dieser 

Inszenierung erscheint insbesondere Goffmans Verständnis sozialer Darstellung 

als anschlussfähig. Goffman beschreibt, dass Individuen ihre Tätigkeit häufig 

mit bestimmten Zeichen und Ausdrucksformen versehen, damit diese 

„ausdrückt, was [sie] mitteilen“ wollen (Goffman [1959] 2019, S. 31). Ebenso 

verweist er darauf, dass Darstellende versuchen, „beim Publikum auf 

verschiedene Art idealisierte Eindrücke zu erwecken“ (Goffman [1959] 2019, S. 

35). Das zeigt sich auch im untersuchten Material. Die scheinbare Authentizität 

wirkt nicht spontan, sondern kontrolliert und funktional. Warum sonst sollten 

ganze Folien über das Privatleben des Referenten eingebunden werden, während 

gleichzeitig immer wieder Angst vor Krieg, Unsicherheit und internationaler 

Bedrohung erzeugt wird? Die Konstruktion der Bedrohung erscheint dadurch 

nicht losgelöst von der persönlichen Inszenierung, sondern eng mit ihr 

verbunden. Die Schüler*innen werden emotional angesprochen, während ihnen 

gleichzeitig Verantwortung für zukünftige militärische Verteidigung 

zugeschrieben wird. Eine tatsächliche offene Debatte wird dadurch maßgeblich 

erschwert und eingeschränkt. 

Darin verdichtet sich zugleich ein grundlegender Widerspruch politischer 

Bildung. Politische Mündigkeit gilt innerhalb der politischen Bildung als 

zentrales und nahezu unhinterfragtes Ziel demokratischer Erziehung. Die 

Autorengruppe Fachdidaktik beschreibt politische Mündigkeit als Fähigkeit zur 

„eigenständigen und ergebnisoffenen Auseinandersetzung“ sowie zur 

Entwicklung unabhängiger politischer Urteile (vgl. Autorengruppe Fachdidaktik 

2016, S. 15). Die Ergebnisse der Untersuchung werfen jedoch die Frage auf, 

inwiefern politische Mündigkeit innerhalb schulischer Räume überhaupt 

entstehen kann, wenn bestimmte staatliche Narrative emotional abgesichert, 

Bedrohungsszenarien erzeugt und militärische Lösungen als notwendig 

dargestellt werden. Die Kritik klassischer Vorstellungen politischer Mündigkeit 
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verweist darauf, dass politische Bildung niemals vollständig außerhalb 

gesellschaftlicher Macht- und Herrschaftsverhältnissen gedacht werden kann. 

Wie Etzkorn und Mecheril herausarbeiten, entstehen Subjekte vielmehr 

innerhalb sozialer sowie machtförmiger Verhältnisse und entwickeln ihr 

Selbstverständnis nicht unabhängig, sondern in Relation zu gesellschaftlichen 

Normen und bestehenden Wissensordnungen (vgl. Etzkorn/Mecheril 2023, S. 

131). Vor diesem Hintergrund erscheint politische Mündigkeit nicht 

ausschließlich als emanzipatorisches Bildungsziel, sondern zugleich als Begriff, 

der immer auch an gesellschaftliche Vorstellungen legitimer Subjektivität 

gebunden bleibt. Gerade deshalb stellt sich die Frage, ob politische Bildung 

zunächst stärker Formen gesellschaftlicher Einflussnahme, Emotionalisierung 

und möglicher Indoktrination reflektieren müsste, bevor politische Mündigkeit 

tatsächlich gefördert werden kann. Gleichzeitig wäre es jedoch verkürzt, 

Schüler*innen ausschließlich als passive Empfänger*innen solcher Narrative zu 

verstehen. Besonders relevant erscheint hierbei der Schüler, der die 

Wahrscheinlichkeit eines russischen Angriffs offen infragestellt und sich der 

dargestellten Bedrohungserzählung widersetzt. Gerade dieser Moment macht 

deutlich, dass politische Urteilsfähigkeit trotz ideologischer Rahmungen 

weiterhin möglich bleibt. Auch die Shell-Studie sowie die bundesweiten 

Schüler*innenstreiks verdeutlichen, dass Jugendliche gesellschaftliche Krisen 

keineswegs nur passiv aufnehmen, sondern sich eigenständig politisieren und 

politische Positionen entwickeln. Der gesellschaftliche Grundboden für 

tatsächliche politische Urteils- und Handlungsfähigkeit scheint daher durchaus 

vorhanden. Umso deutlicher wird an dieser Stelle jedoch, wie stark politische 

Bildung darauf angewiesen wäre, Räume echter Kontroversität, Kritik und 

Reflexion zu schaffen, anstatt bestehende staatliche Narrative emotional und 

institutionell zu stabilisieren.  

7. Fazit: Politische Bildung im Dienst militärischer 

Verteidigungsbereitschaft 

Die vorliegende Arbeit hat gezeigt, dass der untersuchte Bundeswehrbesuch weit 

über eine neutrale Informationsveranstaltung hinausgeht. Innerhalb der 

Unterrichtseinheit werden sicherheitspolitische Narrative, nationale 

Gemeinschaftsvorstellungen sowie militärische Lösungsansätze nicht nur 
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vermittelt, sondern durch persönliche Geschichten, emotionale Nähe, 

Angstmacherei und Verantwortungsappelle gezielt greifbar gemacht. Besonders 

deutlich wurde dabei, dass Schüler*innen nicht ausschließlich als Lernende 

angesprochen werden, sondern immer wieder als zukünftige 

Verantwortungsträger einer möglichen militärischen Verteidigungsgesellschaft 

erscheinen. Schule wird dadurch nicht zum Ort politischer Bildung, sondern zum 

Raum staatlicher Vorbereitung auf potenzielle Krisen- und Kriegsszenarien. Ob 

Russland tatsächlich morgen „vor der Tür steht“, sei dabei ebenso dahingestellt 

wie die Frage, ob zunehmende militärische Aufrüstung langfristig tatsächlich 

Sicherheit schafft oder vielmehr neue internationale Bedrohungslagen 

produziert und Staaten gegenseitig angreifbarer macht. Gerade innerhalb der 

internationalen Beziehungen kann militärische Aufrüstung nicht nur 

abschreckend wirken, sondern gleichzeitig neue Eskalationsdynamiken 

hervorbringen. Diese Fragen bleiben innerhalb des Vortrags jedoch weitgehend 

unsichtbar. Militärische Verteidigungsfähigkeit erscheint stattdessen beinahe 

selbstverständlich als notwendige Antwort auf die aktuelle politische Lage.  

Parallel dazu verweist die Untersuchung auf eine gesellschaftliche 

Widersprüchlichkeit, die weit über den einzelnen Bundeswehrbesuch 

hinausgeht. Während Milliarden in militärische Aufrüstung, 

Verteidigungshaushalte und ,sicherheitspolitische‛ Strukturen investiert werden, 

sind reale Kürzungen, Überlastungen und strukturelle Probleme insbesondere im 

Bildungsbereich längst gesellschaftliche Realität. Gerade Schulen leiden unter 

Personalmangel, ungleichen Bildungschancen sowie fehlenden Ressourcen. Vor 

diesem Hintergrund stellt sich zunehmend die Frage, welche gesellschaftlichen 

Prioritäten gesetzt werden und weshalb staatliche Mittel verstärkt in militärische 

Strukturen statt in Bildung, soziale Sicherheit oder demokratische Teilhabe 

investiert werden. „Bildung statt Aufrüstung!“ erscheint dabei nicht lediglich als 

politischer Slogan, sondern als grundlegende bildungspolitische Frage.  

Im Hinblick auf die Forschungsfrage zeigt die Untersuchung, dass politische 

Mündigkeit innerhalb des beobachteten Bundeswehrbesuchs nur sehr begrenzt 

gefördert wird. Zwar wird der Besuch offiziell im Rahmen politischer Bildung 

legitimiert, tatsächlich dominieren jedoch deutlich staatlich geprägte Narrative 

von Bedrohung, nationaler Geschlossenheit, militärischer Verantwortung und 
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Verteidigungsnotwendigkeit. Alternative Perspektiven bleiben weitgehend 

unsichtbar. Politische Urteilsbildung wird dadurch nicht vollständig verhindert, 

jedoch deutlich gerahmt und beeinflusst. Gleichzeitig lassen sich innerhalb des 

Materials nationale Gemeinschaftsvorstellungen, geschlechtliche Rollenbilder, 

Bedrohungskonstruktionen sowie Formen emotionaler Einflussnahme 

rekonstruiert, die „sicherheitspolitische“ und militärische Logiken als 

gesellschaftlich selbstverständlich erscheinen lassen. Die Ergebnisse der Arbeit 

zeigen jedoch zugleich, dass Schüler*innen keineswegs ausschließlich passive 

Empfänger staatlicher Narrative sind. Einzelne Momente des Widerspruchs 

innerhalb des Vortrags sowie gesellschaftliche Entwicklungen wie 

Schüler*innenproteste oder die Ergebnisse der Shell-Studie verdeutlichen 

vielmehr, dass Jugendliche weiterhin eigenständig politische Positionen 

entwickeln und gesellschaftliche Entwicklungen kritisch hinterfragen. Politische 

Mündigkeit bleibt somit trotz ideologischer Rahmung möglich. Gerade deshalb 

erscheint es umso wichtiger, schulische Räume nicht für einseitige staatliche 

Einflussnahme zu nutzen, sondern, vor allem angesichts der bestehenden 

Einbettung und Bestimmung der Schule durch nationalstaatliche und 

wertegeleitete Strukturen, Räume offener Kontroversität, kritischer Reflexion 

und tatsächlicher politischer Urteilsbildung, aktiv herzustellen. 

Denn in einer Gesellschaft, in der Schule als staatliche Institution zunehmend 

dazu genutzt wird, staatliche Interessen, Sicherheitslogiken und nationale 

Narrative zu reproduzieren, geraten Schüler*innen Gefahr, nicht mehr als die 

Zukunft von morgen wahrgenommen zu werden, nicht als zukünftige 

Wissenschaftler*innen, Lehrkräfte oder sogar zukünftige Bundeskanzler*innen, 

sondern vor allem als potenzielle Generation gesellschaftlicher 

Verteidigungsbereitschaft. Eine politische Bildung, die Jugendliche primär auf 

Angst, Bedrohung und nationale Wehhaftigkeit vorbereitet wird, läuft Gefahr, 

genau jene Freiheit einzuschränken, die politische Mündigkeit eigentlich 

ermöglichen sollte. Womöglich zeigt sich gerade hierhin die Aktualität 

marxistischer Gesellschaftskritik: dass gesellschaftliche Institutionen nicht 

losgelöst von Macht- und Herrschaftsverhältnissen existieren, sondern immer 

auch dazu beitragen können, bestehende gesellschaftliche Ordnungen zu 

stabilisieren und reproduzieren. Besonders im Kontext politischer Bildung wird 

damit sichtbar, dass Schule niemals vollständig außerhalb staatlicher Ideologien 
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steht, sondern selbst Teil gesellschaftlicher Aushandlungsprozesse ist (vgl. 

Althusser 2010, S.58). 

Ich möchte diese Arbeit daher mit folgendem Gedanken von Karl Marx und 

Friedrich Engels beenden: 

„Es ist nicht das Bewußtsein der Menschen, das ihr Sein, sondern ihr 

gesellschaftliches Sein, das ihr Bewußtsein bestimmt.“ (Marx, zit. n. Engels, 

MEW 13, S. 470) 
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8. Grenzen der Untersuchung und offene Fragen 

Die vorliegende Untersuchung ist mit mehreren methodischen Einschränkungen 

verbunden, die bei der Einordnung der Ergebnisse berücksichtigt werden 

müssen. Da es sich um eine qualitative Einzelfallanalyse handelt, steht nicht die 

statistische Repräsentativität, sondern die Rekonstruktion sozialer 

Bedeutungszusammenhänge im Vordergrund (vgl. Mayring 2016, S. 100f.). Die 

Ergebnisse lassen sich daher nicht ohne Weiteres auf andere Schulen, 

Unterrichtssituationen oder Bundeswehrbesuche übertragen. Vielmehr zielt die 

Untersuchung darauf ab, spezifische Narrative, Argumentationsmuster und 

politische Bedeutungszuschreibungen innerhalb einer konkreten schulischen 

Situation sichtbar zu machen. Zudem erfolgte die Datenerhebung im Rahmen 

teilnehmende Beobachtung und basiert auf einem Gedächtnisprotokoll. Auch 

wenn dieses möglichst zeitnah verschriftlicht wurde, bleibt jede Rekonstruktion 

sozialer Situationen selektiv und durch subjektive Wahrnehmung geprägt. 

Gleichzeitig liegt gerade darin eine zentrale Grundlage qualitativer 

Feldforschung, da soziale Situationen nur durch unmittelbare Feldnähe in ihrer 

Komplexität erschlossen werden können (vgl. Mayring 2016, S. 80f.). Die 

Einbindung in das schulische Feld ermöglicht somit erst den Zugang zu der 

untersuchten Unterrichtsituation.  

Darüber hinaus verweist die Arbeit auf eine grundlegende Problematik 

politischer Bildung innerhalb schulischer Räume. Schule existiert nicht 

unabhängig von gesellschaftlichen Macht- und Herrschaftsverhältnissen, 

sondern bleibt als staatliche Institution immer auch in politischen Zielsetzungen 

und gesellschaftliche Ordnungsstrukturen eingebunden. Politische Bildung kann 

daher nicht vollständig losgelöst von staatlichen Interessen gedacht werden. 

Gerade deshalb erscheint es umso wichtiger, schulische Bildungsprozesse sowie 

staatliche Narrative kontinuierlich kritisch zu reflektieren, anstatt sie als neutral 

oder selbstverständlich zu behandeln.  

Weiterführende Forschung könnte zudem verstärkt der Frage nachgehen, wie 

politische Mündigkeit jenseits eurozentrischer, kolonial geprägter und 

ausschließlich westlicher Vorstellungen gedacht werden kann. Die theoretische 

Auseinandersetzung hat gezeigt, dass viele klassische Mündigkeitskonzepte an 

normative Vorstellungen legitimer Subjektivität gebunden bleiben. Vor diesem 
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Hintergrund erscheint insbesondere die Entwicklung alternativer 

Mündigkeitsbegriffe relevant, die Schule nicht ausschließlich als Raum 

gesellschaftlicher Kritik und emanzipatorischer Reflexion begreifen.  
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11. Anhang 

Hinweis zum Gedächtnisprotokoll 

Das folgende Gedächtnisprotokoll stellt eine möglichst genaue Rekonstruktion 

der beobachteten Unterrichtssituation dar. Während der Veranstaltung wurden 

fortlaufend Notizen angefertigt, die teilweise kommentiert wurden. Aufgrund 

der Dynamik der Situation handelt es dich nicht vollständig um eine wörtliche 

Transkription, sondern um eine ungefähre, jedoch möglichst detailnahe 

Widergabe zentraler Aussagen, Interaktionen und Eindrücke. Einzelne spontane 

Kommentare, erste analytische Gedanken sowie situative Eindrücke wurden 

bewusst im Material belassen, da sie Teil des qualitativen Auswertungsprozesses 

waren. 

 

 

Anfang 

„Natürlich stelle ich mich erstmal persönlich vor […] wie sah mein Werdegang 

nach der Schule aus und wie ist es jetzt? Wer bin ich, wenn ich zuhause bin? 

Denn das wird oft vergessen. Oft sehen wir Soldaten, mal mehr und mal weniger 

im Stadtbild oder im Dorfbild, jeh nachdem wo man herkommt, und dann wird 

immer dann davon ausgegangen: Ja okay, Staatsbürger in Uniform - das ist ein 

Soldat. Ne ich bin ein ganz normaler Mensch so wie ihr es auch seid und ich 

habe auch meine Bedürfnisse, die will ich euch auch nicht vorenthalten. 

Deswegen einmal persönlich einmal privat Vorstellung [..] Denn ihr seid der 

Powi Leistungskurs, da habt ihr schon ein entsprechendes Leistungsniveau, da 

gibt’s halt den Basisteil, wo wir nicht unbedingt drauf eingehen müssen. Aber 

wir müssen auf jeden Fall darüber sprechen: Was macht denn außen- und 

sicherheitspolitisch die Bundesrepublik Deutschland. Also was sind die 

Guidelines ehhm die die Bundesregierung sich irgendwie zum Ziel gesetzt hat, 

was machen wir Außen- und Sicherheitspolitisch überhaupt. Und vor Allem: 

Was hat sich in den letzten 20 Jahren zu heute geändert? Gab´s denn eine 

Kehrwende? Wenn ja, wie sah die aus? Und warum gab es die? Mit den neuen 

Stärkungen die daraus resultiert, nämlich dass man die Bundeswehr einsetzt im 

Baltikum. Hand hoch, wer von euch weiß, dass die Bundeswehr im Einsatz ist 

im Baltikum in Litauen. Okay, gut, jeder weiß warum. Wer weiß es nicht genau? 
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Ist nicht schlimm... Nh, okay, nh… Also nicht jeder weiß 100%, dass die 

Bundeswehr da bald im Einsatz ist, nh. Okay, das klären wir dann. Es wird auch 

aufeinander aufbauen. Und danach machen wir auf jeden Fall noch nen Exkurs 

zur Wehrpflicht. Ihr seid jetzt nicht betroffen nh Geburtsjahr 2008. Wer hat die 

Presse gestern mitverfolgt? Und vorgestern? Ja okay, das heißt ihr wisst schon 

bescheid, dass eeh aus dem Verteidigungsministerium beziehungsweise aus dem 

Bundeskabinett rauskam. Auf was sich die Professur geeint hat, eeeh, ich Rück 

das auch nochmal einmal hier gerade richtig ein beziehungsweise allgemein die 

ganze Thematik nh. Ich weiß wie das ist. Social Media eeh oder TikTok suche, 

man googelt was und dann kommen 10.000 Schlagzeilen zu einem Thema und 

die Hälfte davon ist falsch nh. Deswegen einmal ganz nüchtern: muss Ich, mein 

Hamster, mein Hund, mein Bruder, meine Schwester wie auch immer, zur 

Bundeswehr, ja oder nein? Und wenn ja, wie sieht das aus? Ehh und zum Schluss 

möchte ich ganze viel Raum Für fragen lassen und für Diskussion, weil davon 

leb ich auch am Ende des Tages nh. Ich bin heut einmal hier an eurer Schule, ihr 

könnt mir Fragen stellen. Die Fragen, die ihr einfach mal nen Soldaten stellen 

wolltet. Aber ihr könnt mir auch inhaltlich Fragen zur Sicherheitspolitik stellen, 

da seid ihr komplett frei. Nh und da bin ich auch ... ganz ehrlich … da bin ich 

da, um alle Fragen auch offen und ehrlich zu beantworten und ich bin auch bereit 

dafür. Nicht  jeder macht das, ich biete das euch das an nh. Also privat als 

dienstlich oder erfahrungstechnisch. Auch in Bezug auf Erfahrungen, welche 

Erfahrungen ich gemacht hab, egal was euch einfällt, haut es da wirklich einfach 

frei Schnauze raus und da kriegt ihr von mir eine ungefähre und ehrliche 

Antwort. Ansonsten, wenn krass inhaltliche Fragen sind oder wirklich ihr sagt 

„Ey, ich bin anderer Meinung zu dem, was du gerade präsentierst oder was auf 

der Folie ist, oder ich würde diese Perspektive Mal einbringen wollen, dann 

meldet euch direkt. Ja, weil nur, wenn ihr euch direkt meldet, dann können wir 

direkt darauf eingehen und dann ergibt sich auch eine ganz Interessante Dynamik 

und dann landen wir vielleicht am Ende beim Syrienkrieg. Ja 2010 bis 2024 

letztes Jahr und auch dann kann ich die PowerPoint anmachen und dann können 

wir uns darüber unterhalten ja. Also ihr merkt hier gibt es auf jeden Fall eine 

Interaktion mit euch. Also da wirklich jetzt mal auch ein Appell an euch: Ehhm 

macht das mit mir gemeinsam heute, ansonsten habe ich noch 140 Minuten 

glaube ich und nen richtig trockenen Mund haha. Den werde ich sowieso haben, 
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aber das ist auch mein Gottverdammter Job nh. So, ich habe jetzt lange genug 

darüber geredet, was wir vorhaben, jetzt will ich fortschreiten.“ 

-Er erläutert ausführlich seine Tätigkeit bei der Marine und ergänzt, dass er 2016 

sein Abi abgeschlossen habe und anschließend direkt zur Bundeswehr gegangen 

sei.- 

„… Dann war klar, dass ich Jugendoffizier werde. Und jetzt sag ich immer geil, 

ich darf jetzt Sicherheitspolitik machen, ich habe das studiert nur mit dem 

positiven Nebeneffekt, ich darf das mit jungen Menschen wie euch machen. Ja, 

und das mein ich wirklich so wie ich es sage, denn ihr seid die Zukunft für 

morgen. Ich bin das nicht mehr.  Mein Werdegang, meine Karriere ist relativ klar 

und vielleicht sitzt hier der nächste Bundeskanzler. Wer weiß es ? Oder der 

nächste Verteidigungsminister oder Verteidigungsministerin. Ich weiß es nicht. 

Oder vielleicht auch der nächste Siemens Chef. Ja, I dont know. Deswegen ist es 

mir viel wichtiger mit jungen Leuten in Austausch zu treten und es macht 

wirklich richtig Spaß, weil ich das Gefühl habe es hat einen Sinn. Denn ich geh 

wirklich abends auch nach Hause und nehme ganz viele Sachen mit von Dingen, 

die ich sagt. Und andersrum habe ich hoffentlich oder manchmal das Gefühl, 

dass ich bisschen was dazu beisteuern könnte, wenn es um Information geht.“ 

„Privat – kann ich euch nicht vorenthalten, mach ich aber wirklich nur ganz kurz 

und prägnant. Das ist nur eine Folie über mein ganzes Privatleben. Ich fange 

immer beim wichtigsten an, das ist das zweite Bild, das ist meine Partnerin (hier 

auf der Folie ein Bild von den beiden. Freundin schlank, lange schwarze Haare, 

Minikleid, entspricht dem Schönheitsideal – FRAUENBBILD) mit der bin ich 

seit 10 Jahren mittlerweile zusammen. Ja, paar schmunzeln. Sie glaubt auch nie, 

dass ich bei ihr einleite, aber ihr wisst es, ihr seid meine Zeugen, dass ich das 

mache. Wirklich das Wichtigste, denn die ist bei den ganzen stressigen 

beruflichen Sachen wirklich immer da gewesen jetzt über die ganze Zeit, die ich 

bei der Bundeswehr bin. Hat mich da unterstützt und mi den Rücken 

freigehalten, auch bei Abwesenheit für mehrere Monate (Frauenbild). Und mit 

dem Teil ich gleichzeitig auch mein oder unser größtes Hobby – es ist reisen. Da 

ist mir egal wohin. Es ist auch wichtig. Reisen heißt für mich auch mal 

Mainstream Urlaub in Dubai machen. Das gehört dann auch mal dazu (hier Bild 

aus Dubai). Heißt aber auch, ich war jetzt vor drei Wochen in Izmir, also in der 
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türkischen Großstadt. Die Zweitgrößte Stadt in der Türkei. Einfach um mir 

NICHT die Touriregion anzuschauen, sondern um mir die Türkei anzuschauen, 

wie die Türken denn dort tatsächlich Leben in einer Großstadt. Und was denn 

auch die Flüchtlingswellen für Auswirkungen haben für die türkische 

Bevölkerung nh. Also Reisen mach ich dann auch mit meiner Partnerin, dass ich 

wirklich was kulturell dazu lerne.  Also das macht 90% meiner privaten Zeit aus, 

dass ich egal wo, am Reisen bin. Hier auch mal Skifahren. Ich habe nen Hund 

zuhause. Ich geh viel schwimmen und Radfahren. Was ich abschließend sagen 

kann ist, jetzt wisst ihr eigentlich alles über mich, dienstlich und privat. Und 

wenn man das alles kombiniert, dann könnt ihr euch vorstellen wieviel Freizeit 

da noch für irgendwas anderes bleibt. Dabei, thats me, sowohl privat als auch 

beruflich. An der Stelle lass ich gerne Raum für Fragen. Wir machen das mal so, 

denn vielleicht ist das besser an der Stelle direkt, wenn irgendjemand Fragen hat, 

als nachher dann wieder. Bevor wir inhaltlich reingehen. (Frage Schüler: Wie 

genau macht man das denn mit der Freizeit? Sie haben so viel zu tun...? Er sagt 

der Schüler kann  Duzen. Der Soldat antwortet mit, dass es der Hauptnachteil 

ist, weil man wirklich wenig Freizeit hat)“ 

Mittelteil 

-Zu Beginn der Veranstaltung fordert der Jugendoffizier die SuS dazu auf, nach 

vorne zu kommen und an der Tafel jeweils einen Begriff zum Thema 

„Sicherheit“ zu notieren. Im Anschluss liest der er Begriffe vor und erläutert, 

welche Aspekte im Verlauf der Veranstaltung thematisiert werden sollen und 

welche nicht.- 

„Wir müssen Außen- und Sicherheitspolitik erstmal getrennt voneinander 

verstehen, um es zu definieren. Wir müssen also erstmal klären: Was ist 

Außenpolitik und was ist Sicherheitspolitik? Also Außenpolitik ist immer 

ausgehend von einem Interesse eines jeweiligen Staates.  Schaff ich es immer 

allein meine Interessen durchzusetzen, dann brauch ich niemand anderen, dann 

passiert keine Außenpolitik. Sobald du auf jemand anderen angewiesen bist, 

musst du in Austausch stehen. Einfaches Beispiel dafür ist Amerika und 

Deutschland [..]. Das heißt, dass Amerika da ein wichtigerer Handelspartner ist 

als China beispielsweise. Und das verdeutlicht wieder: Okay, würden wir nicht 

mit den Amerikanern zusammenarbeiten, dann würde es uns wirtschaftlich viel 
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schlechter gehen. Also Außenpolitik ist dadurch gekennzeichnet, dass wir mit 

anderen Staaten zusammenarbeiten, wirtschaftlich, Import/Export und uns 

untereinander austauschen. So erreichen wir unser Ziel der wirtschaftlichen 

Stärke. Das ist Außenpolitik, nicht mehr und nicht weniger. Mehr müsst ihr euch 

nicht merken“. 

-Im weiteren Verlauf thematisiert der Referent Fragen der Sicherheitspolitik und 

fragt die SuS zunächst, welche Vorstellungen sie mit dem Begriff verbinden. 

Genannt werden dabei unter anderem Kriminalität, Krieg und gesellschaftliche 

Sicherheit.- 

„Wie könnt ihr euch vor diesen ganzen schlimmen Sachen schützen, damit diese 

Dinge nicht passieren? Prävention! Vorsorge! Wir sind uns also einig, dass wir 

für und selbst, dass Eintritt dieser Szenarien nicht bewerkstelligen können. 

Sinnbildlich gesprochen brachen wir also was? Wir brauchen jemanden der das 

Schutzschild über und hält und sagt pass mal auf lehn dich zurück, entspann 

dich, du musst dich NICHT über den Eintritt dieser Szenarien kümmern, die 

Verantwortung übernehme ich. Und genau das ist Sicherheitspolitik , bzw. darin 

liegt überhaupt Sicherheitspolitik und staatliches Handeln als solches 

begründet.“ (Befürwortung staatlicher Aktionen) 

„Es gibt eine einzige Schnittmenge in der Politik und in der Geschichte, wo sich 

die beiden wissenschaftlichen Strömungen einig sind. Und das ist bei der 

Existenzgrundlage von Staaten an und für sich, und das ist nämlich genau das.  

Diese Szenarien, wo wir sagen wir haben kein bock drauf, dass Staaten das 

Verhindern. Das ist die Ureins Aufgabe z.B. von der Bundesrepublik DE. Denn 

es würde keinen Sinn ergeben, dass Staaten überhaupt existieren, wenn sie dafür 

nicht Sorge leisten, weil, frage an euch: Warum sollt ihr euch an die Regeln der 

freiheitlich-demokratischen Grundordnung halten, oder Regeln allgemein des 

Staates handeln, wenn ihr das von ihnen nicht zurückbekommt? Warum sollt ihr 

später auf euer Gehalt Steuern zahlen? Warum soll der Staat etwas von eurem 

erwirtschaftlichten verdienst abbekommen? Warum sollt ihr 120 fahren auf der 

Autobahn, wenn das Schild kommt und nicht 200, weil ihr habt doch bock 200 

zu fahren? Warum? Macht doch kein Sinn? Warum soll ich mich an 

irgendwelche Regeln halten, dass mir irgendein Staat angibt? Naja, 

logischerweise haltet ihr euch nur daran, weil ihr auch was zurückbekommt.“ 
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-Der Referent bezieht sich anschließend auf die Bedürfnispyramide nach 

Maslow und erklärt, Sicherheit zähle zu den zentralen menschlichen 

Grundbedürfnissen. Daraus leitet er die Verantwortung des Staates ab, Sicherheit 

zu gewährleisten zu müssen, insbesondere im Hinblick auf den Schutz der 

Bevölkerung. Dabei wird Sicherheit als grundlegende Voraussetzung 

gesellschaftlicher Ordnung dargestellt. (Ist man aber sicher???)  

„Ich möchte Olaf Abi zitieren. Alle lachen immer, wenn ich Olaf Abi sage, das 

ist ja diese Meme. Unser Altkanzler Scholz hat sehr kurz und prägnant und 

präzise mal gesagt – ohne Sicherheit ist alles Nichts.  Das stimmt und ich finde 

wenig Zitate von Politikern gut, aber das trifft es ganz kurz. Wir wollen geschützt 

werden und wir sollen nicht, dass unsere Sicherheit bedroht wird“ (Sicherheit 

für wennnnn??? Außerdem: Nutzt die Sprache von Kanacken, wenn er damit die 

SuS ansprechen kann, wenn es aber darum geht die Kanacken für die Probleme 

Deutschlands verantwortlich zu machen, ist die Politik und der Staat Nr.1) 

„Wie macht das DE? Bedrohung von innen und außen werden getrennt. Wenn 

wir von Bedrohung von Innen reden z.B. auch Polizei oder Ordnungsamt, die 

schützen uns innerlich. Das heißt innere Sicherheit“ (Hanau? Laurenz????) 

„Außen ist z.B. internationaler Terrorismus, weil der Terrorismus kommt, immer 

aus anderen Ländern wie beispielsweise Afghanistan. Da haben wir die 

Bundeswehr, Geheimdienst oder NATO und Europäische UNION. Innere 

Sicherheit zeigt sich an dem Terrorangriff in Magdeburg. Oder organisierte 

Kriminalität wie beispielsweise am Hamburger Hafen. […] Außen und 

Sicherheitspolitik denkt aber bitte zusammen. Unsere Welt ist global das kann 

man nur so beantworten. Die EU macht die Außenpolitik zur Kerninteresse, 

immer Sicherheitspolitisches Kerninteresse. Man spricht von gemeinsamer 

Außen-und Sicherheitspolitik, weil man das heutzutage nicht getrennt 

voneinander beobachten kann.  

„Kommen wir zur NATO, die uns schützt. Die vereinten Nationen sind eigentlich 

die internationaler Peacemaker. […] Es hat alles super funktioniert bis 2022. 

Russland hat einfach ein anderes Land angegriffen und beansprucht landgebiete 

für sich. Dann kams auf einmal über Nacht zum Krieg in Europa. Scholz hat sich 

klar positioniert. Da sind zwei neue Grundlagendokumente entstanden. Wir 
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müssen gucken was bedroht uns von außen? Krisen und Konflikte von außen 

und unkontrollierte Migration gefährden unsere Sicherheit. Sowohl für die 

Geflüchteten als auch für die Staaten ist das schlimm. Weil 100.00-mal Betten, 

Arbeit etc. organisiert werden muss. Wenn das zunimmt, dann kommen 

Herausforderungen dazu.  Ich sag jetzt nicht, dass wir da kein bock darauf haben, 

weil wir machen das ja wohl, seit 2017, kein anderes Land macht das so stark 

wie wir das machen. [...] Dann Klimawandel ist eine unserer Hauptbedrohungen 

genauso wie atomare Aufrüstung. Blick auf Nord-Korea. […] Genauso wie die 

Pandemie lessons learned, das ist auch eine Herausforderung für die Zukunft nh. 

Desto globaler und vernetzter unsere Welt ist, desto mehr wir reisen können, 

desto mehr Austausch zwischen Menschen  auf dem Globus stattfindet, desto 

schnelllebiger alles wird, desto mehr nimmt das Risiko von Erkrankungen zu 

bzw. die Verbreitungen von Pandemien“ (Mind you: er liebt Reisen) Dann der 

Weltraum. Wer Kontrolle über Weltraum hat, hat Kontrolle über die Welt. All 

das ist eine Bedrohung nh. Da müssen wir wissen, was wir machen.“ 

„Also unsere Welt ist gar nicht mehr so sicher, wie wir glaubten und denken, wie 

sie ist. Weil früher war es friedlich du jetzt ist es nicht mehr nh, denn in der 

Ukraine herrscht Krieg. Ihr merkt schon man muss jedes Ding aus 

unterschiedlichen Blickwinkeln betrachten, weil nicht alles so über ein Kamm 

zu Scherren ist. Das ist in unseren Moralverständnis einfach falsch, das geht 

einfach nicht, was Russland gemacht hat, da müssen wir Russland die Grenze 

zeigen. Und deshalb müssen wir Resilient sein. Resilient bedeutet 

widerstandsfähig sein im Innen. Also wir als Gesellschaft müssen näher rücken 

und merken, dass es eine Bedrohung von außen gibt. Widerstandsfähigkeit 

bedeutet aber auch einen Infrastrukturellen Sektor, der stabil genug ist, dass das 

Leben in der Bevölkerung auch ermöglicht wird, also stabiles Gesundheits- und 

Rentensystem. Wehrhaft bedeutet aber jetzt: Ja, wir müssen wieder wehrhaft 

werden. Wir brauchen wieder Militär und wir müssen wieder irgendwie 

verteidigungsfähig sein, falls es zum Angriff, z.B. durch Russland, kommt. Und 

alles, was wir machen, muss nachhaltig sein, ist ja logisch. Wir sollten jetzt nicht 

zurück zur Kohle und zur Kernenergie. Also langfristig denken.“  

-5 Min Pause- 
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„Ich habe eben versucht zu erklären, dass die Notwendigkeit ja nicht da war in 

den letzten 20 Jahren. Jetzt haben wir aber die Notwendigkeit wieder, 

mittlerweile müssen wir wieder wehrhaft sein, wir brauchen ein starkes Militär, 

da die Bedrohung besteht, dass jemand unser vereintes Europa angreift von 

außen. Wir brauchen also doch Militär für unsere tolle Demokratie. Da muss 

man sich aber logischerweise hinstellen und fragen: Okay, wie geht’s denn 

unserer Bundeswehr, unserem Militär? An dieser Stelle: WIR als Bundeswehr 

tun nicht irgendwelche selbstständigen Dinge, sondern am Ende des Tages ist 

die Ausrichtung der Bundeswehr eine politische Entscheidung. Das wird in 

Berlin entschieden. Da kann sich keiner hinstellen und sagen: Die Bundeswehr 

handelt nicht so wie die Bevölkerung es will, weil ist nicht so. Weil am Ende des 

Tages alle Entscheidungen in Berlin beschlossen werden, und die Vertreter haben 

alle gewählt. Das muss man sich sinnbildlich vorstellen, denn es gibt in den 

Medien radikale Meinungen. Wir alle entscheiden alle 4 Jahre wie es dem Militär 

geht in diesem Land. 

-Dann wird ein Militär Werbevideo gezeigt, indem erzählt wird, dass gespart 

statt aufgerüstet wird, obwohl wir in Afghanistan helfen. Es gäbe immer weniger 

Soldaten, die Bundeswehr müsse sich aufstellen, da Personal- und 

Materialmangel herrsche.- 

„Es ist eine logische Schlussfolgerung der Politik auch gewesen, denn es hieß 

immer: Geld sparen, Geld sparen, Geld sparen, Geld sparen. Wir müssen 

staatlich in die Renten- und Sozialversicherungssystem reinstecken. Man halt 

also viel Geld, was der Staat zur Verfügung hat, lieber in andere Bereiche 

gesteckt und beim Militär gespart und das ist logisch, warum das so ist. Wir 

können uns darüber unterhalten, ob es sinnvoll war das so auf diese radikale Art 

und Weise zu machen, dass wir SO schlecht dastehen. Ja, denn wir stehen sehr 

schlecht dar. Aber jetzt ist die Notwendigkeit über Nacht wieder da. […] Unser 

neuer Fokus in der Bundeswehr ist es, dass wir lernen uns selbst mit unseren 

Bündnispartnern, also den Natomitgliedern, irgendwie zu verteidigen. […] Weil 

am Ende, auch das müsst ihr verstehen, Deutschland verteidigt sich nicht allein. 

Also wenn ein Land X die Nato angreift, beispielsweise Polen, dann hängen da 

deutsche Soldaten genauso mit drin, weil der Artikel 5 da nochmal ausgelöst 

wird. Dann müssen wir genau so Kriegs- und Konfliktverteidigen. Und dann 
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verteidigen wir die Bundesrepublik Deutschland nicht an der deutschen Grenze, 

also Frankfurt Oder, sondern beispielsweise in Warschau, in Polen. Denn allein 

wird eine Bundeswehr nie verteidigungsfähig sein. Wenn man sich die 

personelle materielle Stärke und Ressourcen des chinesischen Militärs anguckt 

und vergleicht mit dem Deutschen, dann passt das Deutsche bestimmt 180-mal 

in das Chinesische. Denn wir denken Verteidigung immer mit unseren 

Bündnispartnern, weil gemeinsam sind wir stark!“ 

-Im weiteren Verlauf thematisiert der Referent die NATO-Präsenz in Litauen 

sowie den Einsatz der Bundeswehr im Rahmen internationaler 

Bündnisstrukturen. Dabei verweist er auf die Bedeutung Litauens als NATO-

Partner und begründet die Stationierung deutscher Soldat*innen insbesondere 

mit dem russischen Angriff auf die Ukraine. Wiederholt betont er die 

Notwendigkeit einer stärkeren deutschen Präsenz in Litauen und erklärt, 

Deutschland müsse deutlich machen, „dass wir das ernst meinen.“ In diesem 

Zusammenhang hebt er zudem den Bedarf weiterer Soldat*innen vor.- 

„[…] Was denkt ihr wie lang in Deutschland so ein Bauvorhaben dauert? Mit der 

Planung, Ausschreibung, Beschlüsse werden gemacht. Ich hätte zwar 50 Jahre 

gedacht, wir nehmen aber einfach mal 20-30 Jahre, das kommt auch gut hin, bis 

das Ding auch wirklich fertig ist. […]  Die Litauer, die haben aber Angst und die 

meinen das ziemlich ernst mit ihren […] brauchen Bundeswehr 5000 Männer 

und Frauen – hier ist euer Platz […] Ich war drei Mal dort, wisst ihr wie schnell 

Sie das gebaut haben? Panzerbrigade … Am Ende liegt es an uns, denn DIE 

haben Alles.  In Litauen hat auch die erste deutschsprachige Schule aufgemacht. 

Die Litauer haben alles aufgebaut und wir versuchen grad 5000 freiwillige Leute 

zu organisieren bis 2027. Es geht AKTUELL um Freiwilligkeit, aber keiner spürt 

eine Gewisse Verantwortung. Wenn die mich brauchen, dann geh ich auch hin, 

dann diskutier ich auch nicht. Merkt euch da ist immens politischer Druck. Denn 

wir werden international daran gemessen, ob wir das Schaffen oder nicht. Wenn 

wir das als Deutschland nicht schaffen diese 5000, und das ist echt nicht viel, 

dann werden und alle Bündnispartner, vor Allem Amerika auslachen, und sagen 

ihr schafft es nicht mal euren Beitrag in unser Bündnis zu machen. Wenn wir das 

nicht geschissen bekomme auf gut Deutsch dann ist das international eine 

richtige Blamage. Jetzt könnt ihr euch im Umkehrschluss vorstellen, dass da 
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immenser Druck ist. […] Jetzt kommen wir zur Frage: Muss mein Hamster, mein 

Onkel meine Tante zur Bundeswehr, ja oder nein? Die Debatte ist riesig und 

langweilt mich, weil sie so riesig ist seit April dieses Jahres und ich erklär euch 

das so: Ausgangslage: Also Einstieg der Notwendigkeit. Wir brauchen bis 2030 

260.000 einsatzfähige Männer und Frauen also aktive Soldatinnen und Soldaten. 

Wir haben aber stand 2025 nur 185.00 -190.000 Tausend deshalb circa Gap von 

60.000. Also das ist die Zahl, die man braucht, um verteidigungsfähig zu sein 

mit unseren Partnern. Aktiv. Das ist aber die Zahl, die wir wirklich brauchen, um 

verteidigungsfähig zu sein. Über Nacht 460.000-470.000 Leute AKTIV die man 

einsetzten kann. Warum so viel? Da spielen die Reservisten eine große Rolle. 

Alle die mal bei der Bundeswehr waren, ausgebildeten, z.B. an der Waffe, die 

uns danach verlassen haben. […] Das heißt aktiv fehlen uns 60.000, bei den 

Reservisten fehlen uns 200.000 und das bis 2030. […] Weil man zwischen 1985 

und 2025 oder 2022 nicht die Notwendigkeit gesehen hat, dass wir so viele 

Soldaten brauchen und oben rein haben wir 2011 die Wehrpflicht ausgesetzt. 

Auch da hatten wir einen guten Verteidigungsminister, der das gut erläutert hat. 

Es war politisch sehr schlau gemacht. Das heißt wir brauchen das wieder. 

Deswegen ist diese ganze Debatte entstand Anfang des Jahres, bzw. letztes Jahr 

sogar schon. Wehrpflicht, ja oder nein? Es ist eine große Sicherheitsfrage. Wir 

sagen jetzt aber nicht Reaktivierung der Wehrpflicht, sondern im 

Kabinettbeschluss und das ist auch das, worauf sich die Bundesregierung gestern 

geeinigt hat, wenig Pflicht viel Freiwilligkeit. Man will einen neuen Wehrdienst 

einführen, der beinhaltet, dass alle 18-Jährigen und 18 werdenden von der 

Bundeswehr angeschrieben werden mit einem Fragebogen. Sowohl die Männer 

als auch die Frauen werden angeschrieben. Dann müssen die Männer den 

Fragebogen beantworten und machen in diesem Fragebogen Angaben zur 

Bereitschaft zur Bundeswehr ja, nein? Zum Bildungsstand und 

Gesundheitsstand etc. Wenn die Männer bei der Bereitschaft ja ankreuzen, 

kriegen sie eine Einladung zur Musterung. Dann können sie zur Bundeswehr 

gehen, dann wird geguckt für welche Bereiche sind sie geeignet etc. Dann könnt 

ihr euch entscheiden 6 Monate freiwilligen Wehrdienst zu leisten mit der […] 17 

Monate […] dann 23 Monate insgesamt. So, ich habe es ja schon gesagt: Frauen 

und Männer werden angeschrieben. Männer müssen den Fragebogen ausfüllen. 

Frauen müssen diesen nicht ausfüllen, weil Frauen durch den Artikel 12a Abs 4 
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Grundgesetz besonders geschützt. Das wäre nämlich schon ein Eingriff in eure 

Grundrechte der Frauen, da steht drin, Frauen dürfen. Kann man diesen Artikel 

ändern Artikel 12? Nein. Warum nicht? Ewigkeitsklausel. […] Da ist also sehr 

viel Freiwilligkeit drinnen und eigentlich gar keine Pflicht. Deswegen heißt es 

auch Wehrdienst nach dem Schwedischen Modell und nicht Wehrpflicht oder 

Reaktivierung der Wehrpflicht. Jetzt gibt es aber eine gravierende Änderung: alle 

ab Geburtsjahr 2008 sind verpflichtet zur Musterung. Also man geht jetzt einen 

Schritt weiter. Es wird ab alle ab 2008 eine Pflichtmusterung geben. Die müssen 

zu der Bundeswehr. Die müssen angeguckt werden, ob die körperlich in der Lage 

sind den Dienst zu verrichten danach können die nach Hause gehen. Das heißt: 

Die werden nicht weiter betrachtete. Aber was erhält man dadurch 

logischerweise: Daten. Durch diese Daten ist man in der Lage, auf diese 

zurückzukommen. Wer ist zum Dienst an der Waffe geeignet und wer nicht? 

Einen Eignungsregister schafft man sich dadurch. Die müssen auch gemustert 

werden, das wird auch so kommen. Betrifft euch nicht mehr. Und dann wurde 

gesagt, und das war ein Streitpunkt in den letzten Wochen in Berlin, wenn das 

alles nicht ausreicht: Sowohl der Aspekt der Freiwilligkeit und der Aspekt der 

Musterung nicht ausreicht und dass dadurch nicht auch irgendwie zusätzlich paar 

junge Leute sich entscheiden, DANN könnte man, wenn man nicht auf die 

60.000 kommt, dann können wir über ein Losverfahren nachdenken. Das muss 

der Bundestag aber erstmal entscheiden. Also streicht das erstmal aus eurem 

Kopf, dass es ein Losverfahren gibt, streicht den Begriff Wehrpflicht, setzt den 

Begriff neue Wehrdienst oder Bedarfswehrdienst. Aber es kommt keine 

Wehrpflicht. Und wer auch immer das sagt, oder Schlagzeilen kommen mit der 

Wehrpflicht kommt zurück, die kommt nicht zurück. […] Warum sagen alle wir 

schaffen es niemals auf die 60.000 zu kommen? Warum wird es so verteufelt? 

Aber ich sage: Warum geben wir jungen Menschen erstmal die Chance. Und ich 

find’s gut. Ist meine persönliche Meinung. Wir haben es jetzt beschlossen mit 

der Freiwilligkeit. Wir lassen es jetzt andocken und gucken einfach mal wohin 

das 2026/2027 hinführt. Und ich glaube daran: Wir werden die 60.000 

freiwilligen jungen Menschen irgendwie gewinnen. Denn Nachbarländer haben 

es ähnlich gemacht mit ähnlichen Modellen und haben es auch geschafft. Warum 

soll das  dann Deutschland nicht schaffen? Habt mal ein bisschen Vertrauen in 

die jungen Männer. […] Jetzt stell ich mal eine ganz persönliche Interessensfrage 
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an die jungen Männer z.B. wer wäre denn von euch bereit zur Bundeswehr zu 

gehen? Keiner meldet sich, einige lachen. Soldat: „Eigentlich ist es gar nicht 

witzig, denn es ist eine entscheidende Frage, die jeder für sich selbst beantworten 

muss und nicht jeder selber für sich beantworten kann, und genau deswegen 

haben sich Leute in Berlin getroffen. […] Deswegen machen sie erstmal kein 

Losverfahren, denn es ist ein Eingriff in eure individuellen Persönlichkeitsrechte 

und am Ende des Tages nimmt man euch ja ein Stück von eurem Leben von eurer 

Freiheit ja weg. Ich kann das sehr gut nachvollziehen. Deswegen: Ich bin 

gespannt, ob wir das Schaffen mit den Freiwilligen. Ich sehe es aber auch 

kritisch.  Ich glaub nicht, dass wir 60.000 Männer und Frauen rekrutieren 

können. Wie dem auch sei. Für mich lohnt es sich am Ende des Tages 

gegebenenfalls auch mit meinem Leben für die freiheitlich- demokratische 

Grundordnung einzustehen. Oder dafür auch zu bezahlen, weil ich hinter den 

Werten einstehe. Allein schon, dass jeder hier sitzen kann und eine andere 

Meinung haben kann. Alle haben seine eigene Meinung. Ihr habe eure ich habe 

meine und gut ist. Aber, ich finde es besser als in einem Land zu sein, wo nicht 

jeder seine eigene Meinung frei äußern kann. Oder ihr mir nicht zustimmt. Oder, 

dass Deutschland in einer Diktatur leben würde. Auch wenn ich bisschen kritisch 

rüberkomme, am Ende stehe ich 100% hinter der Waffe.“ 

-Nun zeigt der Jugendoffizier ein neues Video über ,Sicherheitspolitik‛, wobei 

es wieder darum geht, dass die Bundeswehr gestärkt werden muss und die 

Verteidigungsfähigkeit weiter ausgebaut wird und dass alle Güter dafür genutzt 

werden. Hier der Bundeskanzler „Die Stärkung der Bundeswehr steht dabei für 

uns an erster Stelle in der eigenen Politik. Die Bundesregierung wird zukünftig 

alle finanziellen Mittel zur Verfügung stellen, die die Bundeswehr braucht, um 

konventionell zur Stärksten Armee Europas zu werden. Das ist dem 

bevölkerungsreichsten und wirtschaftsstärksten Land Europas nicht mehr als 

angemessen.“- 

Dazu sagt der Jugendoffizier zu Merz’ Aussage: „Sehr starke Aussage vom 

Bundeskanzler. Auch da nochmal es ist viel Druck und auch eine ernste Situation 

und das wollte ich euch verdeutlichen. Der Angriff aus Russland hat was mit uns 

gemacht und hat uns dazu gezwungen, dass wir uns neu ausrichten müssen. Ich 

sage eine Gesellschaft muss auch erstmal auf sowas ich sag mal eigenstellig 
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vorbereitet sein. Man kann nicht über Nacht sagen verteidigungsfähig sein, 

sondern es muss gesellschaftlich auch akzeptiert, respektiert und vor allem 

gewollt sein. Wenn es das nicht ist, dann ist es wieder entgegen unseren 

demokratischen Werten. Wenn 60% der Verteidiger in Berlin sagen wir brauchen 

keine starke Bundesweh, dann brauchen wir das nicht. Aber leider zeigen die 

realen Geschehnisse egal wo auf der Welt was anderes.  Friedensabkommen 

haben nichts mehr zu bedeuten. Ein Russland greift auch einfach an und die 

Aggression nimmt dahingehend einfach zu. Es ist nicht nur Russland es ist auch 

China das Taiwan angreifen will. […] Da muss man sich irgendwann als 

Demokratie die Frage stellen: müssen uns jetzt verteidigen können? Um genau 

das zu schützen, die freiheitlich-demokratischen Werte, die wir nun Mal haben. 

Ich war letzte Woche bei einer Integrationsklasse, das war ganz interessant. Das 

waren 80% Ukrainer, 10% Russen und 10% Syrer, alle geflüchtete und nicht 

länger als 1 Jahr in DE. Die konnten alle perfekt Deutsch hat mich verwundert. 

Die machen alle ihr Abitur an einer Inklusionsschule. Bei denen habe ich einen 

Vortrag gehalten und die haben alle einvernehmlich den Kopf geschüttelt und 

meinten „Hömma seid ihr dumm“. Die meinten es lohnt sich gar nicht darüber 

zu sprechen, dass ihr euch verteidigen müsst. Die sagen selbst die finden das toll 

hier in Europa mit Freiheit. Dass sie sich hier frei entfalten können. Die aus 

Russland wussten gar nicht, dass sie so viele Möglichkeiten haben mit Bildung.  

Die Schüler meinten: Ihr müsst doch verstehen, dass nicht jeder euch das gönnt, 

dass ihr diese Freiheiten habt, sondern dass es auch Menschen auf der Welt gibt, 

die euch diese Freiheit wegnehmen wollen. Also die haben so ein krass anderes 

Mindset, die haben nicht verstanden, worüber wir hier sprechen. Konnte ich auch 

nicht antworten, da meinte ich nur, dass unsere Gesellschaft hier nicht so weit 

ist, weil hier kein Kriegsgebiet ist, das ist ganz weit weg. Wenn du ein Ukrainer 

fragst oder ein Syer fragst der hat das alles im Kopf. Da fand ich interessant, dass 

die das nicht verstanden haben.“   

[…] 

„Die Bundesweh ist auch ein cooler, attraktiver Arbeitgeber mit wenig 

Sicherheitsrisiko. […] Meine Freundin fragt mich bis heute: Ja, ist dir das Wert? 

Willst du das wirklich weiter machen und ich sag ja. Das ist wirklich meine 

ehrliche Meinung. Ist halt einfach so. Ich bin halt aus Überzeugung damals zur 
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Bundeswehr gegangen, weil ich dankbar bin, weil ich der Gesellschaft etwas 

zurückgeben will und mein Beitrag in dem Moment ist dann nicht z.B. im 

Krankenhaus Menschen zu helfen, mein Beitrag ist dafür im Äußersten Zweifel 

mit meinem Leben dafür zu bezahlen.“ 

-Ich (Praktikantin) frage: „Sie sind ja Jugendoffizier und machen das in vielen 

Schulen. Wie ist es bei den Jugendlichen? Was ist ihr Bild? Haben die eher Angst 

oder sind die eher bereit? Wie sieht es aus mit der Freiwilligkeit?“ 

Soldat: „Ich krieg so wenig direktes Feedback immer darauf. Auch hier heute 

wüsste ich nicht, was euer Eindruck ist, tatsächlich. Also es gibt Schulen da ist 

es sehr klar. Da gibt es viel Diskussion und Beteiligung und zum Beispiel eine 

sehr starke Jungs gruppe oder Männergruppe, die sagt „Jo, auf jeden Fall lohnt 

sich das hier und wir müssen was machen und das kann doch nicht sein“. Es gibt 

aber auch Schulen oder Klassen, die auch extrem kritisch sind. Die sehen das 

überhaupt nicht so und finden das ist eher ein weiterer Schritt in Richtung 

Eskalation als Deeskalation, wenn wir halt noch mehr Personal, Material […] 

z.B. gegen Russland zeigen, dass wir nur Aufrüsten. […] Es gibt kein Bild.“ - 

-Soldat fragt die Klasse: Wer ist eher kritisch? Habt ihr Angst? Wer sieht das eher 

neutral? - 

Ein Schüler: „Ich sehe es relativ unrealistisch, dass Russland wirklich ein NATO 

Gebiet eingreift, weil man sich nicht mit dem ganz großen Player anlegt. Das 

ergibt aus russischer Perspektive find ich relativ wenig Sinn. Dann rüstet man 

halt extrem viel auf was extrem viel kostet wo dann das Geld möglicherweise 

woanders fehlen könnte. Wenn die Jugend dann auch anstatt sich richtig zu 

orientieren erst eingezogen werden würde. Dann geht da auch wirtschaftliche 

Kraft verloren und man braucht ja auch Jugendliche in der Wirtschaft irgendwie. 

Da würde man Wirtschaftskraft verlieren nur um irgendwie aufzurüsten und 

abzuschrecken was vielleiht am Ende gar nicht gebraucht wird. Vielleicht doch 

irgendwie schon aber ich sehe es halt aktuell nicht so.“ 

Soldat: „Das ist halt genau die Frage. Der Notwendigkeit, ob wir das eine oder 

das andere macht. Ich sehe das auch so, ich weiß es nicht. Die internationalen 

Zeichen stehen aber schlecht. Weil die Orientierung Russlands gegenüber China, 

die Abkapslung der Amerikaner von Europa weg. Nicht von der NATO weg aber 
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von Europa, der Großmachtsanspruch Seiten der Amerikaner, Russland und 

China. Denn ein vereintes Russland und ein vereintes China wäre eine starke 

Weltordnung gegenüber einem schwachen Europa.  Und die Zeichen stehen halt 

nicht mehr […] Friedensverhandlung. Sondern das Maß der Dinge aktuell ist, 

dass wir abkehren von Multilateralismus, also dass die Macht auf der Welt gleich 

verteilen. Sondern wir haben immensen Umschwung hin zu ner multikularen 

Weltordnung. Also wir haben dann einzelne Big Player auf der Welt, die dann 

die Stränge der Macht ziehen und sagen: Ich guck mal wieviel ich maximum für 

mich rausholen kann. Ich maximier jetzt mal eigennützig so lange meine 

Interessen, meine Macht, meinen Einfluss, und gucke was passiert. Und genau 

das beobachten wir gerade. […] Es ist sauschwierig. Die Kacke ist halt, es ist 

ein Blick in die Glaskugel. Es ist halt unberechenbar. Die Demokratie ist 

berechenbar, Deutschland ist in seiner Außenpolitischen und 

Sicherheitspolitischen Handeln sehr berechenbar, DE wird nur mehr Militär 

haben, wenn es eine Gefahr für die demokratische Ordnung gibt. Das ist ganz 

klar. Demokratie verhält sich nicht aggressiv, Demokratie ist stabilisierend. Aber 

Diktaturen wir in Russland oder China interessiert das halt nicht. Weil es andere 

Staatssysteme sind, die haben ein anderes kulturelles und politisches 

Verständnis.  Die interessiert das nicht. Die müssen nicht defensiv sein. Die 

können sich das Leisten aggressiv zu sein. Es gibt prinzipiell, kulturell, religiöse 

Unterschiede in den Bevölkerungen, die in den jeweiligen Staatsformen halt 

leben. Wir sind sehr demokratisch. Wir diskutieren sehr demokratisch. Wir sind 

aber sehr extrem. Russland die Bevölkerung ist viel widerstandsfähiger, weil 

einfaches Beispiel: Wenn dort 48h der Strom abgestellt wird, werden nicht alle 

die Mistgabeln ziehen und nach Moskau marschieren und protestieren, dass der 

Strom ausgefallen ist. Warum? Allein schon aus Angst vor Verfolgung oder 

Konsequenzen. Weil wenn man in Russland oder China gegen die Regierung 

handelt, wird man sofort verhaftet oder unterdrückt. Also da ist die 

Hemmschwelle sowas zu machen höher. Logischerweise ist die Bevölkerung 

viel leidensfähiger, viel resistenter. Ob das gut ist oder nicht, das wäre ne 

Unterstellung, das kann ich nicht werten. Ich kann mir da kein Bild machen ich 

will es auch nicht. Stellst du jetzt in Deutschland 24 Stunden den Strom ab ist 

die Wahrscheinlichkeit groß, dass alle vor den Rathäusern stehen und sagen ich 
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zahl steuern und würden dagegen ankämpfen. Ich will mir gar nicht vorstellen, 

was da los wäre. Also diese Aspekte muss man auch betrachten.“ 

Andere Sätze, die während des Vortrags geäußert wurden: 

„Sag gern Du, ich bin auch einer wie Du.“ 

„Wir brauchen euch.“  

„Wir kommen dich davon rum, wir müssen unser Land verteidigen.“ 

„Ich bin stolz darauf ein Land wie Deutschland repräsentieren zu können. Unsre 

Frauen haben hier Freiheiten, über die können Frauen weltweit nur träumen“  

„Die Verantwortung liegt jetzt bei euch. Ihr müsst jetzt anpacken!“  
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